
1461 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Ausgedruckt am 1. 2. 1994 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz über den Hebammenberuf 
(Hebammengesetz - HebG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

1. Abschnitt 

Berufsbezeichnung ..................... § 1 
Tätigkeitsbereich. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 2 
Beiziehungspflichten der Schwangeren, Ge-

bärenden und Wöchnerin . . . . . . . . . . . . .. § 3 
Grenzen der eigenverantwortlichen Aus­

übung des Hebammenberufes . . . . . . . . . .. § 4 
Arzneimittel. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 5 

2. Abschnitt 

Pflichtenkreis der Hebamme. . . . . . . . . . . . .. § 6 
Verschwiegenheitspflicht ................ § 7 
Personenstands rechtliche Pflichten ........ § 8 
Dokumentation . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 9 

3. Abschnitt 

Berufsberechtigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 10 
Qualifikationsnachweise - Inland ....... § 11 
Qualifikationsnachweise - EWR . . . . . . .. § 12 
Qualifikationsnachweise - außerhalb des 

EWR .............................. § 13 
Nostrifikation. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 14 
Ergänzungsausbildung und -prüfung. . . . . .. § 15 
Hebammenausweis . . . . . . . . .. . . . .. . . . . .. § 16 
Fortbildung bei Ausbildung außerhalb des 

EWR .............................. § 17 
Berufsausübung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 18 
Freiberufliche Berufsausübung . . . . . . . . . . .. § 19 
Werbeverbot .......................... § 20 
Vorübergehende freiberufliche Berufsaus-

übung - EWR .... ... .... . .... ... .. § 21 
Zurücknahme der Berufsberechtigung . . . . .. § 22 

4. Abschnitt 

Ausbildung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 23 
Ausbildungsinhalt .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 24 . 
Hebammenakademien .................. § 25 
Akademieleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 26 
Akademieordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 27 
Vertretung der Studierenden ............. § 28 
Aufnahme in eine Hebammenakademie . . . .. § 29 
Aufnahmekommission . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 30 
Ausschluß aus der Ausbildung. . . . . . . . . . . .. § 31 
Anrechnungen. . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . .. § 33 
Prüfungen - Prüfungskommission....... § 34 
Diplom ............................... § 35 

5. Abschnitt 

Fortbildung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 37 
Sonderausbildung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. § 38 

6. Abschnitt 

Österreichisches Hebammengremium ..... . 
Wirkungskreis ........................ . 
Verhältnis zu Behörden und zur Sozialversi-

cherung , ....................... , .. . 
Mitgliedschaft ........................ . 
Pflichten und Rechte der Mitglieder ....... . 
Satzung, Geschäftsordnung und Beitragsord-

nung ... , .......................... . 
Organe des Österreichischen Hebammen-

gremiums .............. , ........... . 
Hauptversammlung ....... " ............ . 
Gremialvorstand . , ...... , .............. . 
Wahlbestimmungen ........ , ........... . 
Präsidium ............................ . 
Landesgeschäftsstellen ......... : ....... . 
Verschwiegenheitspflicht ............... , 
Deckung der Kosten - Gremialbeitrag ... . 
Aufsicht ........................ , .... . 

7. Abschnitt 

Strafbestimmungen ..... , .............. . 

§ 39 
§ 40 

§ 41 
§ 42 
§ 43 

§H 

§ 45 
§ 46 
§ 47 
§ 48 
§ 49 
§ 50 
§ 51 
§ 52 
§ 53 

§ 54 

1461 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 103

www.parlament.gv.at



2 1461 der Beilagen 

Übergangsbestimmungen. . . . . . . . . .. §§ 55-61 
Inkrafttreten .......................... § 62 
Vollziehung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .§ 63 

1. Abschnitt 

Berufsbezeichnung 

§ 1. (1) Die Berufsbezeichnung Hebamme darf 
nur von Personen geführt werden, die auf Grund 
dieses Bundesgesetzes zur Ausübung des Hebam­
m~nberufes berechtigt sind. Sie gilt für weibliche 
und männliche Berufsangehörige. 

(2) Staatsangehörige einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum (EWR-Abkommen), die auf Grund dieses 
Bundesgesetzes zur Ausübung des Hebammenberu­
fes berechtigt sind, dürfen die im Heimat- und 
Herkunftsstaat gültigen rechtmäßigen Ausbildurigs­
bezeichnungen bzw. deren Abkürzung führen, 
sofern diese 

1. nicht mit der Berufsbezeichnung gemäß Abs. 1 
identisch sind und nicht mit einer Bezeichnung 
verwechselt werden können, die in Österreich 
eine zusätzliche Ausbildung voraussetzt und 

2. neben der Ausbildungsbezeichnung Name und 
Ort der Lehranstalt oder des Prüfungsaus­
schusses, die/der diese Ausbildungsbezeich­
nung verliehen hat, angeführt werden. 

(3) Die Führung einer Berufs- oder Ausbildungs­
bezeichnung gemäß Abs. 1 und 2 oder die Führung 
anderer verwechselbarer Berufs- und Ausbildungs­
bezeichnungen durch hiezu nicht berechtigte 
Personen ist verboten. 

Tätigkeitsbereich 

§ 2. (1) Der Hebammenberuf umfaßt die Be­
treuung, Beratung und Pflege der Schwangeren, 
Gebärenden und Wöchnerin, die Beistandsleistung 
bei der Geburt sowie die Mitwirkung bei der 
Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge. 

(2) Bei der Ausübung des Hebammenberufes sind 
eigenverantwortlich insbesondere folgende Tätig~ 
keiten durchzuführen: 

1. Information über grundlegende Methoden 
der Familienplanung; 

2. Feststellung der Schwangerschaft, Beobach­
tung der normal verlaufenden Schwanger­
schaft, Durchführung der zur Beobachtung 
des Verlaufs einer normalen Schwanger­
schaft notwendigen Untersuchungen; 

3. Veranlassung von Untersuchungen, die für 
eine möglichst frühzeitige Feststellung einer 
regelwidrigen Schwangerschaft notwendig 
sind, oder Aufklärung über diese Untersu­
chungen; 

4 . Vorbereitung auf die Elternschaft, umfas­
sende Vorbereitung auf die Geburt ein­
schließlich Beratung in Fragen der Hygiene 
und Ernährung; 

5. Betreuung der Gebärenden und Überwa­
chung des Fötus in der Gebärmutter mit Hilfe 
geeigneter klinischer und technischer Mittel; 

6. Durchführung von Spontangeburten bei 
Schädellage einschließlich Dammschutz und 
sofern erforderlich, des Scheidendamm­
schnitts, sowie im Dringlichkeitsfall von 
Steiß geburten ; 

7. Erkennen der Anzeichen von Regelwidrig­
keiten bei der Mutter oder beim Kind, die 
eine Rücksprache mit einer Ärztin/ einem 
Arzt oder das ärztliche Eingreifen erforder­
lich machen, sowie Hilfeleistung bei etwaigen 
ärztlichen Maßnahmen, Ergreifen der not­
wendigen Maßnahmen bei Abwesenheit der 
Ärztin/des Arztes, insbesondere manuelle 
Ablösung der Plazenta, woran sich gegebe­
nenfalls eine manuelle Nachuntersuchung 
der Gebärmutter anschließt; 

8. Beurteilung der Vitalzeichen und -funktio­
nen des Neugeborenen, Einleitung und 
Durchführung der erforderlichen Maßnah­
men und Hilfeleistung in Notfällen, Durch­
führung der sofortigen Wiederbelebung des 
Neugeborenen; . 

9. Pflege des Neugeborenen, Blutabnahme am 
Neugeborenen mittels Fersenstiches und 
Durchführung der erforderlichen Messun­
gen; 

10. Pflege der Wöchnerin, Überwachung des 
Zustandes der Mutter nach der Geburt und 
Erteilung zweckdienlicher Ratschläge für die 
bestmögliche Pflege des Neu~eborenen; 

11. Durchführung der von der Ärztin/vom Arzt 
verordneten Maßnahmen; 

12. Abfassen der erforderlichen schriftlichen 
Aufzeichnungen. 

(3) Das Ärztegesetz 1984, BGBI. Nr. 373, das 
Krankenpflegegesetz, BG BI. N r. 102/1961, das 
MTD-Gesetz, BGBI. Nr. 460/1992, das Familienla- . 
stenausgleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 376, in ihrer 
jeweils geltenden Fassung, werden durch dieses 
Bundesgesetz nicht berührt. 

Beiziehungspflichten der Schwangeren, Gebärenden 
und Wöchnerin 

§ 3. (1) Jede Schwangere hat zur Geburt und zur 
Versorgung des Kindes eine Hebamme beizuziehen. 

(2) Ist die Beiziehung einer Hebamme bei der 
Geburt selbst nicht möglich, so hat die Wöchnerin 
jedenfalls zu ihrer weiteren Pflege und der Pflege 
des Säuglings unverzüglich eine Hebamme beizu­
ziehen. 
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Grenzen der eigenverantwortlichen Ausübung des 
Hebammenberufes 

§ 4. (1) Bei Verdacht oder Auftreten von für die 
Frau oder das Kind regelwidrigen und gefahrdro­
henden Zuständen während der Schwangerschaft, 
der Geburt und des Wochenbetts, darf die 
Hebamme ihren Beruf nur nach ärztlicher Anord­
nung und in Zusammenarbeit mit einer Ärztin! 
einem Arzt ausüben. 

(2) Regelwidrige und gefahrdrohende Zustände 
während der Schwangerschaft liegen insbesondere 
in folgenden Fällen vor: 

1. bei jeder belastenden Vorgeschichte, bei 
Vorliegen und Auftreten von sowie Verdacht 
auf Erkrankungen, die nach dem Stand' der 
medizinischen Wissenschaft ärztlichen Bei­
stand erfordern, 

2. bei plötzlich auftretenden gefahrdrohenden 
Erscheinungen, 

3. bei Mehrlingsschwangerschaften. 

(3) Regelwidrige und gefahrdrohende Zustände 
während der Geburt liegen insbesondere in 
folgenden Fällen vor: 

1. bei allen regelwidrigen Lagen des Kindes, 
2. bei Vorliegen oder Vorfall von kleinen 

Kindesteilen oder der Nabelschnur, 
3. bei Verdacht auf Schädel-Becken-Mißver­

hältnis, 
4. bei Störungen der Wehentätigkeit, welche 

einen Geburtsstillstand bewirken, bei Anzei­
chen von Überlastung und Erschöpfung der 
Gebärenden, 

5. wenn die Herztöne des Kindes regelwidrig 
werden, 

6. bei Verdacht auf vorliegenden Mutterku­
chen, 

7. bei starken Blutungen aus den Geburtswegen, 
8. wenn zwei Stunden nach der Geburt de~ 

Kindes die Nachgeburt noch nicht abgegan­
gen ist oder wenn Teile der Nachgeburt 
zurückgeblieben sind, auch wenn keine 
Blutung vorhanden ist, 

9. bei Fehlgeburten oder Frühgeburten, 
10. bei Mehrlingsgeburten, 
11. bei Wahrnehmung von Mißbildungen des 

Neugeborenen, die eine unverzügliche ärztli­
che Maßnahme erfordern, 

12. bei allen gefahrdrohenden Zwischenfällen 
sowie bei Erkrankungen der Gebärenden 
oder bei deren Tod. 

(4) Regelwidrige und gefahrdrohende Zustände 
während des Wochenbetts liegen insbesondere in 
folgenden Fällen vor: 

1. bei Frühgeburteh, 
2. bei Empfindlichkeit des Unterleibs, bei regel­

widrig vermehrtem Blutabgang, bei ausblei­
bendem oder übelriechendem Wochenfluß, 

3. bei Wahrnehmung von Mißbildungen des 
Kindes, 

4. bei Verletzungen des Kindes während der 
Geburt oder bei Auftreten von bedrohlichen 
Zuständen des Kindes, 

5. bei Erkrankungen des Kindes, 
6. bei übermäßigem Gewichtsverlust des Kindes, 
7. bei Tod der Wöchnerin oder des Kindes. 

Arzneimittel 

§ 5. (1) Hebammen ist bei gegebener Indikation 
in der Eröffnungsperiode die Anwendung eines 
nicht dem Suchtgiftgesetz, BGBI. Nr. 234!1951, in 
der jeweils geltenden Fassung, unterliegenden 
krampflösenden oder schmerzstillenden Arzneimit­
tels, das für die GeburtShilfe nach Maßgabe der 
Wissenschaft und Erfahrung angezeigt ist, ohne 
ärztliche Anordnung erlaubt. 

(2) Hebammen ist die intramuskuläre und 
subkutane Anwendung von Wehenmitteln oder 
wehenhemmenden Mitteln bei Gefahr im Verzug 
ohne ärztliche Anordnung erlaubt, wenn 

1. ärztliche Hilfe nicht rechtzeitig erreichbar ist 
oder . 

2. die rechtzeitige Einweisung in eine Kranken­
anstalt nicht möglich ist. 

(3) Hebammen ist die intramuskuläre Anwen­
dung von Arzneimitteln zur Rhesus-Prophylaxe 
erlaubt, wenn die Notwendigkeit der Anwendung 
von einer Ärztin! einem Arzt festgestellt worden ist. 

(4) Hebammen ist unmittelbar nach der Geburt 
die Anwendung von prophylaktischen Arzneimit­
teln ohne ärztliche Anordnung erlaubt, wenn die 
Anwendung durch Hebammen nach dem jeweiligen 
Stand der medizinischen Wissenschaft und Erfah­
rung von ·den Gesundheitsbehörden empfohlen ist. 

(5) Die Verschreibung rezeptpflichtiger Arznei­
mittel für die Anwendung durch die Hebamme hat 
durch 

1. eine praktische Ärztin! einen praktischen Arzt 
oder 

2. eine Fachärztin!einen Facharzt für Frauen­
heilkunde und Geburtshilfe oder 

3. eine Amtsärztin! einen Amtsarzt 
zu erfolgen. 

(6) Hebammen sind verpflichtet, die Arzneimittel 
gemäß Abs. 1 bis 4 vorrätig zu halten. 

(7) Die Gebarung mit rezeptpflichtigen Arznei­
mitteln ist in der Dokumentation gemäß § 9 
festzuhal ten. 

2. Abschnitt 

Pflichtenkreis der Hebamme 

§ 6. (1) Hebammen haben ihren Beruf ohne 
Unterschied der Person gewissenhaft auszuüben. 
Sie haben das Wohl und die Gesundheit der 
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Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und 
Mütter sowie der Neugeborenen und Säuglinge 
unter Einhaltung der hiefür geltenden Vorschriften 
und nach Maßgabe der fachlichen und wissen­

,schaftlichen Erkenntnisse und Erfahrungen zu 
wahren. 

(2) Hebammen dürfen im Notfall ihre fachkun­
dige Hilfe nicht verweigern. 

(3) Bei allen regelwidrigen und gefahrdrohenden 
Zuständen (§ 4) ist die Hebamme verpflichtet, 
unverzüglich für die Inanspruchnahme ärztlicher 
Hilfe zu sorgen. 

(4) Bei einer Zusammenarbeit mit einer Ärztin/ 
einem Arzt gemäß § 4 hat die Hebamme dieser/die­
sem über ihre Beobachtungen an der Schwangeren, 
Gebärenden, Wöchnerin sowie am Neugeborenen 
und Säugling Auskunft zu geben und die ärztlichen 
Anordnungen einzuhalten. 

(5) Hebammen sind verpflichtet, unverzüglich 
der Sicherheits behörde Anzeige zu erstatten, wenn 
sich ihnen begründeter Verdacht einer Unterschie­
bung eines Kindes (§ 200 Strafgesetzbuch - StGB, 
BGB!. Nr. 60/1974, in der jeweils geltenden 
Fassung) oder einer Aussetzung (§ 82 StGB) ergibt. 

(6) Die Nottaufe eines Neugeborenen ist nur mit 
Einwilligung der Eltern erlaubt. 

Verschwiegenheitspflicht 

§ 7. (1) Hebammen sind zur Verschwiegenheit 
über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes 
anvertrauten oder bekanntgewordenen Tatsachen 
und Geheimnisse verpflichtet. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, 
wenn 

1. die durch die Offenbarung des Geheimnisses 
bedrohte Person die Hebamme von der 
Geheimhaltung entbunden hat oder 

2. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art 
und Inhalt durch ein öffentliches Interesse, 
insbesondere durch Interessen der öffentlichen 
Gesundheitspflege oder der Rechtspflege, 
gerechtfertigt ist oder 

3. Mitteilungen der Hebamme über die Versi­
cherte an Träger der Sozialversicherung und 
Krankenanstalten zum Zweck der Honorar­
bzw. Arzneimittelabrechnung, auch im auto­
mationsunterstützten Verfahren, erforderlich 
sind. 

(3) Außer im Falle einer behördlichen Anfrage 
nach Abs. 2 Z 2 kann die Hebamme eine Erklärung 
darüber, ob ein Interesse der öffentlichen Gesund­
heitspflege an der Offenbarung des Geheimnisses 
vorliegt, von der Bezirksverwaltungsbehörde ver­
langen. 

Personenstandsrechtliche Pflichten 

§ 8. (1) Hebammen haben jede Lebend- und 
Totgeburt innerhalb einer Woche der zuständigen 
Personenstandsbehörde anzuzeigen. Fehlgeburten 
sind nicht anzuzeigen. Die Anzeige hat neben den 
von der Personenstandsbehörde benötigten Daten 
auch jene medizinischen und sozialmedizinischen 
Daten zu enthalten, die der Personenstandsbehörde 
ausschließlich zum Zweck der Übermittlung an das 
Österreichische Statistische Zentral amt bekanntge­
geben werden. Bei der Anzeige sind folgende 
Geburtsfälle zu unterscheiden: 

1. Lebendgeburt: als lebendgeboren gilt unab­
hängig von der Schwangerschaftsdauer eine 
Leibesfrucht dann, wenn nach dem vollständi­
gen Austritt aus dem Mutterleib entweder die 
Atmung eingesetzt hat oder irgendein anderes 
Lebenszeichen erkennbar ist, wie Herzschlag, 
Pulsation der Nabelschnur oder deutliche 
Bewegung willkürlicher Muskeln, gleichgül­
tig, ob die Nabelschnur durchgeschnitten ist 
oder nicht oder ob die Plazenta ausgestoßen 
ist oder nicht; 

2. Totgeburt: als totgeboren oder in der Gebu"rt 
verstorben gilt eine Leibesfrucht dann, wenn 
keines der unter Z 1 angeführten Zeichen 
erkennbar ist und sie ein Geburtsgewichtvon 
mindestens 500 Gramm aufweist; 

3. Fehlgeburt: diese liegt vor, wenn bei einer 
Leibesfrucht keines der unter Z 1 angeführten 
Zeichen vorhanden ist und die Leibesfrucht ein 
Geburtsgewicht von weniger als 500 Gramm 
aufweist. 

(2) Bei der Erstattung der Anzeige gemäß Abs. 1 
haben sich die Hebammen der dafür amtlich 
aufgelegten Drucksorten zu bedienen. Die Anzeige 
hat alle Angaben zu enthalten, die gemäß 
Personenstandsgesetz, BGB!. Nr. 60/1983, in der 
jeweils geltenden Fassung, für die Eintragung in das 
Geburtenbuch benötigt werden. 

(3) Hebammen sind bei der Erstattung der 
Anzeige gemäß Abs. 1 von der Entrichtung der 
Portogebühren befreit, sofern die Postbeförderung 
nicht eingeschrieben und nicht mit Zustellnachweis 
erfolgt. Die Kosten der betreffenden Beförderung 
werden, sofern diese nicht nach Maßgabe der 
bestehenden Gesetze Portofreiheit genießt, vom 
Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz vergütet. 

Dokumentation 

§ 9. (1) Freipraktizierende Hebammen haben bei 
Ausübung ihres Berufes ihre wesentlichen Feststel­
lungen und Maßnahmen vor, während und nach der 
Geburt fortlaufenQ umfassend zu dokumentieren. 
Der zur Betreuung oder Beratung übernommenen 
Frau oder der zu ihrer gesetzlichen Vertretung 
befugten Person sind darüber alle Auskünfte zu 
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erteilen. Die Dokumentation, die auch durch 
elektronische Datenverarbeitung erfolgen kann, hat 
insbesondere 

1. persönliche Daten, 
2. geburts erhebliche Daten der Schwangeren, 

Daten der Gebärenden und Wöchnerin sowie 
des Neugeborenen und Säuglings, 

3. Angaben über die Geburt, 
4. Angaben über das Wochenbett und 
5. Angaben über die Anwendung von Arzneimit­

teln sowie die zur Identifizierung der Arznei­
spezialitäten und der jeweiligen Chargen 
erforderlichen Daten 

zu enthalten. 

(2) Die Dokumentation ist mindestens zehn Jahre 
aufzubewahren. 

3. Abschnitt 

Berufsberechtigung 

§ 10. Zur Ausübung des Hebammenberufes sind 
Personen berechtigt, die 

1. eigenberechtigt sind, 
2. die für die Erfüllung der Berufspflichten 

erforderliche gesundheitliche Eignung und 
Vertrauenswürdigkeit besitzen, 

3. einen Qualifikationsnachweis (§§ 11 bis 13) 
erbringen und 

4. über die für die Berufsausübung notwendigen 
Sprachkenntnisse verfügen. 

QualiHkationsnachweis - Inland 

§ 11. Als Qualifikationsnachweis gilt ein Diplom 
über eine Ausbildung an 

1. einer Hebammenakademie nach den Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes oder 

2. einer Bundeshebammenlehranstalt nach dem 
Hebammengesetz 1963, BGBl. Nr. 3/1964, 
oder 

3. einer Bundeshebammenlehranstalt nach dem 
Bundesgesetz betreffend die Regelung des 
Hebammenwesens, BGBl. Nr. 214/1925. 

Qualifikationsnachweis - EWR 

§ 12. (1) Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
sonstige Befähigungsnachweise, die von einer 
Vertragspartei des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) nach 
dessen Inkrafttreten ausgestellt wurden, gelten als 
Qualifikationsnachweise, wenn diese im Artikel 3 
der Richtlinie 80/154/EWG vom 21. Jänner 1980 
über die gegenseitige Anerkennung der Diplo~e, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach­
weise für Hebammen und über die Maßnahmen zur 
Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des 
Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien 

Dienstleistungsverkehr (ABl. Nr. L 33 vom 11. Fe­
bruar 1980, S 1, in der Fassung Anhang VII 
Abschnitt C Z 14 lit. b zum EWR-Abkommen, in 
der Folge: Richtlinie 8,01 154/EWG) angeführt sind. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat die Diplome, Prü­
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach­
weise, die von den Vertragsparteien des EWR-Ab­
kommens gegenseitig anzuerkennen sind, durch 
Verordnung bekanntzugeben. 

(3) Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige 
Befähigungsnachweise, die von einer Vertragspartei 
des EWR-Abkommens vor dessen Inkrafttreten 
ausgestellt wurden und den Mindestanforderungen 
des Artikels 1 der Richtlinie 80/155/EWG vom 
21. Jänner 1980 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme 
und Ausübung der Tätigkeiten der Hebamme (ABl. 
Nr. L 33 vom 11. Februar 1980, S 8, in der Fassung 
Anhang VII Abschnitt C Z 15 zum EWR-Abkom­
men, in der Folge: Richtlinie 80/155/EWG) 
entsprechen, gelten vorbehaltlich Abs. 4 als Qualifi­
kationsnachweise, wenn 

1. sie einer der in der Verordnung gemäß Abs. 2 
genannten Bezeichnungen entsprechen oder 

2. durch eine beigefügte Bescheinigung des 
Heimat- oder Herkunftsstaates der Nachweis 
erbracht wird, daß sie den in Abs. 1 angeführ­
ten Diplomen, Prüfungszeugnissen oder son­
stigen Befähigungsnachweisen gleichgestellt 
werden. . 

(4) Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige 
Befähigungsnachweise, die den Mindestanforde­
rungen des Artikels 1 der Richtlinie 80/155/EWG 
entsprechen, für deren Ane"rkennung jedoch gemäß 
Artikel 2 der Richtlinie 801154/EWG der Nachweis 
über eine Berufspraxis erforderlich ist, gelten als 
Qualifikationsnachweise nur, wenn 

1. sie vor dem 23. Jänner 1983 ausgestellt wurden 
und 

2. eine Bescheinigung des Heimat- oder Her­
kunftsstaates darüber vorgelegt wird, daß 
die/ der Betreffende während der letzten fünf 
Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung 
mindestens zwei Jahre "lang tatsächlich und 
rechtmäßig den Beruf einer Hebamme ausge­
übt hat. 

(5) Diplome, Prüfungszeugnisseoder sonstige 
Befähigungsnachweise, die von einer Vertragspartei 
des EWR-Abkommens ausgestellt wurden, die den 
Mindestanforderungen des Artikels 1 der Richtlinie 
80/155/EWG nicht entsprechen, gelten als Qualifi­
kationsnachweise nur, wenn 

1. sie vor dem 23. Jänner 1986 ausgestellt wurden 
und 

2. eine Bescheinigung darüber vorgelegt wird, 
daß die/der Betreffende während der letzten 
fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung 
mindestens drei Jahre lang tatsächlich und 
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rechtmäßig den Beruf einer Hebamme ausge­
übthat. 

(6) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat auf Antrag binnen drei 
Monaten nach Einreichung der vollständigen 
Unterlagen eine Bestätigung darüber auszustellen, 
daß der Qualifikationsnachweis den Anforderungen 
der Abs. 1 bis 5 entspricht. 

QualiHkationsnachweise - außerhalb des EWR 

§ 13. Eine Urkunde über eine Ausbildung in 
einem ausländischen Staat, der nicht Vertragspartei 
des EWR-Abkommens ist, gilt als Qualifikations­
nachweis, wenn 

1. die Gleichwertigkeit der Urkunde mit einem 
österreichischen Diplom gemäß § 14 (N ostrifi­
kation) festgestellt oder die Urkunde nach 
dem Hebammengesetz 1963 oder nach dem 
Bundesgesetz betreffend die Regelung des 
Hebammenwesens, BGBI. Nr. 214/1925, gül­
tig erklärt wurde und 

2. die im Nostrifikationsbescheid vorgeschriebe~ 
nen Bedingungen erfüllt sind. 

Nostrifikation 

§ 14. (1) Personen, die einen ordentlichen 
Wohnsitz in Österreich haben oder die sich 
nachweislich um eine Anstellung in Österreich 
bewerben, für die die Nostrifikation eine der 
Voraussetzungen ist, und an einer staatlich 
anerkannten ausländischen Ausbildungseinrichtung 
eine Hebammenausbildung absolviert haben, sind 
berechtigt, die Anerkennung dieser außerhalb 
Österreichs erworbenen Urkunden über eine mit 
Erfolg abgeschlossene Hebammenausbildung, aus­
genommen Sonderausbildungen, beim Bundesmini­
ster für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
zu beantragen. 

(2) Die Antragstellerin/ der Antragsteller hat 
folgende Nachweise vorzulegen: 

1. den Reisepaß, 
2. den Nachweis des ordentlichen Wohnsitzes in 

Österreich oder den Nachweis über eine 
Bewerbung für eine Anstellung in Österreich, 

3. den Nachweis über eine vergleichbare Qualität 
der im Ausland absolvierten Ausbildung, 

4. den Nachweis über die an der ausländischen 
Ausbildungseinrichtung besuchten lehrveran­
staltungen, abgelegten Prüfungen, einschließ­
lich der Prüfungsarbeiten und einer allfälligen 
Diplomarbeit und 

5. die Urkunde, die als Nachweis des ordnungs­
gemäßen Ausbildungsabschlusses ausgestellt 
wurde und die zur Berufsausübung in dem 
Staat, in dem sie erworben wurde, berechtigt. 

(3) Die in Abs. 2 Z 1 bis 5 angeführten Unterlagen 
sind im Original oder in beglaubigter Abschrift samt 
Übersetzung durch -eine/einen gerichtlich beei­
digte/beeidigten Übersetzerin/Übersetzer vorzule­
gen. 

(4) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat zu prüfen, ob die von 
der Antragstellerin/vom Antragsteller im Ausland 
absolvierte Ausbildung hinsichtlich des Gesamtum­
fanges und der Ausbildungsinhalte als der österrei­
chischen Ausbildung gleichwertig anzusehen ist. 
Hierüber kann erforderlichenfalls ein Sachverstän­
digengutachten eingeholt werden. 

(5) Bei Erfüllung sämtlicher Voraussetzungen 
gemäß Abs. 2 bis 4 hat der Bundesminister für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz die 
Gleichwertigkeit der ausländischen Ausbildung 
bescheidmäßig festzustellen. 

(6) Sofern die Gleichwertigkeit nicht zur Gänze 
vorliegt, kann die Nostrifikation an die Bedingung 
geknüpft werden, daß die zurückgelegte Ausbil­
dung durch eine theoretische und/oder praktische 
Ausbildung an einer Hebammenakademie ergänzt 
wird und/oder hierüber kommissionelle Ergän­
zungsprüfungen mit Erfolg abgelegt und/oder 
Nachweise über erfolgreich abgelegte Praktika 
erbracht werden. 

(7) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz kann von der Vorlage 
einzelner Urkunden gemäß Abs. 2 Z 3 und 4 
absehen, wenn innerhalb angemessener Frist glaub­
haft gemacht wird, daß die Urkunden nicht 
beigebracht werden können, und die vorgelegten 
Urkunden für eine Entscheidung ausreichen. Für 
die Überprüfung der Gleichwertigkeit der absolvier­
ten Ausbildung ist in diesem Fall jedenfalls ein 
Sachverständigengutachten einzuholen. 

(8) Für Flüchtlinge gemäß Artikel 1 der Konven~ 
tion über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBI. 
Nr. 55/1955, die sich erlaubterweise auf dem Gebiet 
der Republik Österreich aufhalten oder um die 
österreichische Staatsbürgerschaft angesucht haben, 
entfällt die Verpflichtung zur Vorlage des Reisepas­
ses gemäß Abs. 2 Z 1. 

Ergänzungsausbildung und -prüfung 

§ 15. (1) Über die Zulassung zur ergänzenden 
Ausbildung gemäß § 14 Abs. 6 entscheidet die 
gemäß § 30 Abs. 1 gebildete Aufnahmekommission. 

(2) Hinsichtlich des Ausschlusses von der 
Ausbildung, der Durchführung der Prüfungen, der 
Zusammensetzung der Prüfungskommission, der 
Wertung der Prüfungsergebnisse und der Voraus­
setzungen, unter denen Prüfungen wiederholt 
werden können, gelten die Regelungen über die, 
Ausbildung an einer Hebammenakademie. 
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(3) Die erfolgreiche Absolvierung der theor~ti­
sehen und/oder praktischen Ausbildung ist vom 
Landeshauptmann im Nostrifikationsbescheid ein­
zutragen. Die Berechtigung zur Ausübung des 
Hebammenberufes entsteht erst mit Eintragung. 

Hebammenausweis 

§ 16. (1) Personen, die gemäß § 10 zur Ausübung 
des Hebammenberufes berechtigt sind, ist auf 
Antrag von der Landesgeschäftsstelle des Österrei­
chischen Hebammengremiums jenes Bundeslandes, 
in dem der Beruf ausgeübt wird oder werden soll, 
ein mit einem Lichtbild versehener Hebammenaus­
weis auszustellen. 

(2) Der Ausweis hat zu enthalten: 
1. die Berufsbezeichnung gemäß § 1, 
2. den V or- und Familiennamen sowie den 

Geburtsnamen, 
3. Datum und Ort der Geburt, 
4. die Staatsangehörigkeit und 
5. den ordentlichen Wohnsitz. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat nähere Bestimmungen 
über Form und Inhalt der Hebammenausweise 
durch Verordnung festzulegen. 

. Fortbildung bei Ausbildung außerhalb des EWR 

§ 17. (1) Personen, die eine außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraumes erworbene Ur­
kunde über eine abgeschlossene Hebammenausbil­
dung besitzen, die der in diesem Bundesgesetz 
geregelten Ausbildung gleichwertig ist, dürfen zu 
Fortbildungszwecken eine Tätigkeit als Hebamme 
gemäß einer vom Landeshauptmann erteilten 
Bewilligung bis zur Dauer eines Jahres ausüben. 
Diese Bewilligung kann um ein Jahr verlängert 
werden. Eine weitere Fortbildung ist jeweils 
frühestens nach Ablauf von fünf Jahren für die 
Dauer von jeweils höchstens einem Jahr möglich. 

(2) Die Bewilligung ist unter Bedachtnahme auf 
die J5.enntnisse und Fertigkeiten, die in der 
Ausbildung vermittelt worden sind, zu erteilen. 
Fehlendes grundlegendes Wissen in berufsspezifi­
schen Fächern oder mangelnde Deutschkenntnisse 
schließen eine Tätigkeit zu Fortbildungszwecken 
aus. 

(3) Die Bewilligung ist auf die Ausübung der 
Tätigkeit in. Krankenanstalten zu beschränken. 

(4) Gegen Bescheide' des Landeshauptmannes 
gemäß Abs. 1 ist eine, Berufung nicht zulässig. 

Berufsausübung 

§ 18. Eine Berufsausübung kann 
1. freiberuflich und/oder 
2. im Dienstverhältnis zu einer Krankenanstalt 

und/oder 

3. im Dienstverhältnis 
Geburtsvorbereitung 
und/oder 

4. im Dienstverhältnis 
Ärztinnen/ Ärzten 

erfolgen. 

zu Einrichtungen der 
und -nachbetreuung 

zu freiberuflich tätigen 

Freiberufliche Berufsausübung 

§ 19. (1) Für die freiberufliche Berufsausübung 
gemäß § 18 Z 1 ist ein Berufssitz in Österreich 
erforderlich. 

(2) Die freiberufliche Ausübung bedarf einer 
Bewilligung des auf Grund des Berufssitzes 
zuständigen Landeshauptmannes. Voraussetzung 
für die Erteilung einer Bewilligung ist 

1. die Eigenberechtigung, 
2. ein Qualifikationsnachweis (§§ 11 bis 13), 
3. die für die Ausübung des Berufes notwendige 

Vertrauenswürdigkeit, über die ein polizeili­
ches Führungszeugnis oder bei Staatsangehö­
rigen einer Vertragspartei des EWR-Abkom­
mens ein gleichwertiger Nachweis des Hei­
mat- oder Herkunftsstaates ausgestellt worden 
ist, 

4. die für die Ausübung des Berufes notwendige 
gesundheitliche Eignung, über die ~in amts­
ärztliches Zeugnis oder bei Staatsangehörigen 
einer Vertragspartei des EWR-Abkommens 
ein gleichwertiger Nachweis des Heimat- oder 
Herkunftsstaates ausgestellt worden ist und 

5. der Nachweis einer einjährigen vollbeschäftig­
ten Berufsausübung als Hebamme oder 
entsprechend länger bei Teilzeitbeschäftigung 
in einem Dienstverhältnis gemäß § 18 Z 2. 

(3) Die in Abs. 2 Z 3 und 4 geforderten 
Nachweise dürfen bei Vorlage nicht älter als drei 
Monate sein. 

(4) Der Landeshauptmann hat über den Antrag 
auf Erteilung einer Bewilligung zur freiberuflichen 
Berufsausübung ohne unnötigen Aufschub, jedoch 
spätestens drei Monate nach Einreichung der 
vollständigen Unterlagen zu entscheiden. 

(5) Der Landeshauptmann hat eine Abschrift der 
erteilten Bewilligung dem Österreichischen Hebam­
mengremium zu übermitteln. 

(6) Die freiberufliche Berufsausübung hat persön­
lich und unmittelbar zu erfolgen. 

(7) Berufssitz ist der Ort, an dem oder von dem 
aus die freiberufliche Tätigkeit regelmäßig ausgeübt 
wird. 

(8) Jede Änderung des Berufssitzes ist dem 
Landeshauptmann und dem Österreichischen Heb-
ammengremium anzuzeigen. 

We.rbeverbot 

§ 20. Im Zusammenhang mit der freiberuflichen 
Berufsausübung ist eine dem beruflichen Ansehen 
abträgliche, insbesondere jede vergleichende, diskri-
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minierende, unsachliche oder marktschreierische 
Anpreisung oder Werbung verboten. 

Vorübergehende freiberufliche Berufsausübung -
EWR 

§ 21. (1) Staatsangehörige einer Venragspanei 
des EWR-Abkommens, die über eine Berechtigung 
zur Ausübung des Hebammenberufes im Her­

. kunftsstaat verfügen, können ihren Beruf in 
Österreich vorübergehend ausüben, wenn 

1. sie dies dem Landeshauptmann des Buildeslan­
des, in dem der Beruf ausgeübt werden soll, 
vorher anzeigen, wobei in dringenden Fällen 
die Anzeige unverzüglich nach Erbringung der 
Dienstleistung erfolgen kann, 

2. eine Bescheinigung des Heimat- oder Her­
kunftstaates darüber vorgelegt wird, daß 
die/der Betreffende die Tätigkeit als Heb­
amme im Mitgliedstaat ihrer/seiner Niederlas­
sung rechtmäßig ausübt, und 

3. eine Bescheinigung des Heimat- oder Her­
kunftstaates darüber vorgelegt wird, daß 
die/ der Betreffende im Besitz eines Diploms, 
Prüfungszeugnisses oder eines sonstigen Befä­
higungsnachweises gemäß § 12 ist. 

(2) Die Bescheinigungen gemäß Abs. 1 Z 2 und 3 
dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als 12 Monate 
sem. 

(3) Die in Abs. 1 genannten Personen haben bei 
Erbringung der Dienstleistungen die gleichen 
Rechte und Pflichten wie österreichische Staatsbür­
ger. Wird einer Behörde ein Verstoß einer dieser 
Personen gegen diese Pflichten bekannt, so ist· 
unverzüglich die zuständige Behörde des Mitglied­
staates der Niederlassung davon zu unterrichten. 

(4) Das österreichische Hebammengremium hat 
österreichischen Hebammen sowie Staatsangehöri­
gen der übrigen Venragspaneien des Abkommens 
über den Europäischen Winschaftsraum, die den 
Hebammenberuf in Österreich rechtmäßig ausüben, 
auf Antrag für Zwecke der Dienstleistungserbrin­
gung in einem anderen Mitgliedstaat des Europäi­
schen Wirtschaftsraumes eine Bescheinigung dar­
über auszustellen, daß die/der Betreffende den 
Hebammenberuf in Österreich rechtmäßig ausübt 
und über den erforderlichen Qualifikationsnach­
weis verfügt. 

Zurücknahme der Berufsberechtigung 

§ 22. (1) Der Landeshauptmann hat die Berechti­
gung zur Berufsausübung zurückzunehmen, wenn 

1. die Voraussetzungen gemäß § 10 bereits 
anfänglich nicht gegeben waren oder wegge­
fallen sind oder 

2. wenn der Verpflichtung zur Fonbildung (§ 37) 
trotz Aufforderung und Setzung einer Nach-

frist von einem Jahr durch das Österreichische 
Hebammengremium nicht nachgekommen 
wird. 

(2) Aus Anlaß der Zurücknahme der Berufsbe­
rechtigung gemäß Abs. 1 sind der Hebammenaus­
weis (§ 16) und der Berechtigungsbescheid zur 
freiberuflichen Berufsausübung (§ J 9) einzuziehen. 

(3) Bestehen gegen die Wiederaufnahme der 
Berufsausübung durch Personen, deren Berechti­
gung gemäß Abs. 1 zurückgenommen wurde, keine 
Bedenken mehr, ist die Berufsberechtigung durch 
den Landeshauptmann wieder zu eneilen. Die 
eingezogenen Urkunden sind wieder auszufolgen. 

(4) Vor der Zurücknahme der Berufsberechti­
gung ist das Österreichische Hebammengremium zu 
hören. Jede Zurücknahme und jede Wiederenei­
lung der Berufsberechtigung ist diesem mitzuteilen. 
Gegen die Zurücknahme der Berufsberechtigung 
hat das Österreichische Hebammengremium das 

. Recht der Berufung. 

4. Abschnitt 

Ausbildung 

§ 23. (1) Die Ausbildung zur Hebamme dauen 
drei Jahre. Für diplomienes Krankenpflegepersonal 
dauen die Ausbildung zwei Jahre. 

(2) Die Ausbildung erfolgt an dafür eingerichte­
ten Hebammenakademien. 

Ausbildungsinhalt 

§ 24. (1) Die Ausbildung hat alle Kenntnisse und 
Fenigkeiten zu vermitteln, die für eine den 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und Erfahrungen 
der Hebammenkunde entsprechende Ausübung des 
Hebammenberufes erforderlich sind. 

(2) Die Ausbildung umfaßt theoretischen Unter­
richt insbesondere auf nachstehend angefühnen 
Gebieten: 

1. Grundbegriffe der medizinischen Biologie; 
2. Anatomie und Physiologie; 
3. Embryologie und Entwicklung des Fötus; 
4. Grundbegriffe der Pathologie; 
5. Grundbegriffe der Hygiene einschließlich 

Bakteriologie; Virologie und Parasitologie; 
6. Grundbegriffe der Biophysik, Biochemie und 

Radiologie; 
7. Grundzüge des Sanitäts-, Sozialversiche­

rungs- und Arbeitsrechts; 
8. Aufbau des Gesundheitswesens und Grund­

züge der Sozialarbeit; 
9. Gesundheitsförderung und Gesundheitsvor­

sorge einschließlich Früherkennung von 
Krankheiten; 

10. Grundbegriffe der Soziologie, Sozialmedizin 
einschließlich Kommunikationstraining und 
Konfliktbewältigung ; 
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11. Psychologie und Pädagogik; 
12. Hebammenkunde einschließlich kulturelle 

Vergleiche, Ethik, Nottaufe; 
13. Pharmakologie einschließlich Analgesie und 

Anästhesie; 
14. Sexualerziehung und Familienplanung; 
15. Erste Hilfe; 
16. Fach-Englisch; 
17. Dokumentation und EDV; 
18. Krankenhausorga~isation; 
19. Ernährungslehre und Diätetik unter beson­

derer Berücksichtigung der Ernährung der 
Frau, des Neugeborenen und des Säuglings; 

20. Instrumenten- und Gerätelehre; 
21. Vorbereitung auf die Gebun einschließlich 

Kenntnisse von Geburtshilfeinstrumenten 
und ihrer Verwendung; 

22. Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett; 
23. Pflege der Frau, des Neugeborenen und des 

Säuglings; 
24. Schwangerenberatung, Vorbereitung auf die 

Geburt und die Elternschaft; 
25. Gynäkologie und Gebunshilfe unter beson­

derer Berücksichtigung der Pathologie; 
26. Kinderheilkunde unter besonderer Berück­

sichtigung des Neugeborenen. 

(3) Die Ausbildung umfaßt praktischen Unter­
richt insbesondere auf nachstehend angefühnen 
Gebieten: . 

1. Beratung und Untersuchung von Schwange­
ren; 

2. Überwachung und Pflege von Gebärenden; 
3. Selbständige Durchführung von und Teil­

nahme an Gebunen; 
4. Mithilfe an Steißgebunen; 
5. Durchführung des Dammschnitts und Ein­

führung in das Vernähen der Wunde; 
6. Überwachung und Pflege von gefährdeten 

Schwangeren, Gebärenden und Wöchnerin­
nen; 

7. Untersuchung von Wöchnerinnen und ge­
sunden Neugeborenen; 

8. Überwachung und Pflege von Wöchnerinnen 
und Neugeborenen einschließlich von Früh­
geborenen, Spätgeborenen sowie von Unter­
gewicht aufweisenden und kranken Neuge­
borenen; 

9. Pflege pathologischer Fälle auf dem Gebiet 
der Gynäkologie und Geburtshilfe, Krank­
heiten von Neugeborenen und Säuglingen; 

10. Einführung in die Pflege allgemeiner patho­
logischer Fälle in Medizin und Chirurgie. 

Hebammenakademien 

§ 25. (1) Hebammenakademien dürfen nur in 
Verbindung mit Krankenanstalten errichtet werden, 
welche die zur praktischen Ausbildung erforderli­
chen Fachabteilungen besitzen und über eine zur 
Erreichung des Ausbildungszweckes notwendige 
Personal- und Sachausstattung verfügen. 

(2) Die Errichtung und Führung einer Hebam­
menakademie bedarf der Bewilligung des Landes­
hauptmannes. Die Bewilligung ist zu erteifen, wenn 
nachgewiesen wird, daß 

1. die für die Abhaltung des theoretischen und 
praktischen Unterrichts erforderlichen Räum­
lichkeiten und Lehrmittel sowie Sozialräume 
zur Verfügung stehen, 

2. das für die theoretische und praktische 
Ausbildung erforderliche Lehrpersonal, wei­
ches hiezu fachlich und pädagogisch geeignet 
ist und über die notwendige B.erufserfahrung 
verfügt, vorhanden ist, 

3. das Erfordernis gemäß Abs. 1 erfüllt ist und 
4. die Absolventinnen/ Absolventen die erforder­

lichen Kenntnisse und Fenigkeiten gemäß § 24 
erlangen können. 

(3) Der Landeshauptmann hat regelmäßig das 
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 2 zu 
überprüfen. Wenn diese nicht oder nicht mehr 
vorliegen, ist die Bewilligung zurückzunehmen. 

(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes 
gemäß Abs. 2 und 3 ist ein Rechtsmittel nicht 
zulässig. 

Akademie1eitung 

. § 26. (1) Die fachspezifische und organisatorische 
Leitung einschließlich. der Dienstaufsicht obliegt 
einer! einem hiefür fachlich und pädagogisch 
geeigneten Direktorin/Direktor, die/der zur Aus­
übung des Hebammenberufes berechtigt ist und 
über die notwendige Berufserfahrung verfügt. 

(2) Die medizinisch-wissenschaftliche Leitung 
der Akademie obliegt einer Fachärztin/ einem 
Facharzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe. 

(3) Für die Direktorin/den Direktor und für die 
medizinisch-wissenschaftliche Leiterin/den medizi­
nisch-wissenschaftlichen Leiter ist eine Stellvenre­
tu~g vorzusehen. 

Akademieordnung 

§ 27. (1) Die Leitung der Akademie hat den im 
Rahmen der Ausbildung durchzuführenden Dienst~ 
und Unterrichtsbetrieb durch eine Akademieord­
nung festzulegen und für deren Einhaltung zu 
sorgen. 

(2) Die Akademieordnung ist spätestens drei 
Monate vor Aufnahme des Akademiebetriebes dem 
Landeshauptmann zur Genehmigung vorzulegen. 
Wird die Genehmigung innerhalb eines Zeitraumes 
von drei Monaten nicht untersagt, gilt sie als erteilt. 

(3) Die Akademieordnung ist den Studierenden 
nachweislich zur Kenntnis zu bringen. 

Vertretung .der Studierenden 

§ 28. (1) Zur Mitgestaltung und Mitbestimmung 
am Akademieleben ist die Venretung der Studieren­
den berufen. 
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(2) Die Mitbestimmungsrechte der Vertr~tung 
der Studierenden umfassen insbesondere das Recht 
auf Mitentscheidung bei der Aufnahme (§ 30) in 
und beim Ausschluß (§ 31) der Studierenden aus der' 
Akademie. 

(3) Die Mitgestaltungsrechte gegenüber der 
Akademieleitung und dem Lehrpersonal umfassen 
insbesondere 

1. das Recht auf Anhörung, 
2. das Recht auf Information und Abgabe von 

Vorschlägen und Stellungnahmen über alle 
Angelegenheiten, die die Studierenden allge­
mein betreffen, 

3. das Recht auf Mitsprache bei der Gestaltung 
des Unterrichtes im Rahmen des Lehrplanes, 

4. das Recht auf Beteiligung an der Wahl der 
Unterrichtsmittel und 

5. das Recht auf Teilnahme an Konferenzen des 
Lehrpersonals, ausgenommen Beratungen und 
Beschlußfassungen über Angelegenheiten der 
Leistungsbeurteilung der Studierenden. 

(4) Alle Studierenden der Hebammenakademie 
sind aktiv und passiv wahlberechtigt. 

(5) Jeder Ausbildungsjahrgang hat innerhalb der 
ersten fünf Wochen nach Jahrgangsbeginn aus der 
Mitte der Studierenden eine Jahrgangssprecherin/ 
einen Jahrgangssprecher sowie eine Stellvertreterin/ 
einen Stellvertreter zu wählen. Die Leitung der 
Wahl obliegt der Lehrhebamme. 

(6) Die Jahrgangssprecherinnen und -sprecher 
sowie deren Stellvertreterinnen und -vertreter haben 
aus ihrer Mitte eine Akademiesprecherin/ einen 
Akademiesprecher sowie eine Stellvertreterin/ einen 
Stellvertreter zu wählen. Die Leitung der Wahl 
obliegt der Direktorin/dem Direktor. 

(7) Die Wahlen gemäß Abs. 6 und 7 haben in 
gleicher, unmittelbarer, geheimer und persönlicher 
Wahl zu erfolgen. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 
Erhält niemand die erforderliche Mehrheit, so 
findet eine Stichwahl zwischen jenen beiden statt, 
die die meisten Stimmen im ersten Wahlgang auf 
sich vereinigt haben. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das Los. 

(8) Die Funktionen gemäß Abs. 6 und 7 enden 
durch Zeitablauf, Ausscheiden aus dem Jahrgang 
oder der Akademie, Rücktritt oder Abwahl. Die 
jeweilige Wahlleitung hat die Wahlberechtigten zur 
Abwahl und Neuwahl einzuberufen, wenn em 
Drittel der Wahlberechtigten dies verlangt. 

Aufnahme in eine Hebammenakademie 

§ 29. (1) Personen, die sich um die Aufnahme in 
eine Hebammenakademie bewerben, haben nachzu­
weisen: 

1. die Vollendung des 18. Lebensjahres, 

2. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforder­
liche gesundheitliche Eignung, 

3. die Unbescholtenheit, 
4. die Reifeprüfung an einer allgemeinbildenden 

oder berufsbildenden höheren Schule, 
5. einen in Österreich nostrifizierten, der Reife­

prüfung gleichwertigen Abschluß im Ausland, 
oder 

6. ein Diplom im Krankenpflegefachdienst ge­
mäß dem Krankenpflegegesetz, oder 

7. die Studienberechtigungsprüfung für das StU­
dium der Medizin. 

(2) Bis zum 31. Dezember 1996 können in eine 
Hebammenakademie auch Personen aufgenommen 
werden, die 

1. die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 2 und 3 
erfüllen, 

2. die erfolgreiche Absolvierung der allgemeinen 
Schulpflicht gemäß Schulpflichtgesetz, BGBI. 
Nr. 7611985, in der jeweils geltenden Fassung, 
nachweisen und 

3. das 17. Lebensjahr vollendet haben. 

Aufnahmekommission 

§ 30. (1) Über die Aufnahme der angemeldeten 
Personen in die Hebammenakademie entscheidet 
eine Kommission. Diese setzt sich zusammen aus 

1. der Direktorin/dem Direktor der Hebammen­
akademie oder deren Stellvertreterin/ dessen 
Stellvertreter (Vorsitz), 

2. der medizinisch-wissenschaftlichen Leiterin/ 
dem medizinisch-wissenschaftlichen Leiter der 
Hebammenakademie oder deren Stellvertrete­
rin/ dessen Stellvertreter, 

3. einer V ertreterin/ einem Vertreter des Rechts­
trägers der Hebammenakademie, 

4. der Akademiesprecherin/dem' Akademiespre­
cher der Studierenden an der Hebammenaka­
demieund 

5. einer V ertreterin/ einem Vertreter des Öster­
reichischen Hebammengremiums. 

(2) Die Kommission ist beschlußfähig, wenn alle 
Kommissionsmitglieder von der Direktorin/dem 
Direktor der Hebammenakademie ordnungsgemäß 
geladen wurden und neben der/dem Vorsitzenden 
mindestens drei weitere Kommissionsmitglieder 
oder deren Stellvertretung anwesend sind. Die 
Kommission entscheidet mit einfacher Stimmen­
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der! des Vorsitzenden. 

(3) Der Beschluß über die Auswahl der 
Aufnahmewerberinnen/ -werber hat unter Bedacht­
nahme auf die Erfordernisse des Hebammenberufes 
zu erfolgen. 

Ausschluß von der Ausbildung 

§ 31. (1) Studierende können vom weiteren 
Besuch 'der Hebammenakademie ausgeschlossen 
werden, wenn sie sich aus folgenden Gründen 
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während der Ausbildung zur Ausübung des 
Hebammenberufes als untauglich erweisen: 

1. wegen einer rechtskräftigen Verurteilung 
solcher strafrechtlicher Verfehlungen, die eine 
verläßliche Berufsausübung nicht erwart.en 
lassen, oder 

2. wegen schwerwiegender Pflichtverletzungen 
im Rahmen der theoretischen oder praktischen 
Ausbildung oder wegen schwerwiegender 
Verstöße gegen die Akademieordnung, die 
eine verläßliche Berufsausübungnicht erwar­
ten lassen. 

(2) Über den Ausschluß entscheidet die Aufnah­
mekommission gemäß § 30. 

(3) Vor Beschlußfassung über den Ausschluß ist 
1. die leitende Sanitäts beamtin/ der leitende 

Sanitätsbeamte zu hören und 
2. der! dem Betroffenen Gelegenheit zur Recht­

fertigung vor der Kommission zu geben. 

§ 32. Nähere Bestimmungen über den Lehrbe­
trieb, den Lehrplan, den Mindestumfang des 
theoretischen und praktischen Unterrichts, die 
fachlichen Voraussetzungen und Aufgaben der 
Akademieleitung sowie des erforderlichen Lehrper­
sonals sind vom Bundesminister für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz unter Bedacht­
nahme auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
Erfahrungen der Hebammenkunde sowie der 
Ausbildungs- und Berufsanforderungen durch Ver­
ordnung festzulegen. Hiebei sind insbesondere auch 
die Ausbildungsbedingungen festzulegen. Die Aus­
bildungs zeit ist so zu begrenzen, daß sie die jeweils 
gesetzlich festgelegte Normalarbeitszeit nicht über­
schreitet. 

Anrechnungen 

§ 33. (1) Haben Studierende einer Hebammen­
akademie bereits erfolgreich Prüfungen im Rahmen 
der Aus~ildung in den Krankenpflegefachdiensten 
oder in den gehobenen medizinisch-technischen 
Diensten oder im Rahmen eines Universitätsstu­
diums vor nicht mehr als fünf Jahren abgelegt, so 
sind die erwähnten Prüfungen auf die abzulegenden 
Prüfungen durch die Direktorin/den Direktor der 
Hebammenakademie insoweit anzurechnen, als sie 
nach entsprechendem Inhalt und Umfang gleich­
wertig sind. Die Anrechnung befreit von der 
Ablegung der Prüfungen aus den jeweiligen Fächern 
und von der Verpflichtung zur Teilnahme am 
theoretischen und praktischen Unterricht der 
jeweiligen Fächer. 

(2) Eine Anrechnung von Prüfungen auf die 
Diplomprüfung ist nicht zulässig. 

Prüfungen - Prüfungskommission 

§ 34. (1) Während der gesamten Ausbildungszeit 
hat sich das Lehrpersonallaufend vom Ausbildungs­
erfolg der Studierenden zu überzeugen. Zur 

Beurteilung des Ausbildungserfolges im Rahmen 
der theoretischen Ausbildung sind durch das 
Lehrpersonal Prüfungen abzuhalten. Am Ende des 
jeweiligen Ausbildungsjahres ist darüber ein Zeug­
nis auszustellen. 

(2) Nach Abschluß der Gesamtausbildung ist eine 
kommissionelle Diplomprüfung von einer Prü­
fungskommission zur Feststellung darüber abzule­
gen, ob sich die/der Studierende die für die 
Ausübung des Hebammenberufes erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten angeeignet hat und in 
der Lage ist, die berufliche Tätigkeit selbständig und 
fachgerecht auszuführen. 

(3) Die Prüfungskommission gemäß Abs. 2 setzt 
sich zusammen aus 

1. der leitenden Sanitäts beamtin/ dem leitenden 
Sanitätsbeamten des· Landes oder deren 
Stellvertreterin/ dessen Stellvertreter (Vorsitz), 

2. einer V ertreterin/ einem Vertreter des Rechts­
trägers der Hebammenakademie, 

3. der Direktorin/dem Direktor der Hebammen­
akademie oder deren Stellvertreterin/ dessen 
Stellvertreter, 

4. der medizinisch-wissenschaftlichen Leiterin/ 
dem medizinisch-wissenschaftlichen Leiter der 
Hebammenakademie oder deren Stellvertrete­
rin/ dessen Stellvertreter, 

5. dem Lehrpersonal der entsprechenden Di­
plomprüfungsfächer und 

6. den Lehrhebammen des letzten Ausbildungs­
jahres. 

(4) Bei Verhinderung der Kommissionsmitglieder 
gemäß Abs.3 Z 5 oder 6 hat die Direktorin/der 
Direktor der Hebammenakademie für diese eine 
Stellvertretung zu bestimmen. 

(5) Die Kommission ist beschlußfähig, wenn alle 
Kommissionsmitglieder von der Direktorin/dem 
Direktor der Hebammenakademie ordnungsgemäß 
geladen wurden und neben der! dem Vorsitzenden 
oder deren Stellvertreterin/ dessen Stellvertreter 
mindestens drei weitere Kommissionsmitglieder 
oder deren/dessen Stellvertretung anwesend sind. 
Die Kommission entscheidet mit einfacher Stim­
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der/des Vorsitzenden. 

Diplom 

§ 35. Personen, die die Diplömprüfung mit Erfolg 
abgelegt haben, erhalten ein Diplom, in dem die 
Berufsbezeichnung "Hebamme" anzuführelJ ist. 

§ 36. Nähere Vorschriften über die Art und 
Durchführung der Prüfungen, die Anrechnung von 
Prüfungen, die Antrittsvoraussetzungen für die 
Diplomprüfung, die Wertung der Prüfungsergeb­
nisse, die . Voraussetzungen, unter denen eine 
Prüfung oder ein Ausbildungsjahr wiederholt 
werden kann, die Anzahl der Wiederholungsmög-
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lichkeiten sowie über die Form und den Inhalt der 
auszustellenden Zeugnisse und des Diploms sind 
vom Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz durch Verordnung zu erlassen. 

5. Abschnitt 

Fortbildung 

§ 37. (1) Zur Vertiefung der in der Ausbildung 
erworbenen Kenntnisse und· Fertigkeiten und zur 
Information über die neuesten Entwicklungen und 
Erkenntnisse der Hebammenkunde sowie der 
medizinischen Wissenschaft sind Personen, die 
gemäß § 10 zur Ausübung des Hebammenberufes 
berechtigt sind, verpflichtet, in Abständen von fünf 
Jahren Fortbildungskurse im Ausmaß von fünf 
Tagen zu besuchen. Der Besuch eines Fortbildungs­
kurses ist weiters nach einer mehr als zweijährigen 
Berufsunterbrechung verpflichtend. 

(2) Die Fortbildungskurse sind, sofern nicht die 
Erreichung des Ausbildungszieles anderes erfordert, 
am Sitz einer Hebammenakademie oder in 
geburtshilfliehen Abteilungen von Schwerpunkt­
und Zentralkrankenanstalten unter Bedachtnahme 
auf einen geordneten, zweckmäßigen Kursbetrieb 
einzurichten. 

(3) Fortbildungskurse sind dem Landeshaupt­
mann mindestens sechs Wochen vor Beginn 
anzuzeigen. Dieser hat die Abhaltung eines Kurses 
binnen sechs Wochen nach Anzeige zu untersagen, 
wenn die sachlichen und fachlichen V oraussetzun­
gen für die Vermittlung einer den Berufserforder­
nissen entsprechenden Fortbildung nicht gewährlei­
stet sind. 

(4) Für die Durchführung der Fortbildungskurse 
hat das Österreichische Hebammengremium zu 
sorgen. 

(5) Die regelmäßige Teilnahme ist vom Österrei­
chischen Hebammengremium im Fortbildungspaß 
zu bestätigen. 

(6) Das Österreichische Hebammengremium 
kann absolvierte fachspezifische Kurse unter der 
Voraussetzung der Gleichwertigkeit anrechnen und 
eine entsprechende Bestätigung im Fortbildungspaß 
ausstellen. 

(7) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über Form und Inhalt des 
Fortbildungspasses festzulegen. 

So~derausbildung 

§ 38. (1) Hebammen können zur Erlangung 
zusätzlicher, für die Ausübung von Lehr-' und 
Führungsaufgaben erforderlicher Kenntnisse und 

Fertigkeiten Sonderausbildungskurse besuchen, die 
für 

1. diplomierte Krankenpflegepersonen gemäß 
dem Krankenpflegegesetz oder 

2. Angehörige der gehobenen medizinisch-tech­
nischen Dienste gemäß dem MTD-Gesetz 
oder 

3. für Hebammen 
eingerichtet werden. 

(2) Die Abhaltung eines Sonderausbildungskurses 
gemäß Abs. 1 Z 3 . bedarf der Bewilligung des 
Landeshauptmannes. Die Bewilligung ist zu ertei­
len, wenn die Voraussetzungen für die Vermittlung 
der für die Lehr- und Führungsaufgaben erforderli­
chen Kenntnisse und Fertigkeiten gewährleistet 
sind. 

(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes 
gemäß Abs. 2 ist eine Berufung nicht zulässig. 

(4) Nach Abschluß eines Kurses gemäß Abs. 1 Z 3 
ist eine kommissionelle Prüfung abzunehmen. Über 
die erfolgreich abgelegte Prüfung ist ein Zeugnis 
auszustellen. 

(5) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz kann durch Verordnung 
nähere Vorschriften über den Lehrplan und die 
Abhaltung der Kurse unter Bedachtnahme auf einen 
geordneten und zweckmäßigen Kursbetrieb sowie 
über die Durchführung der Prüfungen, die 
Prüfungskommission, die Wertung der Prüfungser­
gebnisse und über die Voraussetzungen, unter 
denen eine Prüfung wiederholt werden kann sowie 
über Form und Inhalt der auszustellenden Prü­
fungszeugnisse erlassen. 

(6) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz kann durch Verordnung 
feststellen, daß Hochschullehrgänge gemäß § 18 
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz, BGB!. 
Nr. 177/1966, in d'er jeweils geltenden Fassung, 
oder Lehrgänge gemäß § 40 a leg. cit. den gemäß 
Abs. 1 Z 3 eingerichtetenSonderausbildungskursen 
gleichgehalten sind, sofern sie die Vermittlung einer 
die Erfordernisse des Hebammenberufes berück­
sichtigenden ausreichenden Ausbildung gewährlei­
sten. 

6. Abschnitt 

Österreichisches Hebammengremium 

§ 39. (1) Die Vertretung der Interessen der 
Hebammen obliegt dem "Österreichischen Hebam­
mengremium". Dieses hat seinen Sitz in Wien und 
führt Landesgeschäftsstellen in den Bundesländern. 

(2) Das Österreichische Hebammengremium ist 
eine Körperschaft öffentlichen Rechts. Es ist 
berechtigt, das Bundeswappen mit der Aufschrift 
"Österreichisches Hebammengremium" zu führen. 
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(3) Die Landesgeschäftsstellen des Österreichi­
schen Hebammengremiums haben in ihre Aufs"chrift 
einen auf ihren Wirkungskreis hinweisenden Zusatz 
aufzunehmen. 

Wirkungskreis 

§ 40. (1) Das Österreichische Hebammengre­
mium nimmt die gemeinsamen beruflichen, sozialen 
und wirtschaftlichen Belange der in Österreich 
tätigen Hebammen wahr, überwacht die Erfüllung 
der Berufspflichten der Hebammen und sorgt für 
die Wahrung des Berufsansehens des Hebammen­
standes. 

(2) Das Österreichische Hebammengremium hat 
insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Führen eines Verzeichnisses aller zur Berufs­
ausübung in Österreich berechtigten Hebam­
men (Hebammenregister) ; 

2. Ausstellen von Hebammenausweisen gemäß 
§ 16; 

3. Ausstellen der Bescheinigungen gemäß § 21 
Abs.4; 

4. Erstellen von Richtlinien für die Veranstaltung 
von Fortbildungskursen gemäß § 37 sowie 
Sorgetragung für deren Durchführung; 

5. Erstellen von Dokumentationsrichtlinien für 
freiberuflich tätige Hebammen; 

6. Zurverfügungstellen von Informationen über 
sanitätsrechtliche Vorschriften an Hebammen 
aus dem Europäischen Wirtschaftstaum, die 
ihren Beruf in Österreich ausüben; 

7. Erstatten von Berichten, Gutachten und 
Vorschlägen in allen Fragen des Hebammen­
wesens über Aufforderung der Behörden, 
Erstatten von Stellungnahmen über Entwürfe 
von Gesetzen, Verordnungen und anderen 
Vorschriften, die den Hebammenstand berüh­
ren; 

8. Abschluß von Verträgen zur Regelung der 
Beziehungen der Hebammen zu den Trägern 
der Sozialversicherung; 

9. Dokumentation über die Fortbildung der 
Hebammen. 

(3) Das Österreichische Hebammengremium hat 
alljährlich bis spätestens 30. Juni eines jeden Jahres 
dem Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz Berichte sowie Vorschläge zur 
Behebung 'wahrgenommener Mängel zu erstatten. 

(4) Das Österreichische Hebammengremium ist 
im Sinne des Datenschutzgesetzes, BGBl. 
Nr. 565/1978, in der jeweils geltenden Fassung zur 
Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen 
berufsbezogenen Daten der Hebammen ermächtigt. 
Eine Weitergabe dieser Daten ist untersagt. 

Verhältnis zu Behörden und zur Sozialversicherung 

§ 41. (1) Die Behörden, Kammern und sonstige 
zur Vertretung von Standesinteressen berufenen 
Körperschaften öffentlichen Rechts sowie die 

Träger der Sozialversicherung haben innerhalb 
ihres Wirkungsbereiches dem Österreichischen 
Hebammengremium auf Verlangen die zur Erfül­
lung ihrer Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und sie in ihrer Wirksamkeit zu 
unterstützen. Das Österreichische Hebammengre­
mium ist gegenüber diesen Einrichtungen zu dem 
gleichen Verhalten verpflichtet. 

(2) Gesetzes- und' Verordnungsentwürfe, die 
Interessen berühren, deren Vertretung dem Öster­
reichischen Hebammengremium zukommt, sind 
dem Österreichischen Hebammengremium unter 
Einräumung einer angemessenen Frist zur Begut­
achtung zu übermitteln. 

Mitgliedschaft 

§ 42. (1) Dem Österreichischen Hebammengre­
mium gehören, vorbehaltlich Abs.7, alle Hebam­
men an, die ihren Beruf in Österreich ausüben. 

(2) Hebammen haben sich spätestens drei Tage 
nach Beginn ihrer Berufstätigkeit beim Österreichi­
schen Hebammengremium unter Vorlage ihres 
Qualifikationsnachweises gemäß §§ 11 und 13 oder 
einer beglaubigten Abschrift oder der Bestätigung 
gemäß § 12 Abs. 6 sowie eines Nachweises über die 
gesundheitliche Eignung und eines Nachweises über 
die Vertrauenswürdigkeit für die Eintragung in das 
Hebammenregister anzumelden. Die Nachweise 
über die gesundheitliche Eignung und die Vertrau­
enswürdigkeit dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter 
als drei Monate sein. 

(3) Erfolgt die Anmeldung bei einer Landesge­
schäftsstelle, hat diese eine Kopie der in Abs. 2 
genannten Nachweise dem Österreichischen Heb­
ammengremium mindestens einmal monatlich zu 
übermitteln. 

(4) Das Österreichische Hebammengremium hat 
den Landeshauptmann darüber zu informieren, 
wenn bei Hebammen die für die Berufsausübung 
erforderlichen Voraussetzungen gemäß § 10 nicht 
oder nicht mehr vorliegen. 

(5) Die Mitgliedschaft erlischt 
1. durch dauernden und zeitweiligen Verzicht 

auf die Berechtigung zur Ausübung des' 
Hebammenberufes oder 

2. bei Zurücknahme der Berechtigung zur 
Berufsausübung (§ 22) oder 

3. durch Tod. 

(6) Der Verzicht wird frühestens im Zeitpunkt 
des Einlangens der Meldung beim Österreichischen 
Hebammengremium wirksam. 

- (7) Hebammen, die auf die Berechtigung zur 
Ausübung des Hebammenberufes verzichten, kön­
nen sich bei der Landesgeschäftsstelle ihres 
Wohnsitzes als außerordentliche Mitglieder eintra­
gen lassen. 
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(8) Staatsangehörige emer Vertragspartei des 
EWR-Abkommens, die den Hebammenberuf ge­
mäß § 21 vorübergehend in Österreich ausüben, 
sind vom Erfordernis der Mitgliedschaft befreit. 

Pflichten und Rechte der Mitglieder 

§ 43. (1) Die Mitglieder des Österreichischen 
Hebammengremiums sind verpflichtet, die von 
diesem im Rahmen seines gesetzlichen Wirkungs­
kreises gefaßten Beschlüsse zu befolgen sowie die in 
der Beitragsordnung festgesetzten Beiträge zu 
leisten. 

(2) Die Mitglieder des Österreichischen Hebam­
mengremiums sind verpflichtet, diesem jede im 
Zusammenhang mit ihrer Berufsausübung stehende 
Veränderung unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Die Mitglieder des Österreichischen Hebam­
mengremiums sind berechtigt, gemäß diesem 
Bundesgesetz den Gremialvorstand zu wählen und 
zu Vorstandsmitgliedern gewählt zu werden. 

(4) Die Mitglieder des Österreichischen Hebam­
mengremiums genießen den Anspruch auf die 
Wahrung ihrer beruflichen, sozialen und wirtschaft­
lichen Interessen durch das Österreichische Hebam­
mengremium. 

Satzung, Geschäftsordnung und Beitragsordnung 

§ 44. (1) Nähere Bestimmungen über die 
Einrichtung und den Wirkungsbereich des Österrei­
chischen Hebammengremiums und ihrer Organe 
sind im Rahmen der Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes durch Satzung festzulegen. 

(2) Die Geschäftsführung des Österreichischen 
Hebammengremiums ist durch eine Geschäftsord­
nung festzulegen. 

(3) Die Aufbringung der Mittel ist durch eine 
Beitragsordnung festzulegen. 

Organe des Österreichischen Hebammengremiums 

§ 45. Die Organe des Österreichischen Hebam-
mengremiums sind . 

1. die Hauptversammlung, 
2. der Gremialvorstand, 
3. das Präsidium, 
4. die Landesgeschäftsstellen. 

Hauptversammlung 

§ 46. (1) Die Hauptversammlung setzt sich aus 
den wahlberechtigten Mitgliedern des Österreichi­
schen Hebammengremiums zusammen. 

(2) In der Satzung kann angeordnet werden, daß 
die Besorgung der der Hauptversammlung zuge-

wiesenen Angelegenheiten einer Delegiertenver­
sammlung der Hauptversammlung überlassen wer­
den kann. In diesem Fall ist in der Satzung die Zahl 
der Delegierten zu bestimmen und ihre Wahl unter 
Beachtung der in § 48 angeführten Grundsätze zu 
regeln. 

(3) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt 
die Präsidentin/der Präsident oder die Vizepräsi­
dentin/ der Vizepräsident. 

(4) Die Hauptversammlung ist mindestens einmal 
im Jahr einzuberufen. Sie faßt ihre· Beschlüsse, 
vorbehaltlich Abs. 6, mit einfacher Stimmenmehr­
heit der Anwesenden. Die/der Vorsitzende stimmen 
nur bei Stimmengleichheit mit. In diesem Fall gibt 
ihre/ seine Stimme den Ausschlag. 

(5) Die Hauptversammlung ist beschlußfähig, 
wenn außer der! dem Vorsitzenden mindestens ein 
Drittel der wahlberechtigten Mitglieder anwesend 
ist. Bleibt die Hauptversammlung beschlußunfähig, 
sind die erschienenen Stimmberechtigten nach 
Ablauf einer Wartestunde berechtigt, über die 
vorliegende Tagesordnung gültig zu beraten und zu 
beschließen. 

(6) Beschlüsse der Hauptversammlung betreffend 
Festsetzung der ·Satzung, der Geschäftsordnung, 
der Beitragsordnung sowie hinsichtlich der Antrag­
steIlung wegen Änderung der Wahlordnung bedür­
fen der Zweidrittelmehrheit der Anwesenden. 

(7) Über Verlangen von mindestens einem Viertel 
der Mitglieder ist innerhalb von vierzehn Tagen 
eine außerordentliche Hauptversammlung einzube­
rufen. Zur Einberufung einer außerordentlichen 
Hauptversammlung ist auch die Präsidentin/der 
Präsident sowie der Vorstand berechtigt. 

(8) Zum Wirkungskreis der Hauptversammlung 
gehören insbesondere 

1. die Festsetzung der Satzung, Geschäftsord­
nung und Beitragsordnung; 

2. die Beschlußfassung über Anträge zur Ände­
rung der das Wahlverfahren regelnden Ver­
ordnung; 

3. die Genehmigung des Jahresvoranschlages 
und des Rechnungsabschlusses; 

4. die Errichtung und Förderung gemeinsamer 
wirtschaftlicher Einrichtungen sowie von 
Wohlfahrts- und Unterstützungseinrichtun­
gen; 

5. die Beschlußfassung über Rahmenverträge mit 
den Sozialversicherungsträgern. 

Gremialvorstand 

§ 47. (1) Der Gremialvorstand besteht aus den 
gemäß § 48 gewählten Vorstandsmitgliedern. 

(2) Die Beschlüsse des Gremialvorstandes wer­
den, soweit dieses Bundesgesetz oder die Geschäfts-' 
ordnung nichts anderes bestimmt, mit einfacher 
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Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme der! des Vorsitzenden den Aus­
schlag. 

(3) In den Wirkungskreis des Gremialvorstandes 
fallen alle Angelegenheiten, die durch dieses 
Bundesgesetz oder durch die Satzung keinem 
anderen Organ ausdrücklich zugewiesen sind. 

(4) In der Satzung ist die Bildung eines 
geschäftsführenden Ausschusses des Gremialvor­
standes und dessen Wirkungskreis zu regeln. 

Wahlbestimmungen 

§ 48. (1) Die Vorstandsmitglieder werden auf 
Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und 
persönlichen Wahlrechts der Wahlberechtigten für 
die Dauer von fünf Jahren gewählt. Das Wahlrecht 
ist persönlich auszuüben. 

(2) Gewählt wird nach den . Grundsätzen der 
Verhältniswahl. Auf hundert Wahlberechtigte ent­
fällt ein Vorstandsmandat, doch hat jedes Bundes­
land mindestens ein Vorstandsmitglied zu entsen­
den. Auf Reste über fünfzig Wahlberechtigte 
innerhalb eines Bundeslandes entfällt gleichfalls ein 
Mandat. 

(3) Hebammen sind in dem Bundesland wahlbe­
rechtigt, in dem sie ihren Beruf ausüben. 

(4) Wählbar sind alle wahlberechtigten Mitglie­
der. 

(5) Nähere Bestimmungen über das Wahlverfah­
ren, insbesondere über die Ausschreibung der 
Wahlen, die Erfassung und Verzeichnung der 
Wahlberechtigten, die Wahlbehörden, die Wahlbe­
werbung, die Abänderung der Wahlzahl, das 
Abstimmungs- und Ermittlungsverfahren sowie 
über die Einberufung der gewählten V orstandsmit­
glieder hat der Bundesminister für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz nach Anhörung des 
Österreichischen Hebammengremiums durch Ver­
ordnung zu erlassen. 

Präsidium 

§ 49. (1) Die Vorstandsmitglieder wählen aus 
ihrer Mitte in zwei gesonderten Wahlgängen das 
Präsidium. Im efsten Wahlgang ist die Präsidentin/ 
der Präsident und im zweiten Wahlgang die 
Vizepräsidentin/ der Vizepräsident zu wählen. Als 
gewählt gilt jene Person, die mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt. 

(2) Erreicht keine der kandidierenden Personen 
die erforderliche Stimmenmehrheit, so hat zwischen 
jenen beiden Personen, die die meisten Stimmen auf 
sich vereinigt haben, eine Stichwahl stattzufinden. 
Ergibt die erste Abstimmung Stimmengleichheit, so 
entscheidet über die Frage, wer in die Stichwahl 
einzubeziehen ist, das Los. 

(3) Ergibt die Stichwahl zwischen den beiden 
Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigt 
haben, Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 

(4) Die Präsidentin/der Präsident vertritt das 
Österreichische Hebammengremium nach außen 
und leitet nach Maßgabe der Geschäftsordnung die 
gesamte Geschäftsführung. 

(5) Die Präsidentin/der Präsident ist Vorsitzende 
des Vorstandes. 

(6) Scheidet die Präsidentin/der Präsident oder 
die Vizepräsidentin/ der Vizepräsident aus, so hat 
der Vorstand bis zur Neuwahl der Präsidentin/des 
Präsidenten oder der Vizepräsidentin/des Vizeprä­
sidenten eines seiner Mitglieder mit der Geschäfts­
führung zu betrauen. Die Neuwahl hat binnen vier 
Wochen zu erfolgen. 

(7) Nähere Bestimmungen über das Wahlverfah­
ren sowie über die Einberufung der gewählten 
Vorstandsmitglieder - hat der Bundesminister für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz durch 
Verordnung zu erlassen. 

LandesgeschäftssteUen 

§ 50. (1) Den Landesgeschäftsstellen obliegt die 
Besorgung jener Geschäfte des Österreichischen 
Hebammengremiums, die sich nur auf den Wir­
kungskreis eines Bundeslandes beziehen. . 

(2) Nähere Bestimmungen über den Wirkungs­
kreis der Landesgeschäftsstellen und ihrer Zusam­
mensetzung sind durch Satzung festzulegen. 

Verschwiegenheitspflicht 

§ 51. Alle Organe und das gesamte Personal des 
Österreichischen Hebammengremiums sind, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, zur Ver­
schwiegenheit. über alle ihnen in Ausübung ihres 
Amtes bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet. 
Von dieser Verpflichtung kann der Bundesminister 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
entbinden, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt. 

Deckung der Kosten - Gremialbeitrag 

§ 52. (1) Der Gremialvorstand hat alljährlich bis 
längstens 15. November den Jahresvoranschlag für 
das folgende Kalenderjahr aufzustellen. 

(2) Der Gremialvorstand hat alljährlich bis 
längstens 30. April jedes Jahres den Rechnungsab­
schluß für das abgelaufene Rechnungsjahr den 
beiden von der Hauptversammlung bestellten 
Rechnungsprüfern vorzulegen. Diese haben den 
Rechnungsabschluß nach dessen Prüfung der 
Hauptversammlung vorzulegen. 
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(3) Zur Bestreitung der finanziellen Erfordernisse 
für die Durchführung der im § 40 dieses Bundesge­
setzes angeführten und dem Österreichischen 
Hebammengremium übertragenen Aufgaben, hat 
das Österreichische Hebammengremium von seinen 
Mitgliedern Gremialbeiträge einzuheben. 

(4) Der Gremialbeitrag ist bei Hebammen, die 
ihren Beruf im Dienstverhältnis ausüben, vom 
Dienstgeber einzubehalten und spätestens bis zum 
15. Tag nach Ablauf des Kalendermonates dem 
Österreichischen Hebammengremium abzuführen. 

(5) Der Gremialbeitrag ist unter Bedachtnahme 
auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Mitglieder des Österreichischen Hebammengre­
miums in der Beitragsordnung festzulegen. Die 
Beitragsordnung kann nähere Bestimmungen vorse­
hen, daß Mitglieder des Österreichischen Hebam­
mengremiums, die den Hebammenberuf nicht oder 
nicht ausschließlich im Dienstverhältnis ausüben, 
verpflichtet sind, alljährlich bis zu einem in der 
Beitragsordnung zu bestimmenden Zeitpunkt 
schriftlich alle für die Errechnung des Gremialbei­
trages erforderlichen Angaben zu machen und auf 
Verlangen die geforderten Nachweise für die 
Richtigkeit dieser Erklärung vorzulegen. Wird 
dieser Verpflichtung nicht zeitgerecht entsprochen, 
wird die Höhe des Gremialbeitrages auf Grund 
einer Schätzung festgelegt; bei der Schätzung ist 
auf alle für die Errechnung des Gremialbeitrages 
bedeutsamen Umstände Bedacht zu· nehmen. 

(6) Rückständige Beiträge können durch politi­
sche Exekution eingetrieben werden. 

Aufsicht 

§ 53. (1) Das Österreichische Hebammengre­
mium unterliegt der Aufsicht des Bundesministers 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz. 

(2) Die Satzung, die Geschäftsordnung, die 
Beitragsordnung, der Jahresvoranschlag und der 
Rechnungsabschluß bedürfen der Genehinigung des 
Bundesministers für Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz kann gesetzwidrige Be­
schlüsse der Organe des Österreichischen Hebam­
mengremiums aufheben. 

7. Abschnitt 

Strafbestimmungen 

§ 54. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand 
einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden 
strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwal­
tungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
50 000 S zu bestrafen, wer 

1. gewerbsmäßig eine Tätigkeit als Hebamme 
ausübt, ohne hiezu berechtigt zu sein, oder 
jemanden, der die Tätigkeit als Hebamme 
gewerbsmäßig ausübt, ohne hiezu berechtigt 
zu sein, zu einer derartigen Tätigkeit heran­
zieht; 

2. eine Tätigkeit unter der in diesem Bundesge­
setz festgelegten Berufsbezeichnung (§ 1) 
ausübt oder eine solche Berufsbezeichnung 
führt, ohne hiezu berechtigt zu sein; 

3. wer durch Handlungen oder Unterlassungen 
denim 
§ 4 Abs. 1, § 5, § 6, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9, 
§ 10, § 17 Abs. 1, § 18, § 19 Abs. 2, 6 und 8, 
§ 20, § 21 Abs. 1, § 42 Abs. 2 oder § 51 
enthaltenen Anordnungen und Verboten zu­
widerhandelt; 

4. Anordnungen zuwiderhandelt, die in den auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Ver­
ordnungen enthalten sind. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Geldstrafen fließen dem Österreichischen 
Hebammengremium zu. 

Übergangsbestimmungen 

§ 55. Die Verordnung betreffend Errichtung und 
Führung von Bundeshebammenlehranstalten sowie 
Ausbildung und Fortbildung an diesen An­
stalten (Hebammen-Ausbildungsordnung), BGBI. 
Nr. 443/1971, samt Anlagen 1 und 2 gilt bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 1995 als Gesetz und ist auf 
jene Ausbildungen anzuwenden, die nach dem 
Hebammengesetz 1963 begonnen wurden und bei 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes noch nicht 
abgeschlossen sind .. Diese Ausbildungen sind nach 
den bisher geltenden Bestimmungen fortzusetzen 
und abzuschließen. 

§ 56. (Grundsatzbestimmung) (1) Hebammen­
praxen gelten nicht als Krankenanstalten im Sinne 
des Krankenanstaltengesetzes, BGBI. Nr. 111957, 
Sie bedürfen sowohl zu ihrer Errichtung wie auch 
zu ihrem Betrieb einer Bewilligung der Landesregie­
rung. 

(2) Die Landesgesetzgebung hat nähere Bestim­
mungen über die Errichtung und den Betrieb von 
Hebammenpraxen, insbesondere Über die erforder­
liche Sachausstattung sowie über die sanitären und 
hygienischen Voraussetzungen zu erlassen. Die 
zulässige Bettenhöchstzahl darf fünf nicht überstei­
gen. 

(3) Hebammen, denen eine Bewilligung zur 
Aufnahme von Schwangeren und Gebärenden in 
ihre Wohnung von der Bezirksverwaltungsbehörde 
auf Grund § 6 der Hebammen-Dienstordnung, 
BGBI. Nr. 13111970, erteilt worden ist, können ihre 
Hebammenpraxen weiterführen und bedürfen kei­
ner Bewilligung der Landesregierung gemäß Abs. 1. 
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(4) Der Amtsarzt der Bezirksverwaltungsbehörde 
hat.die Hebammenpraxis regelmäßig zu überprüfen, 
ob sie den sanitären und hygienischen Anforderun­
gen entspricht. Entspricht die Hebammenpraxis 
nicht diesen Anforderungen, ist der Hebamme die 
Behebung der Mängel innerhalb einer angemesse­
nen Frist aufzutragen. Werden die Mängel nicht 
fristgerecht behoben, ist die Bewilligung gemäß 
Abs. 1 oder 3 zurückzunehmen. 

§ 57. (Verfassungsbestimmung) Bis zur Erlassung 
der Ausführungsgesetze der Länder bleibt § 6 Abs. 1 
bis 4 der Hebammen-Dienstordnung, BGBl. 
Nr. 13111970, als Landesgesetz weiterhin in Gel­
tung. 

§ 58. Die Bundeshebammenlehranstalten, die auf 
Grund des Hebammengesetzes 1963 errichtet 
wurden, gelten mit Inkrafttreten dieses Bundesge­
setzes als Hebammenakademien und bedürfen 
keiner Bewilligung durch den Landeshauptmann 
gemäß § 25. .. 

§ 59. Niederlassungsbewilligungen, die auf 
Grund des Hebammengesetzes 1963 erteilt worden 
sind, gelten mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
als· Bewilligungen für die freiberufliche Berufsaus­
übung. 

. § 60. Die auf Grund der Verordnung betreffend 
die Errichtung von Hebammengremien, BGBl. 
Nr. 13/1926, wieder in Kraft gesetzt durch Art. 11 
Z 2 des Bundesgesetzes vom 18. Juni 1947, BGBl. 
Nr. 151, gewählten Vorsteherinnen der Hebam­
mengremien und deren Stellvertreterinne.n sowie die 
Ausschußmitglieder haben bis zur Neuwahl die 
Funktion des Gremialvorstandes (§ 47) und dessen 
Aufgaben wahrzunehmen. Sie haben aus ihrer Mitte 
mit einfacher Stimmenmehrheit eine Präsidentin 
und eine Vizepräsidentin, die provisorisch die 

Aufgaben des Präsidiums (§ 49) wahrzunehmen 
haben, binnen einem Monat nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu wählen. Eine Neuwahl hat 
spätestens innerhalb von zwei Jahren zu erfolgen. 

§ 61. (1) 75 vH des Vermögens der Landesheb­
ammengremien sowie der bestehenden W ohlfahrts­
einrichtungen der Landeshebammengremien fließen 
dem Österreichischen Hebammengremium zu und 
sind von diesem weiter zu verwalten. 

(2) Die Gremialbeiträge sind bis zur Festlegung 
der Beitragsordnung durch die Hauptversammlung 
(§ 46) in der Höhe einzuheben, die in den 
Satzungen der Landeshebammengremien auf 
Grund des Hebammengesetzes 1963 vor Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes festgelegt worden sind .. 

Inkrafttreten 

§ 62. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1994 in Kraft. 

(2) Das Hebammengesetz 1963 tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 1993 außer Kraft. 

(3) § 29 Abs. 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1996 außer Kraft. 

(4) Die Verordnung betreffend die Errichtung 
von Hebammengremien, BGBl. Nr. 13/1926, wie­
der in Kraft gesetzt durch Art. 11 Z 2 des 
Bundesgesetzes vom 18.Juni 1947, BGBl. Nr.151, 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1996 außer Kraft. 

Vollziehung 

§ 63. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz betraut. 

2 
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VORBLATT 

Problem: 

Das Hebammengesetz 1963, BGBI. Nr. 3/1964, ist in vielen Bereichen nicht mehr zeitgemäß. Das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum erfordert darüber hinaus die Schaffung einer 
EG-konformen auf drei Jahre verlängerten Hebammenausbildung. 

Ziel: 

Anhebung des Ausbildungsniveaus an den internationalen Standard; Schaffung von Berufsausübungs­
bedingungen, die eine gleichzeitige Ausübung des Hebammenberufes im intra- und extramuralen Bereich 
ermöglichen. 

Alternative: 

Novellierung des geltenden Hebammengesetzes 1963. 

Kosten: 

Die Ausbildungsverlängerung um ein Jahr verursacht eine Kostensteigerung um rund 56 vH. Unter 
Außerachtiassung der einmaligen Sonderausgaben sind für die dreijährigen Lehrgänge einschließlich drei 
Parallelkurse rund 2S Millionen Schilling pro Jahr zu erwarten. Für die Vollziehung der Studienförderung 
ist ein halber b-Posten zu veranschlagen. Dem stehen nicht quantifizierbare Einsparungen im intramuralen 
Bereich gegenüber, die durch die verstärkte Tätigkeit der Hebammen im extramuralen Bereich im Rahmen 
der Geburtsvorbereitung und Geburtsnachbetreuuhg erzielt werden können. 

EG-Konformität: 

Gegeben. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Im Februar 1993 ist der Entwurf eines Bundesge­
setzes über den Hebammenberuf dem allgemeinen 
Begutachtungsverfahren zugeleitet worden. Ziel 
dieses Entwurfes war es, eine Gesamtreform des 
Hebammenwesens in Österreich durch eine Neure­
gelung der Materie herbeizuführen. 

Von einer Novellierung des geltenden Hebam­
mengesetzes 1963, das aus dem Jahre 1925 stammt 
und 1963 wiederverlautbart worden ist, wurde 
deshalb Abstand genommen, weil dieses Gesetz in 
vielen Bereichen nicht mehr dem internationalen 
Standard - insbesondere nicht dem Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Ab­
kommen) - entspricht, und daher umfangreiche 
Änderungen des Gesetzestextes erforderlich wären. 

Der Weg eines neuen Hebammengesetzes wurde 
beschritten, um durch die Aktualisierung der 
Lehrpläne und Ausbildungsinhalte eine qualitative 
und quantitative Verbesserung der Hebammenaus­
bildung herbeiführen zu können. Vor allem soll 
damit den neuesten Erkenntnissen der Hebammen­
kunde und der Fortentwicklung der medizinischen 
Wissenschaft entsprechend Rechnung getragen 
werden. 

Grundlage für die Neuregelung sind die Ergeb­
nisse des vom Bundesministerium für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz in Auftrag gegebe~ 
nen Studienprojektes des Österreichischen Bundes­
institutes für Ges"undheitswesen über eine Neurege­
lung der Hebammenausbildung in Österreich. Zu 
den Arbeiten an dieser Studie wurden Hebammen 
und Ärzte sowie Vertreterinnen und Vertreter der 
Interessenvertretungen herangezogen. 

In weiterer Folge wurden über die im Rahmen des 
Begutachtungsverfahrens zur Sprache gebrachten 
Fragen weitere Diskussionen mit Fachleuten aus 
dem Bereich der Geburtshilfe geführt. Weitere 
Expertenmeinungen wurden eingeholt, die in den 
nunmehr vorliegenden Gesetzentwurf eingeflossen 
sind. 

Zur Herstellung der EG-Konformität ist die 
Umsetzung folgender EG-Richtlinien erforderlich 
(siehe EWR-Abkommen, Anhang VII Abschnitt C 
Z 14 und 15 [460 BlgNR XVIII. GP, S 752 ff.] und 

Anhang XVIII Z 18 [460 BlgNR XVIII. GP, 
S 907 f.]): 

Richtlinie 80/154/EWG des Rates vom 21. Jän­
ner 1980 über die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise für Hebammen und über 
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen 
Ausübung des Niederlassungsrechts und des 
Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr, geän­
dert durch die Richtlinien 80/1273/EWG, 
89/594/EWG und 90/658/EWG, 
Richtlinie 80/155/EWG des Rates vom 21. Jän­
ner 1980 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Auf­
nahme und Ausübung der Tätigkeiten der 
Hebamme, geändert durch die Richtlinie 
89/594/EWG und 
Richtlinie 761207/EWG des Rates vom 9. Fe­
bruar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg 
sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen. 

Die Hebammen-Ausbildungsordnung sah bisher 
vor, daß vom Erfordernis der österreichischen 
Staatsbürgerschaft als Aufnahmevoraussetzung in 
eine Bundeshebammenlehranstalt Nachsicht erteilt 
werden kann, wenn die Bewerberin die Kosten der 
Ausbildung selbst trägt und freie Ausbildungsplätze 
vorhanden sind. 

Zu bemerken ist, daß nunmehr in der Frage der 
Kostentragung der Ausbildung auch aus EG-Kon­
formitätsgründen von einer Regelung Abstand 
genommen wurde. Unbeschadet hievon sind allfäl­
lige privatrechtliche Vereinbarungen. 

In diesem Zusammenhang ist folgende EWG­
Verordnung zu erwähnen, die auch im EWR-Ab­
kommen (Anhang V Z 2 [460 BlgNR XVIII. GP, 
S 649]) enthalten ist: 

Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 
15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 

Diese Verordnung sieht den freien Zugang zur 
Ausbildung für alle Staatsangehörigen der Mitglied­
staaten unter den gleichen Voraussetzungen wie für 
inländische Staatsangehörige vor. 
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Auch der auf Art. 7 des EWG-Vertrages 
basierenden Judikatur des Europäischen Gerichts­
hofes ist zu entnehmen, daß die Verpflichtung von 
EG-Staatsangehörigen zur "diskriminierenden" 
Zahlung von Ausbildungskosten nicht zulässig ist. 

Das EWR-Abkommen sieht zwar im Proto­
koll 29 Über die berufliche Bildung (460 BlgNR 
XVIII. GP, S 389) eine Sonderregelung betreffend 
Studiengebühren vor, die besagt, daß die Bestim­
mungen betreffend das Aufenthaltsrecht für Studen­
ten die vor Inkrafttreten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum bestehenden Mög­
lichkeiten einzelner Vertragsparteien in bezug auf 
die von ausländischen Studenten erhobenen Stu­
diengebühren nicht berühren. 

Eine Kostentragungsregelung wurde aber vor 
allem im Hinblick auf die Aufhebung des 
Ausbildungsmonopols" des Bundes, die nunmehr 
auch Privaten die Möglichkeit einräumt, Hebam­
menakademien zu errichten, nicht getroffen, da dies 
einen verfassungsrechtlich bedenklichen Eingriff in 
die Erwerbsausübungsfreiheit bzw. Privatautono­
mie des Trägers der Ausbildungseinrichtung bedeu­
ten würde. Dies umso mehr, als auch keine 
gesetzlichen Grundlagen für finanzielle Zuwendun­
gen von Gebietskörperschaften an allfällige private 
Betreiber vorgesehen sind. 

Folgende weitere Schwerpunkte der angestrebten 
Reformmaßnahmen im Bereich des Hebammenwe­
sens sind zusammenfassend hervorzuheben: 

1. Ausbildungsverlängerung auf drei Jahre; 
2. Anhebung des Ausbildungsniveaus ; 
3. Schaffung neuer Zugangsvoraussetzungen, 

nämlich einer höheren Schulbildung (grund­
sätzlich Reifeprüfung); 

4. Bezeichnung der Ausbildungseinrichtung als 
Akademie; 

5. KlarsteIlung des gleichberechtigten Zugan­
ges zur Ausbildung für Frauen und Männer; 

6. Aufhebung der Internatspflicht; 
7. Aufhebung des Ausbildungsmonopols des 

Bundes und Schaffung der Möglichkeit, daß 
Private (somit auch Gebietskörperschaften 
im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung) 
Ausbildungseinrichtungen errichten und füh­
ren können; 

8. Aufhebung der Dreiteilung öffentlich be­
stellte Hebammelfreipraktizierende Heb­
amme/ Anstaltshebamrrie; 

9. Abschaffung der Niederlassungsbewilligung 
und Bedarfsprüfung (wie bisher für öffentlich 
bestellte Hebammen erforderlich); 

10. Abschaffung der Hebammentagebücher und 
Geburtenausweise ; 

11. Schaffung einer neuen Organisationsform 
für die gesetzliche Interessenvertretung. 

Die Schaffung neuer Zugangsvoraussetzungen 
und die Umwandlung der Bundeshebammenlehran­
staltenin Hebammenakademien soll einerseits die 

Anhebung des Ausbildungsniveaus signalisieren und 
andererseits eine Entwicklung in die Wege leiten, 
die das Berufsansehen der Hebammen hebt und 
fördert. 

Diese Änderung macht es erforderlich, den 
bisherigen Schülerstatus der Auszubildenden in den 
Status von Studierenden umzuwandeln. Da die 
künftige Ausbildung auf Maturaniveau aufbaut, 
sollen Studierende an Hebammenakademien über 
das Studienförderungsgesetz 1992 und nicht mehr 
wie bisher über das Schülerbeihilfengesetz 1983 
gefördert werden. In diesem Zusammenhang ist 
hervorzuheben, daß in Österreich grundsätzlich alle 
tertiären Bildungseinrichtungen, deren Bildungsziel 
über die Reifeprüfung hinausgeht, vom Studienför­
derungsgesetz 1992 erfaßt werden sollen. 

Das für Studienförderungsangelegenheiten füh­
rend zuständige Bundesministerium für Wissen­
schaft und Forschung hat sich "im Rahmen des 
Begutachtungsverfahrens grundsätzlich positiv zu 
diesem Anliegen geäußert. Vorarbeiten für eine 
entsprechende gesetzliche Initiative sind bereits im 
Gang. 

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen der 
Einbeziehung der Hebammenakademien in das 
Studienförderungsgesetz 1992 wird auf die finanzi­
ellen Erläuterungen am Schluß der Allgemeinen 
Erläuterungen verwiesen. 

Die Beantwortung der Frage, ob und in welcher 
Art Hebammenakademien künftig in den Fach­
hochschulbereich Eingang finden könnten, ist 
verfrüht und wird von der Entwicklung des 
Fachhochschulwesens in Österreich im allgemeinen 
abhängen. 

Zur Aufhebung der Internatspflicht ist festzuhal­
ten, daß diese Maßnahme auf breitem Konsens aller 
Betroffenen beruht. 

Die Internatsunterbringung wird keineswegs 
mehr als zeitgemäß erachtet. Deren Aufhebung ist 
die Konsequenz der Modernisierung der Ausbil­
dung und der Ausbildungsbedingungen. 

Es ist festzuhalten, daß den Trägern der 
Ausbildungseinrichtungen, der Krankenanstalten 
oder jedem Privaten selbstverständlich weiterhin die 
Möglichkeit offensteht, den Studierenden U nter­
bringungsmöglichkeiten anzubieten. 

Die Aufhebung der strikten Dreiteilung in 
öffentlich bestellte Hebamme, freipraktizierende 
Hebamme und Anstaltshebamme erfordert die 
Abschaffung der Niederlassungsbewilligungen. An­
stelle der bisher bestehenden Niederlassungsbewilli­
gungen sollen allgemeine Bewilligungen zur freibe­
ruflichen Berufsausübung treten. Diese werden auf. 
Antrag vom Landeshauptmann erteilt und sind. wie 
bei den gehobenen medizinisch-technischen Dien­
sten und beim Krankenpflegefachdienst nicht mehr 
an eine Bedarfsprüfling geknüpft. Vielmehr besteht 
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bei Erfüllung der im Gesetz festgelegten Vorausset­
zungen ein Rechtsanspruch auf die Erteilung der 
Bewilligung zur freiberuflichen Berufsausübung. 

Zur Abschaffung der Bedarfsprüfung ist weiters 
festzuhalten, daß damit der jüngsten Judikatur des 
Verfassungsgerichtshofes Rechnung getragen wird. 

Diese Maßnahme ist auch in Verbindung mit den 
flexibleren Regelungen über die Berufsausübung zu 
sehen, die die Möglichkeit einer Kombination von 
freiberuflicher Berufsausübung und der Berufsaus­
übung in einem Dienstverhältnis eröffnet. Dies 
ermöglicht, daß Frauen zukünftig von der Heb­
amme ihrer Wahl auch in Krankenanstalten betreut 
werden können. 

Vor allem wird damit dem allgemeinen Wunsch 
der Hebammen nach einer flexibleren und an den 
speziellen Bedürfnissen und Anliegen der Schwan­
geren, Gebärenden und Wöchnerinnen orientierten 
Berufsgestaltung Rechnung getragen. Es soll damit 
auch ein Beitrag zur Qualitätssicherung in der 
Schwangerenbetreuung und Geburtshilfe insofern 
geleistet werden, als damit eine die psychosozialen 
Aspekte berücksichtigende Betreuungskontinuität 
gewährleistet wird. 

Dieses Vorhaben - freie Hebammenwahl und 
die Ermöglichung des ineinandergreifenden Zusam­
menwirkens des stationären Bereiches mit den 
freiberuflich tätigen Hebammen - würde aller­
dings die Schaffung von entsprechenden organisati­
onsrechtlichen Regelungen auf Länderebene erfor­
dern. 

Zur Aufhebung des Ausbildungsmonopols des 
Bundes ist festzuhalten, daß von einzelnen Bundes­
ländern, in denen keine Bundeshebammenlehran­
stalt geführt wird, de.r Wunsch nach Führung 
eigener Hebammenlehranstalten zur bedarfsgerech­
teren Versorgung durch Hebammen mehrfach zum 
Ausdruck gebracht worden ist. Mit der nunmehri­
gen Regelung über die Errichtung und Führung von 
Hebammenakademien wird die Möglichkeit ge­
schaffen, daß Private und somit auch Länder im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung eigene 
Hebammenakademien errichten und führen kön­
nen. 

Hinsichtlich der erforderlichen Ausbildungskapa­
zitäten und des zukünftigen Hebammenbedarfes 
wird auf die finanziellen Erläuterungen hingewie­
sen. 

Zur Abschaffung der Hebammentagebücher und 
Geburtenausweise ist zu bemerken, daß damit eine 
zeitgemäße Dokumentation, wie sie bei anderen 
Gesundheitsberufen bereits gebräuchlich ist, auch 
für Hebammen eingeführt werden soll. Eine 
Umfrage bei den Landessanitätsdirektionen hat 
darüber hinaus ergeben, daß ein Abgehen von den 
Geburtenausweisen aus verwaltungsökonomischen 
Gründen befürwortet wird. Die Geburtenausweise, 

die bisher von den Hebammen an die Amtsärztin­
nen/ Amtsärzte weiterzugeben waren und in die die 
Hebamme die wesentlichen Inhalte aus ihrem 
Hebammentagebuch zu übertragen hatte, stellten 
lediglich ein Kontrollinstrument über die Hebam­
men dar und scheinen nicht zuletzt aus verwaltungs­
ökonomischen Gründen entbehrlich, zumal den 
Geburtenausweisen auch keinerlei statistische Ver­
wertungsfunktion zukommt. 

Im Zuge des Begutachtungsverfahrens ist die 
Frage der Abgrenzung zwischen der Tätigkeit der 
Hebammen und der ärztlichen Tätigkeit aufgewor­
fen worden. Um in der Abgrenzungsproblematik 
eine Einigkeit zwischen den betroffenen Berufs­
gruppen herbeiführen zu können, wurde in 
zahlreichen Besprechungen mit den Hebammengre­
mien und den Vertreterinnen und Vertretern der 
Österreichischen Ärztekammer nach einer konsen­
sua1en Lösung gesucht. Der vorliegende Entwurf ist 
daher hinsichtlich der Umschreibung des Tätigkeits­
bereiches der Hebammen das Ergebnis dieser 
zahlreichen Diskussionen. In Verbindung mit den 
durch die EG-Richtlinien vorgegebenen Mindest­
standards, zu deren Umsetzung sich Österreich auf 
Grund des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum verpflichtet, ist in diesem Zusam­
menhang festzuhalten, daß der Tätigkeitsbereich 
der Hebamrrien vollinhaltlich dem in Artikel 4 der 
EG-Richtlinie 80/155/EWG vorgegebenen Min­
destkatalog entspricht. Die getroffenen Abweichun­
gen stellen lediglich eine Anpassung an die _ in 
Österreich gebräuchliche Fachterminologie dar 
hzw. dienen der KlarsteIlung. 

Mit dem Tätigkeitsbereich der Hebammen eng 
verknüpft ist die Problematik der Hebammenpra­
xen. Vom Verfassungsdienst des Bundeskanzleram­
tes wurde in der Stellungnahme zur Frage der 
Hebammenpraxen aus verfassungsrechtlicher Sicht 
festgehalten, daß eine Regelung der Hebammenpra­
xen auf den Kompetenztatbestand "Heil- und 
Pflegeanstalten" (Art. 12 Abs. 1 Z 1 B-VG) zu 
stützen wäre (vgl. GZ 600 652/2-V/4/93). Dies 
bedeutet, daß auch für Hebammenpraxen das 
Krankenanstaltenrecht zur Anwendung kommen 
müßte und somit dem Bund lediglich die Gesetzge­
bung über die Grundsätze zukommen würde. Die 
bisherige in der Hebammen-Dienstordnung enthal­
tene Regelung hinsichtlich der Aufnahme von 
Schwangeren und Gebärenden in die Wohnung der 
Hebamme ist unter diesen Gesichtspunkten als 
verfassungswidrig anzusehen. 

Wie eine weitere Umfrage ergeben hat, gibt -es in 
Österreich tatsächlich zwölf Hebammenpraxen, die 
auf Grund des § 6 der geltenden Hebammen­
Dienstordnung bewilligt worden sind und in denen 
zum Te~l bis zu 200 Geburten pro Jahr stattfinden. 

Um diesen Hebammen, die eine Hebammenpra­
xis führen, nicht die Erwerbsgrundlage zu entziehen 
- eine Vorgangsweise, die nicht verfassungskon-

1461 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 21 von 103

www.parlament.gv.at



22 1461 der Beilagen 

form wäre - und um auch weiterhin den 
Hebammen die Möglichkeit der Aufnahme von 
Schwangeren und Gebärenden nicht zu nehmen, 
wurden zwei Regelungsvarianten für die Hebam­
menpraxen erarbeitet und den Ländern zur 
Stellungnahme übermittelt. Folgende mit dem 
Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes akkor­
dierte Lösungsvarianten wurden zur Diskussion 
gestellt: 

In der ersten Variante wurde die bisherige, in der 
Hebammen-Dienstordnung verankerte Regelung 
über die Aufnahme von Schwangeren und Gebären­
den auf Gesetzesstufe gehoben und mit Verfas­
sungsrang ausgestattet (Verfassungsbestimmung): 

In der zweiten Variante wurde die Bestimmung 
über die Hebammenpraxen als Grundsatzbestim­
mung formuliert und die nähere Ausgestaltung den 
Ländern zur Ausführungsgesetzgebung überant­
wortet. 

Aus den Stellungnahmen der Länder ergab sich 
deutlich die Bevorzugung der in der zweiten 
Variante getroffenen Regelung. 

Dem wurde durch die Verankerung der entspre­
chenden Bestimmungen in den Übergangsbestim­
mungen des vorliegenden Entwurfes entsprochen. 

Insbesondere im Hinblick auf die laufende 
Diskussion über die Erwerbsgesellschaften im 
Zusammenhang mit den Gesundheitsberufen 
(Gruppenpraxengesetz) wurde die Regelung der 
Hebammenpraxen unter "Übergangsbestimmun­
gen" getroffen. Dies soll das Erfordernis einer 
weiteren Diskussion bei Schaffung der entsprechen-
den Regelungen aufzeigen. . 

Zur Errichtung des Österreichischen Hebam­
mengremiums ist festzuhalten, daß in dem in 
Begutachtung versandten Gesetzentwurf eine beruf­
liche Interessenvertretung der Hebammen mit 
Zwangsmitgliedschaft nicht mehr vorgesehen war. 

Im Zuge des Begutachtungsverfahrens und der 
Gespräche mit den Vertreterinnen der Hebammen­
gremien hat sich jedoch gezeigt, daß die bisher 
bestehende gesetzliche Interessenvertretung trotz 
Zwangsmitgliedschaft hohe Akzeptanz unter den 
Berufsangehörigen genießt und auf Wunsch eines 
Großteils der Berufsgruppe auch weiterhin beibe­
halten werden sollte. Dem wird nunmehr durch die 
Aufnahme der entsprechenden Bestimmungen über 
das Österreichische Hebammengremium Rechnung 
getr'!,gen. 

Um die österreichweite Zusammenarbeit der 
Hebammen zu erleichtern, wird von der bisherigen 
Organisationsform der bundesländerweise einge­
richteten Hebammengremien zu Gunsten eines 
Österreichischen Hebammengremiums mit Landes­
geschäftsstellen in den Bundesländern abgegangen. 
Diese neue Organisationsform soll auch dazu 
beitragen, d~ß - im Unterschied zu den bestehen-

den bundesländerweise-eingerichteten Hebammen­
gremien - ein für das gesamte Bundesgebiet 
zuständiger Ansprechpartner zur Verfügung steht. 

Der Wirkungsbereich des Österreichischen Heb­
ammengremiums wird im wesentlichen ausgedehnt. 
So wird diesem unter anderem die Aufgabe 
übertragen, für die Durchführung derfür Hebam­
men verpflichtend vorgesehenen Fortbildung Sorge 
zu tragen. 

Eingeschränkt wird der Wirkungsbereich des 
Österreichischen Hebammengremiums lediglich im 
Bereich der Nostrifikationen. Eine verpflichtende 
Befassung des Österreichischen Hebammengre­
miums ist deshalb nicht mehr vorgesehen, weil im 
Verwaltungsverfahren bisher die Befassung der 
Hebammengremien auf Grund des erforderlichen 
Spezialwissens über ausländische Ausbildungssy­
steme oft zu keinen zufriedenstellenden Ergebnis­
sen geführt hat, häufig aber Verfahrensverzögerun­
gen zur Folge hatte. Nunmehr ist für diesen Bereich 
vorgesehen, daß es im Ermessen der Behörde liegt, 
ob ein Sachverständigengutachten (zB von einer 
Hebammenakademie oder dem Österreichischen 
Hebammengremium) eingeholt wird. 

Ziel des vorliegenden Reformkonzeptes ist es 
auch, zur Erleichterung der Vollzugspraxis beizu­
tragen. Die gesetzlichen Regelungen wurden daher 
in Anlehnung an das MTD-Gesetz und Kranken­
pflegegesetz getroffen. Die mit diesen Gesetzen 
gewonnenen Erfahrungen fließen somit in das 
vorliegende Konzept ein. Damit werden übergrei­
fende Standards für den Berufszugang und die 
Berufsausübung im Bereich der Gesundheitsberufe 
geschaffen, die den nicht rechtskundigen Gesetzes­
anwenderinnen und Gesetzesanwendern den Um­
gang mit den gesetzlichen Grundlagen in diesem 
Bereich erleichtern sollen. 

Folgende Regelungsinhalte wären in .. diesem 
Zusammenhang zu erwähnen: 

Berufsberechtigung und deren Zurücknahme, 
Berufsausübung und freiberufliche Berufsaus­
übung, 
Einführung von Berufsausweisen (Hebammen­
ausweise), 
Bezeichnung und Leitung der Ausbildungsein­
richtungen, 
Kriterien für die Bewilligung zur Errichtung und 
Führung der Ausbildungseinrichtungen, 
Ausbildungsbedingungen (Zugang, Ausschluß, 
Anrechnungen, Prüfungen), 
Sonderausbildungen, 
Strafbestimmungen: 

In der Frage der Aufnahme- und Prüfungskom­
mission wird eine vom MTD-Gesetz und Kranken­
pflegegesetz abweichende Regelung auf Grund 
eines Gutachtens des Verfassungsdienstes des 
Bundeskanzleramtes zur Frage der Rechtsnatur der 
Aufnahme- und Prüfungskommissionen getroffen 
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(vgl. GZ 602 020/5-V 14193). Der Entwurf gestaltet 
das Ausbildungsverhältnis als privatrechtliches Ver­
hältnis zwischen Akademie und Studierenden. Das 
Ernennungserfordernis der Kommissionsmitglieder 
durch den Landeshauptmann, das sowohl das 
Krankenpflegegesetz wie auch das MTD-Gesetz 
kennen, ist hier nicht mehr vorgesehen. Damit 
erfolgt eine dem privatrechtlichen Bereich zuzuzäh­
lende Konstruktion der Kommissionen, denen somit 
kein hoheitlicher Charakter zukommt. 

Zur Gestaltung der Aufnahmekommission hat der 
Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes festge­
halten, daß die Aufnahme in eine Ausbildungsein­
richtung grundsätzlich entweder auf einer behördli­
chen Entscheidung, also einem Hoheitsakt, oder auf 
der Entscheidung eines nicht behördlich tätigen 
(privaten) Rechtsträgers beruhen kann. 

Der privatrechtlichen Gestaltung der Aufnahme­
kommission wurde aus folgenden Gründen der 
Vorzug gegeben: Durch die Schaffung der 
Möglichkeit, daß grundsätzlich auch Private bei 
Erfüllung der festgelegten Voraussetzungen Heb­
ammen akademien errichten und führen können, 
liegt es nahe, zwischen dem Träger der Ausbil­
dungseinrichtung und den Studierenden ein Privat­
rechtsverhältnis zu konstruieren. Aus verfassungs­
rechtlicher Sicht würde es im Hinblick auf die in 
Art. 6 des Staatsgrundgesetzes normierte Erwerbs­
ausübungsfreiheit, auf die in Art. 17 StGG vorgese­
hene Unterrichtsfreiheit und auf Art. 7 B-VG daher 
problematisch erscheinen, wenn die Auswahl der 
Auszubildenden gänzlich dem Betreiber der Ausbil­
dungseinrichtung durch eine behördliche Entschei­
dung entzogen wäre. 

Die Entscheidungen der Aufnahmekommission, 
deren Mitglieder gesetzlich festgelegt werden, 
ergehen nicht bescheidmäßig. Die Aufnahmekom­
mission als Organ des Akademieerhalters handelt 
vielmehr im Rahmen der Privatautonomie, die sich 
auf Grund des Privatrechtsverhältnisses zwischen 
Auszubildenden und Ausbildungseinrichtung ergibt. 

Eingeschränkt wird die Privatautonomie des 
Betreibers der Ausbildungseinrichtung durch die 
gesetzliche Einrichtung einer Aufnahmekommis­
sion. Die Festlegung der Kommissionsmitglieder 
bezweckt, daß es zu keiner willkürlichen Diskrimi­
nierung von Berufsanwärterinnen und Berufsanwär­
tern durch eine Ausbildungseinrichtung kommt. 
Diese Einschränkung der Privatautonomie ist umso 
mehr erforderlich, als die Aufnahmekommission 
auch über den Ausschluß von Studierenden zu 
entscheiden hat. Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist 
es nämlich erforderlich, daß - wenn ein Zeugnis 
über eine bestimmte Ausbildung Voraussetzung für 
die Berechtigung zur Ausübung eines bestimmten 
Berufes ist - dieser Abschluß grundsätzlich für 
jedermann erreichbar zu sein hat. Für private 
Ausbildungseinrichtungen mit MonopolsteIlung -
faktisch fallen darunter auch die vom Bund im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung betriebe-

nen bisherigen Bundeshebammenlehranstalten und 
nunmehrigen Hebammenakademien - ergibt sich 
schon aus der Rechtsprechung des OGH ein 
Kontrahierungszwang und damit eine Durchbre­
chung des Rechtsinstitutes der Privatautonomie, 
wenn die faktische Übermacht eines Beteiligten -
bei bloß formaler Parität - ihm die Möglichkeit 
der "Fremdbestimmung" über andere gäbe und 
darum die Ausnützung dieser MonopolsteIlung 
gegen die guten Sitten verstieße. Allgemein als 
sittenwidrig werden Monopolmißbrauch und Dis­
kriminierung angesehen (vgl. SZ 63/190, 
SZ 59/130). 

Um einem möglichen Mißbrauch der Monopol­
steIlung vorzubeugen, ist in der Aufnahmekommis­
sion nicht nur die Ausbildungseinrichtung, sondern 
auch das Österreichische Hebammengremium und 
die Vertretung der Studierenden vertreten. 

Darüber hinaus ist vorgesehen, daß die Aufnah­
mekommission vor Beschlußfassung über einen 
Ausschluß eine Stellungnahme der zuständigen 
Landessanitätsdirektion einzuholen hat. 

Bei der Prüfungskommission handelt es sich 
(unter Berücksichtigung der höchstgerichtlichen 
Rechtsprechung) um keine Behörde. Deren Ent­
scheidungen sind als Gutachten und nicht als 
Bescheide zu qualifizieren und sind weder durch 
Berufung noch durch Beschwerde anfechtbar noch 
unterliegen sie der Rechtskraft (vgl. 
VfSlg.5924/1969; VwSlg. 7284 A/1968, 7350 AI 
1968, 7829 Al1970, 8842 A/1975). 

Die Gestaltung der Nostrifikationsbestimmungen 
baut auf den Erfahrungen der Vollzugspraxis des 
MTD-Gesetzes und Krankenpflegegesetzes auf. Da 
die Hebammenausbildung auch dem tertiären 
Ausbildungssektor zuzurechnen ist, erfolgt die 
Regelung in Anlehnung an die Bestimmungen des 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes und 
weicht somit wesentlich von den bisher geltenden 
Bestimmungen ab. Es werden ähnliche Anforderun­
gen festgelegt, wie sie im Hochschulbereich für die 
Nostrifikationen bereits üblich sind. Damit soll 
nicht zuletzt auch die Anhebung des Ausbildungs­
niveaus der Hebammenausbildung verdeutlicht 
werden. Die detaillierten Nostrifikationsbestim­
mungen sollen weiters zur Erleichterung der 
Vollzugspraxis beitragen. 

Hinzuweisen ist ebenfalls auf die Tatsache, daß 
der in Begutachtung versandte Entwurf durch die 
bereits erwähnte Schaffung neuer Bestimmungen 
über das Österreichische Hebammengremium eine 
wesentliche Erweiterung erfahren hat. 

Erweitert wurde der Entwurf auch durch 
Regelungen über die Pflichten der Hebam~e, bei 
Auftreten von Regelwidrigkeiten mit einer Arztinl 
einem Arzt zusammenzuarbeiten. Diese Bestim­
mungen waren bisher im wesentlichen in der 
Hebammen-Dienstordnung enthalten. Der in Be­
gutachtung versandte Entwurf sah noch vor, 
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näheres über die Dienstpflichten der Hebamme im 
Verordnungswege zu regeln. Die zahlreichen 
Diskussionen haben jedoch ergeben, daß eine 
Hebammen-Dienstordnung für nicht zweckmäßig 
erachtet wird. Vielmehr wurde die Meinung 
vertreten, daß die wesentlichen Dienstpflichten der 
Hebamme durch eine Erweiterung der im Gesetz 
selbst formulierten Berufspflichten ausreichend 
abgedeckt wären. Als Argument gegen eine eigene 
Dienstordnung für Hebammen wurde eingewendet, 
daß für andere Gesundheitsberufe keine detaillier­
ten Dienstordnungen bestehen und auch nicht als 
erforderlich erachtet werden. Daher wurde von der 
ursprünglichen Absicht, eine eigene Dienstordnung 
zu schaffen, wieder abgegangen. 

Schließlich wurde der in Begutachtung versandte 
Entwurf noch auf Grund einer vom Verfassungs­
dienst unter Hinweis auf § 18 B-VG geäußerten 
Kritik hinsichtlich der nicht ausreichenden Determi­
nierung der Ausbildungsinhalte im Gesetz erweitert. 
Der Entwurf wurde in der Folge durch einen 
Katalog von Unterrichtsfächern ergänzt. 

Abschließend sei darauf hingewiesen, daß sich die 
Erstellung der Textgegenüberstellung als äußerst 
schwierig erwies. Dies einerseits im Hinblick darauf, 
daß das Gesetz umfangreiche Neuerungen enthält, 
die im geltenden Hebammengesetz 1963 nicht 
enthalten waren, und einige der bisherigen Regelun­
gen nicht den neuen entsprechen. Andererseits 
beinhaltet das neue Gesetz zahlreiche Normen, die 
bisher ausschließlich in den Durchführungsverord­
nungen zum Hebammengesetz 1963 verankert 
waren. Vollständigkeitshalber sowie aus Gründen 
der Übersichtlichkeit und Klarheit sind daher der 
Textgegenüberstellung die Hebammen-Dienstord­
nung, die Hebammen-Ausbildungsordnung und die 
Verordnung betreffend die Errichtung von Hebam­
mengremien angefügt. 

Finanzielle Erläuterungen: 

Auf Grund der jüngsten Daten des Statistischen 
Zentralamtes, die sinkende Geburtenraten progno­
stizieren, ist davon auszugehen, daß der Hebam­
menbedarf in Hinkunft konstant bleibt, wenn nicht 
sogar zurückgehen wird. Entsprechende Bedarfsbe­
rechnungen wurden seitens des Österreichischen 
Bundesinstitutes für Gesundheitswesen durchge­
führt. 

Eine Erhöhung der bestehenden Ausbildungska­
pazitäten ist erforderlich, da durch die Verlänge­
rung der Hebammenausbildung es einerseits ein 
Jahr keinen "Hebammen-Output" an den Hebam­
menakademien geben wird und andererseits die 
Verlängerung ein Drittel weniger Ausbildungskapa­
zität bedeutet. Darüber hinaus erfordert der 
erweiterte Aufgabenbereich eine höhere Anzahl an 
Hebammen. 

Den durch die Verlängerung der Ausbildung von 
zwei auf drei Jahre entstehenden Mehrkosten 
stehen jedoch Einsparungen gegenüber. 

Anzuführen ist, daß Verhandlungen gemäß § 5 
FAG mit den Ländern erfolgreich geführt wurden. 

1. Zu den Personalausgaben 

Ausgangsbasis ist die Zahl der Auszubildenden 
und die Einstufung der Lehrhebammen. 

Jede der sechs Hebammenakademien soll jeweils 
einen Lehrgang führen. Wenn zusätzliche Räume 
gefunden werden - was im Hinblick auf d-en 
Hebammenbedarf dringend erforderlich ist -, 
sollen zu dem Parallelelehrgang in Wien noch an 
zwei weiteren Akademien Parallel-Lehrgänge (ins­
gesamt somit drei) eingerichtet werden. Grund 
hiefür - wie bereits angeführt - ist die durch die 
Verlängerung entstehende Verminderung der Aus­
bildungs kapazitäten. 

Ausgehend von der gegenwärtigen Schülerinnen­
gesamtzahl von 160 und einer geplanten Zahl an 
Studierenden von 240 sowie einem Schlüssel von 
1 : 12 (Lehrhebamme : Studierende) und unter 
Berücksichtigung des Umstandes, daß bisherige 
Lehrhebammen auf Grund ihrer Funktion als 
Direktorinnen ihre Lehrtätigkeit nur mehr einge­
schränkt ausüben können, entsteht ein Mehrbedarf 
an 20 Lehrhebammen. 

Da nun für den Zugang zur Ausbildung 
Maturaniveau verlangt wird, ist in weiterer Folge 
eine Einstufung der Lehrhebammen in K2 erforder­
lich. Unter Berücksichtigung der Gehaltsstufe 
K/Z/10 ergibt sich pro Kalenderjahr ein Betrag von 
insgesamt 11 604 000 S. Es wird davon ausgegan­
gen, daß Beamte in den Akademien tätig sein 
werden. Ob die in Innsbruck auf einer Planstelle des 
Bundes eingestellte Lehrhebamme in den Stellen­
plan des Landes Tirol übernommen werden kann, 
bleibt abzuwarten. 

Für Unterrichtshonorare hat eine Anhebung der 
Sätze von 290 Sauf 330 S inkl. USt zu erfolgen. Es 
ist mit 5 100 Unterrichtsstunden von Lehrkräften zu 
rechnen, deren Leistung nach Stundensatz abzugel­
ten ist. Für ein Jahr ergibt sich ein Honoraraufwand 
von 561 000 S, für drei Jahre insgesamt 1 683000 S. 

Die Landessanitätsdirektorinnen/ -direktoren 
sollen in der Prüfungskommission mitwirken. Diese 
Tätigkeit soll unentgeltlich sein, wie auch die 
Tätigkeit der weiteren Kommissionsmitglieder bei 
Aufnahme und Prüfung. 

Für die wissenschaftliche Leitung ist eine 
Funktionszulage zu berücksichtigen. Für sechs 
wissenschaftliche Leitungen. wird mit insgesamt 
624000 S pro Jahr gerechnet. 

2. Zur Ausstattung/Anlagen 

Einrichtung zusätzlicher Räume für Parallel­
Lehrgänge und Änderung der Tafeln (neue 

1461 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)24 von 103

www.parlament.gv.at



1461 der Beilagen 25 

Bezeichnung als Akademien) 
Phantome ...................... . 
Raumausstattung ................ . 
Tafeln ......................... . 

S 240 000 
S 600 000 
S 80000 

S 920 000 

Benötigt werden je Hebammenakademie ein 
Aufenthaltsraum, ein Studierraum und einige 
Schlafräume für Studierende, die Nachtdienst 
versehen. Die Zahl der vorhandenen Schlafräume in 
den bestehenden Bundeshebammenlehranstalten ist 
zu hoch. An zwei der Akademien, an denen ein 
Parallel-Lehrgang einzurichten ist, wird eine 
Umgestaltung der Räume zur Gewinnung eines 
zusätzlichen Aufenthalts- und Studierraumes erfol­
gen. 

Auf Grund dessen und weil in jeder Akademie 
jährlich Inventar ersetzt werden muß, ist pro Jahr 
mit 400000 S für Inventarnachschaffung zu rech­
nen. 

3. Zu den Aufwendungen/Gesetzliche Verpflichtun­
gen 

Die Kosten für Fortbildungskurse werden nicht 
mehr in der bisherigen Form vom Bund zu tragen 
sein. Aus der gesetzlichen Verankerung der 
verpflichtenden Fortbildung für alle Hebammen 
erwachsen dem Bund keine Kosten. Für Fortbil­
dungskurse wird in Hinkunft das Österreichische 
Hebammengremium Sorge tragen. Es obliegt 
diesem, auch bei den Trägern von Krankenanstalten 
auf die Durchführung von Fortbildungsveranstal­
tungen hinzuwirken bzw. mit diesen zu kooperie­
ren. 

Anzumerken ist, daß bei den erwähnten Ver­
handlungen mit den Ländern auf die finanziellen 
Auswirkungen der verpflichtenden Fortbildung für 
alle Hebammen hingewiesen worden ist. 

Der Verdienstentgang für freiberufliche Hebam­
men bei Besuch von Fortbildungskursen wird in 
Hinkunft nicht mehr ersetzt werden. 

Die Führung von Hebammentagebüchern ent­
fällt. Ein Ankauf aus Bundesmitteln ist somit nicht 
mehr erforderlich. 

Weiterhin sind die Kosten für die Einsendung der 
Personenstandsmeldungen vom Bund zu tragen. 
Daraus resultieren Portogebühren, für die 50 000 S 
pro Jahr vorgesehen werden. 

4. Aufwendungen 

Für zusätzliche Räume/Hörsäle mit Nebenräu­
men werden Mieten anfallen. Nimmt man pro 
Akademie zirka 60 m2 an und orientiert man sich an 
den m2-BetrItgen der BIG, so wäre die Miete auf 
200 000 S im Jahr zu schätzen, zusätzlich zu den 

nach derzeit gültigen Verträgen zu entrichtenden 
Mieten. 

Eine Überprüfung und Änderung der bestehen­
den Mietverträge wird auf Grund der neuen 
Situation vorzunehmen sein. 

Mit dem Bundesministerium für Umwelt, Jugend 
und Familie wurde geklärt, daß Sozialversiche­
rungsbeiträge und Familienbeihilfe im Hinblick auf 

-den geänderten Status der Auszubildenden als 
Studierende aus dem FLAG zu begleichen sind. 

Die Lehrhebammen sollen die Möglichkeit 
haben, die Sonderausbildung zu absolvieren. Da es 
im Interesse des Bundes gelegen sein muß, gut 
ausgebildete Lehrhebammen zu haben, wäre V or­
sorge für die Tragung der SOhderausbildungskosten 
zu treffen. Es wird mit 80 000 S pro Jahr gerechnet. 

Kleininventar bedarf laufend der Nachschaffung. 
500000 S pro Jahr sind vorzusehen. Einmalig für 
zusätzliche Räume wären 800 000 S notwendig. Im 
Hinblick auf den geänderten Status (Akademien) 
entfällt in Zukunft die Beistellung von Lehrbüchern 
und Verpflegung. Die Beistellung von Arbeitsklei -
dung, nicht jedoch von Broschen, wird beibehalten. 
400 000 S pro Lehrgang sind vorzusehen. 

Weiterhin sind Reinigungskosten vorzusehen. 

5. Studienförderung 

Die durchschnittliche jährliche Studienbeihilfe 
pro Studierenden beträgt zirka 50000 S pro Jahr. Es 
ist davon auszugehen, daß zwei Drittel der 
Studierenden, das sind somit zirka 160 Personen, 
eine Studienförderung erhalten werden. Insgesamt 
ergibt sich daher ein Aufwand von 8 Millionen 
Schilling pro Jahr. 

6. Studienunterstützungen 

Für die Studienunterstützungen ist jährlich ein 
Betrag von mindestens 1 vH der jeweiligen 
Aufwendungen für die Förderungsmaßnahmen des 
letzten Kalenderjahres zur Verfügung zu stellen. 

Im ersten Jahr wird daher noch kein Betrag für 
Studienunterstützungen vorzusehen sein. Nach dem 
ersten Jahr ist mit einem Betrag von zirka 80000 S 
für Studienunterstützungen zu rechnen. 

Die bisherigen Beihilfen auf Grund des Schüler­
beihilfengesetzes 1983 laufen mit der bestehenden 
Ausbildungsordnung aus. 

7. Planstellen 

Da die Abwicklung der Studienförderungen für 
die Absolventinnen/ Absolventen der Hebammen­
akademien beträchtliche zusätzliche Arbeitsbela­
stungen bedingen-wird, müßte beim Bundesministe-
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rium für Wissenschaft und Forschung' eine 
1I2-b-Planstelle zusätzlich vorgesehen werden. 

Für das Bundesministerium für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz ergibt sich für die 
Abwicklung der Studienunterstützungen ein Ar­
beitsaufkommen einer 1I2-b-Planstelle, welches 
jedoch durch Umschichtungen abgedeckt werden 
kann. 

8. Einnahmen 
Wenn sich Kärnten und Salzburg den vor Jahren 

getroffenen Vereinbarungen entsprechend am Be­
triebs abgang der in ihrem Bereich befindlichen 
Akademien beteiligen, so werden daraus Einnah­
men in Höhe von etwa 5 Millionen Schilling pro 
Jahr erzielt werden. 

Die Einhebung von Verpflegskostenbeiträgen 
entfällt. 

Ausgaben/Einnahmen Hebammenakademien ab Inkrafttreten des neuen Gesetzes, berechnet auf 
Kalenderjahre für einen dreijährigen Lehrgang und Startkosten 

Anlagen 

Phantome 
Raumausstattung ............ . 
Tafeln ..................... . 
Ersatzanschaffungen ......... . 

Aufwendung 
(Gesetzliche Verpflichtungen) 

Portogebühren 

Aufwendungen 

Stankosten 
einmalig 

S 

240000 
600000 
80 000 

920000 

Kleininventar . . . . . . . . . . . . . . . . . 800 000 
Arbeitskleidung .............. . 
Reinigungsmittel ............. . 
Bürobedad ... : ............. . 
Druckwerke ................ . 
Instandhaltungen ............ . 
Leistungen der Post ........... . 
Mieten ... , .................. . 
Unterrichtshonorare .......... . 
Raumreinigung .............. . 
Kurskosten ................. . 

800000 

Funktionszulagen ............ . 
Personalkosten .......... _ ... . 
Studienförderung .. _ ......... . 
Studienunterstützungen ........ . 

Gesamtkosten ............. . 1720000 

Zusammenfassend ist folgendes festzuhalten : 

Für die Lehrgange in der Dauer von zwei Jahren 
einschließlich einem Parallel-Lehrgang waren pro 
Jahr rund 24 Millionen Schilling (siehe BVA 1992), 
also insgesamt 48 Millionen Schilling, zu veran­
schlagen. 

Unter Außerachtiassung der einmaligen Sonder­
ausgaben werden für die dreijährigen Lehrgänge 
einschließlich drei Paral1el-Lehrgänge rund 25 Mil-

1. Jahr 
S 

400000 

400000 

50000 

500000 
400000 

50000 
50000 

100000 
150000 
50000 

900000 
561000 

1200000 
80000 

4041000 

624000 
11604000 
8000000 

2. Jahr 
S 

400000 

400-000 

50000 

500000 

50000 
50000 

100000 
150000 
50000 

900000 
561000 

1200000 
80000 

3641000 

624000 
11 604000 
8000000 

80000 

3. Jahr 
S 

400000 

400000 

50000 

500000 

50000 
50000 

100000 
150000 
50000 

900000 
561000 

1200000 
80000 

3641000 

624000 
11604000 
8000000 

80000 

insgesamt 

S 

240000 
600000 

80000 
1200000 

2120000 

150000 

2300000 
400000 
150000 
150000 
300000 
450000 
150000 

2700000 
1683000 
3600000 

240000 

12123000 

1872 000 
34812000 
24000000 

160000 

24 719 000 24 399 000 24399 000 75 237 000 

lionen Schilling pro Jahr, also insgesamt 75 Millio­
nen Schilling, anfallen. Die Kostensteigerung von 
einem kompletten zweijährigen Lehrgang mit einem 
Parallel-Lehrgang auf einen kompletten dreijähri­
gen Lehrgang mit drei Parallel-Lehrgängen beträgt 
rund 56vH. 

Für die Vollziehung der Studienförderung ist ein 
1I2-b-Posten im Stellenplan des Bundesministe­
riums für Wissenschaft und Forschung zu veran­
schlagen. 
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Diesen Kosten . stehen nicht quantifizierbare 
Einsparungen im intramuralen Bereich gegenüber, 
die durch die verstärkte Tätigkeit der Hebammen 
im extramuralen Bereich im Rahmen der Geburts­
vorbereitung und Geburtsnachbetreuung erzielt 
werden können. 

11. Besonderer Teil 

Zu § 1: 

Der Hebammenberuf war bisher - zumindest in 
Österreich - ein reiner Frauenberuf. 

Bisher war zwar der Zugang für Männer zur 
Ausbildung theoretisch möglich, in der Praxis gab es 
jedoch keine männlichen Hebammenschüler. Es 
erscheint im Hinblick auf die Zielsetzung von nicht 
geschlechtsspezifisch geprägten Berufsbildern sinn­
voll, ausdrücklich klarzustellen, daß auch etwaigen 
männlichen Interessenten die Ausbildung zugäng­
lich ist. 

Den gleichen Berufszugang . für Männer und 
Frauen fordert - abgesehen vom Gleichheitssatz 
des Art.7 B-VG - darüber hinaus die im 
Anhang XVIII Z 18 des EWR-Abkommens enthal­
tene EG-Richtlinie 761207/EWG zur Verwirkli­
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum berufli­
chen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedin­
gungen. 

Die Umsetzung dieser Richtlinie erfolgt im Abs. 1 
letzter Satz mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß 
die Berufsbezeichnung Hebamme sowohl für 
männliche wie auch für weibliche Berufsangehörige 
gilt. Daraus ergibt sich selbstredend, daß auch 
Männern der Zugang zur Ausbildung offenstehen 
muß. 

Im Rahmen der Diskussion über die Berufsbe­
zeichnung für männliche Berufsangehörige fand 
keine der vorgeschlagenen Alternativen (wie zB 
Obstitor, Geburtsassistent, Geburtsheber) breitere 
Zustimmung. Auch die in Deutschland gebräuchli­
che Bezeichnung Entbindungspfleger stieß auf 
Ablehnun~. Der Begriff Geburtshelfer ist darüber 
hinaus in Österreich bereits von den Fachärztinnen/ 
Fachärzten für Gynäkologie und Geburtshilfe 
besetzt. Es wurde zwar der Wunsch nach einer 
männlichen Berufsbezeichnung vielfach geäußert, 
die Suche nach konstruktiven Vorschlägen war 
jedoch nicht erfolgreich. 

. Als Lösungsmöglichkeit erscheint die gewählte 
V organgsweise- Verwendung der bisher lediglich 
für weibliche Berufsangehörige üblichen Berufsbe­
zeichnung auch für Männer - am sinnvollsten. Die 
Berufsbezeichnung "Hebamme" wird daher für 
beide Geschlechter gelten. 

In den Absätzen 2 und 3 erfolgt die Umsetzung 
des Art.6 der Richtlinie 80/154/EWG. Es soll 
klargestellt werden, unter welchen Voraussetzun­
gen Staatsangehörige einer Vertragspartei des 
EWR-Abkommens ihre im Heimat- oder Her­
kunftsstaat erworbenen Ausbildungsbezeichnungen 
oder deren Abkürzungen zu führen berechtigt sind. 

Zu § 2: 

Das Berufsbild der Hebamme umfaßt ein breites 
Spektrum von Tätigkeiten, die von der Geburtsvor­
bereitung über die Beistandsleistung bei der Geburt 
bis hin zur Geburtsnachbetreuung reichen. 

Dieses in Abs. 1 weit formulierte Tätigkeitsspek­
trum der Hebamme, das die Geburtsvorbereitung 
und Geburtsnachbetreuung einschließt, bezweckt 
nicht den Ausschluß anderer in diesen B~reichen 
tätigen Berufsgruppen. 

Vorrangiges Ziel der Regelung des Tätigkeitsbe­
reiches der Hebamme ist eine ganzheitliche 
Betreuung im Bereich Schwangerschaft, Geburt und 
Wochenbett, zu der, neben anderen etablierten 
Berufsgiuppen, auch die Hebamme beitragen soll. 

Die Hebamme soll eine kontinuierliche Betreu­
ung, Beratung und Pflege einer Frau von Beginn der 
Schwangerschaft an, während der Geburt und des 
Wochenbettes bis zur Abschlußuntersuchung in der 
Regel acht Wochen nach der Geburt gewährleisten. 

Abs. 2 ist die Umsetzung des Art. 4 der Richtlinie 
80/155/EWG. Es werden jene Tätigkeiten und 
Aufgaben von Hebammen aufgelistet, zu deren 
Durchführung die Hebamme in eigener Verantwor­
tung berechtigt ist. 

Die geringfügigen Abweichungen von der deut­
schen Fassung der Richtlinie sind erforderlich, da 
dieser lediglich auf die in Deutschland gebräuchli­
che Terminologie abstellt. Zusätzlich erfolgen 
klarstellende Ergänzungen zum Richtlinientext. 

Abs. 2 normiert, daß die Hebamme berechtigt ist, 
eigenverantwortlich alle regelrechten Vorgänge bei 
Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett zu 
betreuen. Sie leitet die normale Geburt, führt die 
nach der Entbindung notwendigen Untersuchungen 
durch und betreut und versorgt die Schwangere und 
Mutter sowie das Neugeborene und den Säugling. 

Als Tätigkeiten der Hebamme sind insbesondere 
die Feststellung der Schwangerschaft, die Errech­
nung des voraussichtlichen Geburtstermins, die 
Beratung der werdenden Eltern über den Schwan­
gerschaftsablauf, schwangerschaftsgerechte Le!>ens­
führung und Vorsorgeuntersuchungen anzuführen . 
Die Hebamme informiert bei der Geburtsvorberei­
tung über den Ablauf der Geburt und die 
veränderten Lebensumstände und . hilft, etwaige 
Ängste abzubauen. Zu erwähnen ist in diesem 
Zusammenhang etwa die Schwangerengymnastik 
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mit Entspannungs- und Atemübungen. Weiters 
kann die Hebamme zum Stillen, zur Neugebore­
nenversorgung und Wochenbettgymnastik anleiten. 

Alle diese Tätigkeiten darf die Hebamme 
selbständig in Gruppen- und Einzelunterricht oder 
in entsprechenden Einrichtungen, wie zB Mütter­
und Elternschulen, ausüben. 

Eine von einer Hebamme ausgeübte fachgerechte 
Betreuung schließt selbstredend mit ein, daß die 
Hebamme bei der Ausübung ihres Berufes die' 
werdende Mutter bzw. die Mutter auf die im 
Mutter-Kind-Paß vorgesehenen Untersuchungen 
hinweist. 

Zu Abs. 2 Z 2 ist festzuhalten, daß die Hebamme, 
die über Empfängnisverhütungsmaßnahmen auf­
klärt und berät, darauf hinzuweisen hat, daß 
rezeptpflichtige Verhütungsmittel nur von einer 
Ärztin/ einem Arzt verschrieben werden können 
und entsprechende ärztliche Untersuchungen erfor­
dern. 

Zu Abs. 2- Z 6 ist zu bemerken, daß die' 
Hebamme, wenn sie den Scheidendammschnitt 
durchführt, auch zum Nähen des Da~mschnitts 
berechtigt ist, allerdings nur, wenn sie auf Grund 
ihrer Ausbildung dazu befähigt ist. 

Wenn die Hebamme mit einer Ärztin/ einem Arzt 
zusammenarbeitet, führt sie die ärztlichen Anord­
nungen durch und assistiert bei diagnostischen und 
überwachenden Maßnahmen, wie Ultraschallunter­
suchungen sowie Wehen- und Herztonaufzeich­
nungen (Abs. 2 Z 7 und 11). 

Zusammenfassend ist im Hinblick auf den 
Tätigkeitsbereich der Hebamme festzuhalten, daß 
der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit in der Betreuung, 
Beratung und Pflege im Rahmen der physiologi­
schen Schwangerschaft, der Geburt . und des 
Wochenbetts liegt. 

Zu § 3: 

Mit dieser Bestimmung soll gewährleistet sein, 
daß keine Geburt ohne fachkundige Hilfestellung 
durchgeführt wird, da diese, neben Ärztinnen/ Ärz­
ten, nur von Hebammen geleistet werden kann. 

Die Pflicht zur Beiziehung der Hebamme hat 
darüber hinaus personenstandsrechtliche Gründe. 

Zu § 4: 

Im Hinblick auf die gesundheitspolitische Zielset­
zung nach einer bestmöglichen Geburtshilfe ist es 

. unumgänglich erforderlich, daß die Hebamme ihren 
Beruf bei Auftreten von Regelwidrigkeiten während 
der Schwangerschaft, der Geburt und dem Wochen­
bett nur in Kooperation mit Ärztinnen/Ärzten 
ausübt. 

Gleichzeitig soll damit dem Teamgedanken als 
Garant für eine gute Zusammenarbeit zwischen 
Ärztinnen/Ärzten und Hebammen Rechnung ge­
tragen werden. 

Die Fähigkeit, die in Abs. 1 bis 4 aufgezählten 
Regelwidrigkeiten zu erkennen, erwirbt die Heb­
amme während der Ausbildung, die besonderes 
Augenmerk auf die medizinischen Risikofaktoren, 
die während Schwangerschaft, Geburt und W 0-

chenbett auftreten können, zu legen hat. 

Für das arbeitsteilige Zusammenwirken einer 
Hebamme mit einer Ärztin/einem Arzt gilt der 
Vertrauensgrundsatz. Dieser Grundsatz besagt: Die 
Sorgfalts anforderungen an jeden einzelnen errei­
chen grundsätzlich nur jenes Maß, das unter der 
Annahme erforderlich ist, daß sich alle anderen an 
der gemeinsamen Arbeit Mitwirkenden ebenfalls 
sorgfaltsgemäß verhalten (vgl. Aigner/List, Ärzte­
gesetz 1984, S 47 f.). 

Zu § 5: 

Diese Regelung erfolgt unter Berücksichtigung 
der apothekenrechtlichen und arzneimittelrechtli­
chen Bestimmungen. 

Auf Grund dieser gesetzlichen Regelungen ist es 
erforderlich festzulegen, daß und welche Arznei­
mittel Hebammen bei der Ausübung ihres Berufes 
ohne ärztliche Verschreibung anwenden dürfen. 

Zu Abs. 1 und 2 ist festzuhalten, daß die 
Hebamme über die Notwendigkeit medikamentöser 
Geburtserleichterungen unter den genannten V or- . 
aussetzungen entscheiden kann. 

Die in Abs. 3 genannte Rhesus-Prophylaxe, die 
nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissen­
schaft innerhalb von 72 Stunden erfolgen muß, kann 
von der Hebamme durchgeführt werden, wenn die 
Notwendigkeit aus ärztlicher Sicht festgestellt 
worden ist. 

Zu Abs. 4 betreffend prophylaktische Maßnah­
men ist hervorzuheben, daß die Hebamme nur jene 
Maßnahmen durchführen darf, b~i denen durch die 
Gesundheitsbehörden ausdrücklich die Anwendung 
auch durch Hebammen empfohlen wird. . 

Abs. 5 regelt den Bezug von rezeptpflichtigen 
Arzneimitteln. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
wurde von der bisherigen Verpflichtung der 
Hebamme zur Führung eines Bezugsbuches abge­
gangen. In diesem hatte die Hebamme die 
Gebarung mit Arznei-, Verbands- und Desinfek-
tionsmittel festzuhalten. . 

Bestehen bleibt die Verpflichtung der Hebamme, 
die Anwendung von Arzneimitteln in ihrer Doku­
mentation zu erfassen (Abs. 7). 
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Die vorliegenden Regelungen erfordern eine 
Anpassung im ÄrzteG. 

Zu § 6: 

Die Hebamme hat bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeiten entsprechend dem Stand der fachlichen 
Erkenntnisse und Erfahrungen vorzugehen. Damit 
beinhaltet bereits Abs. 1 eine indirekte Fortbil­
dungsverpflichtung, die darüber hinaus noch in § 28 
direkt verankert wird. 

Die Absätze 2 bis 6 normieren die mit der 
Ausübung des Hebammenberufes zusammenhän­
genden Berufspflichten. 

Zu § 7: 

Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit ist allen 
Gesundheitsberufen immanent und ist daher auch 
als Wesenselement der Berufsethik der Hebammen 
zu sehen. 

Es wird auf vergleichbare Regelungen im ÄrzteG, 
Psychologengesetz, Psychotherapiegesetz und 
MTD-Gesetz hingewiesen. 

Zu § 8: 

Bereits im Hebammengesetz 1963 bzw. in der 
Hebammen-Dienstordnung wurden die Rechts­
grundlagen für einen Teil der geburtenstatistischen 
Daten, die von medizinischem und sozialmedizini­
schem Interesse sind und ausschließlich für die 
statistische Auswertung bestimmt sind, geschaffen. 

Die vorliegenden Regelungen erfolgen ebenfalls 
in diesem Sinne, wobei Änderungen der bisherigen 
Gesetzeslage sich auf Grund der Harmonisierung 
mit dem Personenstandsgesetz 1983 ergeben. 

Hinsichtlich der Definitionen der Lebendgeburt, 
Totgeburt und Fehlgeburt erfolgt eine Anpassung 
an die WHO-Empfehlungen. 

Von der Anzeigepflicht von Fehlgeburten wird 
abgegangen, da die Personenstandsbehörde nur 
Lebendgeburten (Eintragung im Geburtenbuch) 
und Totgeburten (Eintragung im Sterbebuch), nicht 
aber Fehlgeburten beurkundet. Laut Information 
des Österreichischen Statistischen Zentralamtes war 
die bisherige im Hebammengesetz 1963 verankerte 
Anzeigepflicht bereits totes Recht. Angesichts der 
Sensibilität dieses Bereiches und der Unverwendbar­
keit der Anzeigen durch die .Personenstandsbehörde 
erscheint daher die Anzeigepflicht von Fehlgeburten 
entbehrlich. Außerdem wird durch die Ausweitung 
der Definition der Totgeburt ein Teil der bisherigen 
Fehlgeburten künftig als Totgeburt gewertet und 
bleibt anzeigepflichtig. -

Hinzuweisen ist auf den Umstand, daß es bei 
Zusammenwirken einer Hebamme mit einer Ärztin/ 
einem Arzt zur Pflicht beider Berufsgruppen gehört, 
einvernehmlich zu entscheiden, wer die personen­
standsrechtlichen Meldungen durchführt. 

Zu Abs. 3 ist festzuhalten, daß die Befreiung von 
der Portogebühr für Hebammen bereits im 
Hebammengesetz 1963 vorgesehen ist und die 
Rückvergütung auch künftig beibehalten werden 
soll. 

Zu §9: 

Die bisher bestehende Verpflichtung der Hebam­
men zur Führung von Hebammentagebüchern wird 
durch die allgemeine Verpflichtung-zur umfassen­
den Dokumentation der Hebammentät!gkeit er­
setzt. 

Die getroffene Regelung soll jedenfalls gewähr­
leisten, daß die Hebamme ihre Dokumentation auch 
mittels elektronischer Datenverarbeitung führen 
kann. 

Auch die Verpflichtung der öffentlich bestellten 
und freipraktizierenden Hebamme,' ihre Hebam­
mentagebücher nach Einstellung ihrer beruflichen 
Tätigkeit beim Amtsarzt abzuliefern, wird als 
entbehrlich erachtet und daher zugunsten einer 
allgemeinen zehnjährigen Aufbewahrungspflicht 
der Dokumentation abgeschafft. 

Auf die Erläuterungen zu § 5 hinsichtlich 
Dokumentation wird hingewiesen. 

Zu § 10: 

Die volle Eigenberechtigung setzt die Vollendung 
des 19. Lebensjahres voraus und geht bei der 
Bestellung eines Sachwalters gemäß § 273 ABGB 
verloren. 

Die erforderliche gesundheitliche Eignung wird 
durch ein ärztliches Zeugnis nachgewiesen. 

Der Nachweis der Vertrauenswürdigkeit wird 
durch Vorlage einer Strafregisterbescheinigung 
oder einer vergleichbaren Bescheinigung, in der 
keine Verurteilung aufscheint, die eine verläßliche 
Berufsausübung nicht erwarten läßt, erbracht. 

Eine verläßliche Berufsausübung wird jedenfalls 
dann nicht zu erwarten sein, wenn eine durch ein 
inländisches Gericht erfolgte Verurteilung wegen 
einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener 
strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjähri­
gen Freiheitsstrafe vorliegt. Es bleibt aber im 
Einzelfall zu prüfen, ob die einer solchen 
Verurteilung zugrunde liegende strafbare Hand­
lung die ordnungsgemäße Ausübung des Hebam­
menberufes hindert. 
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Zu Z 4 ist festzuhalten, daß die Europäische 
Union eine ausreichende Beherrschung der Sprache 
des jeweiligen Gastlandes - je nach Art der 
betreffenden Tätigkeit - als Standespflicht ansieht. 
Ein Mitgliedstaat ist nicht berechtigt, von einem 
Begünstigten, der im Besitz eines in einem anderen 
Mitgliedstaat ausgestellten Diploms ist, für die 
Ausübung einer beruflichen Tätigkeit den Nachweis 
von Sprachkenntnissen oder die erfolgreiche Able­
gung einer Sprachprüfung zu verlangen. In der 
Judikatur des EuGH wird die generelle Normierung 
von Sprachbarrieren ablehnend beurteilt. 

Gemäß Art. 16 Abs. 3 der Richtlinie 801 
154/EWG sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
dafür Sorge zu tragen, daß die Begünstigten die 
Sprachkenntnisse erwerben, die sie für die Aus­
übung ihrer Berufstätigkeit im Aufnahmestaat 
brauchen. 

Z 4 wird daher bei Staatsangehörigen des 
'Europäischen Wirtschaftsraumes, die nicht über für 
die Berufsausübung notwendige Sprachkenntnisse 
verfügen, lediglich dann als nicht erfüllt anzusehen 
sein, wenn allfällige vom Aufnahmestaat gesetzte 
Angebote hinsichtlich Spracherwerb unentschuldigt 
und grundlos nicht in Anspruch genommen werden. 

Zu § 11: 

Als Qualifikationsnachweise gelten die im Inland 
an den bisherigen Bundeshebammenlehranstalten 
und an den Hebammenakademien erworbenen 
Diplome. 

Zu § 12: 

Mit dieser Bestimmung erfolgt eine Anpassung an 
das EWR-Abkommen und eine Umsetzung von 
Teilen der Richtlinie 80/154/EWG. 

Abs. 2 sieht eine Verordnungsermächtigung für 
den Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz vor. Jene Diplome, Prüfungs­
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise, die 
unter Abs. 1 subsumierbar sind, sind im Verord­
nungswege zu bezeichnen. 

Die unter die Absätze 3 bis 5 subsumierbaren und 
im Europäischen Wirtschaftsraum erworbenen 
Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähi­
gungsnachweise gelten bei Erfüllung der angeführ­
ten Voraussetzungen als Nachweise für die 
erforderliche Qualifikation und bedürfen keiner 
Nostrifikation in Österreich. 

Abs. 1 und Abs. 3 Z 1 entsprechen Art. 3 der 
Richtlinie 80/155/EWG. 

Abs.3 Z 2 ist eine Umsetzung des durch die 
Richtlinie 89/594/EWG eingefügten Art. 5 Abs. 3 
der zitierten Richtlinie. 

Abs. 4 entspricht Art. 5 Abs. 2 und Abs. 5 Art. 5 
Abs. 1 der Richtlinie 80/155/EWG. 

Abs. 6 überträgt dem Bundesministerium für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz die 
Aufgabe, als erster Ansprechpartner für EWR­
Staatsangehörige, die den Hebammenberuf in 
Österreich auszuüben beabsichtigen, zu fungieren. 
Die Ausstellung einer Bestätigung über das 
Vorliegen des entsprechenden Qualifikationsnach­
weises soll' insbesondere zur Erleichterung der 
Arbeiten des Österreichischen Hebammengremiums 
hinsichtlich der Eintragung in das Hebammenregi­
ster beitragen. Diese Maßnahme erscheint im 
Hinblick auf die erforderliche Umstrukturierung 
der Interessenvertretung (siehe §§ 39 ff.) zweck­
dienlich. Es ist geplant, daß in weiterer Zukunft 
ausschließlicher Ansprechpartner für EWR-Staats­
angehörige das Österreichische Hebammengre­
mium werden soll. 

Zu § 13: 

Personen, die eine Urkunde über eine Hebam­
menausbildung besitzen, die sie in einem ausländi­
schen Staat erworben haben, der nicht Vertragspar­
tei des EWR-Abkommens ist, müssen, wenn sie 
ihren Beruf in Österreich ausüben wollen, diese in 
Österreich nostrifizieren und die im Nostrifika­
tionsbescheid auferlegten Bedingungen erfüllen. 

Zu § 14: 

Die Nostrifikationsbestimmungen sind analog 
den hochschulrechtlichen Bestimmungen gestaltet 
und sollen zur Erleichterung der Vollzugspraxis 
beitragen. 

Die Zuständigkeit für die Durchführung der 
Nostrifikationsverfahren bleibt beim Bundesmini­
ster für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz, 
um bei den auf Grund der neuen gesetzlichen 
Grundlagen durchzuführenden Nostrifikationsver­
fahren eine einheitliche Vorgangsweise zu gewähr­
leisten. 

Für Sonderausbildungen wird keine Nostrifika­
tionsmöglichkeit vorgesehen, da die Einführung der 
Sonderausbildung eine Neuerung darstellt und 
nähere Bestimmungen erst im Verordnungswege 
festgelegt werden. 

Die Schaffung einer Nostrifikationsmöglichkeit 
für im Ausland erworbene Sonderausbildungen ist 
auch deshalb nicht zweckdienlich, weil es sowohl in 
den Staaten des EWR wie auch im übrigen Ausland 
für diesen Bereich keine einheitlichen Standards und 
Richtlinien gibt. 

Eine Nostrifikation ist für Staatsangehörige des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, die im Besitz 
eines Qualifikationsnachweises gemäß § 12 sind, 
nicht erforderlich. 
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Zu § 15: 

Diese Bestimmung soll zur Rechtssicherheit 
beitragen. . 

Die Eintragung der Ergänzungsprüfungen durch 
den Landeshauptmann dient der Sicherstellung, daß 
die Ergänzungsausbildungen nur in anerkannten 
Ausbildungsstätten absolviert werden. Der Landes­
hauptmann hat die Möglichkeit, sich hiezu zB der 
Landessanitätsdirektorin oder des -direktors als 
Vorsitz-der Prüfungskommission bzw. einer allfälli­
gen Stellvertretung zu bedienen. 

Klarzustellen ist, daß im Zuge des Nostrifika­
tionsverfahrens eine im Ausland abgeschlossene 
Ausbildung als der entsprechenden österreichischen 
Ausbildung gleichwertig anerkannt wird. In diesem 
Zusammenhang ist zu betonen, daß der Nostrifika­
tionsbescheid lediglich eine Aussage über die 
Gleichwertigkeit der ausländischen Ausbildung, 
jedoch keine Aussage über sonstige für die 
Berufsausübung erforderliche Voraussetzungen 
trifft. 

In diesem Zusammenhang wird auf die erläutern­
den Bemerkungen zu § 10 (Berufsberechtigung) 
hingewiesen und neuerlich klargestellt, daß für eine 
Tätigkeit wie den Hebammenberuf, der unmittelbar 
am Menschen durchgeführt wird, den für die 
Berufsausübung erforderlichen Sprachkenntnissen 
selbstverständlich wesentliche Bedeutung zukommt. 
Die Notwendigkeit der Beherrschung der fachspe­
zifischen Ausdrücke ist dabei als zentral anzusehen, 
da diese sicherlich als Grundvoraussetzung für eine 
sinnvolle Zusammenarbeit vor allem mit Ärztinnen/ 
Ärzten anzusehen ist. 

Es fällt daher einerseits in die Verantwortlichkeit 
des Dienstgebers, festzustellen, ob die Bewerberin­
nen/Bewerber über die entsprechenden Sprach­
kenntnisse verfügen, andererseits obliegt es der 
Eigenverantwortlichkeit jeder Berufswerberin/jedes 
Berufswerbers, sich die nötigen Sprachkenntnisse 
anzueignen bzw. den Beruf erst bei Vorliegen 
entsprechender Sprachkenntnisse auszuüben. 

Im gegebenen Zusammenhang ist darauf hinzu­
weisen, daß die Ergänzungsprüfungen in deutscher 
Sprache und ohne Beiziehung eines Dolmetschers 
abzulegen sind. . 

Zu § 16: 

Entsprechend den Regelungen für die Ärzte­
schaft, den Krankenpflegefachdienst und die 
gehobenen medizinisch-technischen Dienste sollen 
auch Hebammen mit Lichtbild versehene Berufsaus­
weise erhalten. Diese sind beim Österreichischen 
Hebammengremium zu beantragen und werden von 
diesem ausgestellt. 

Hebammenausweise werden bei der Berufsaus­
übung vor allem für freiberuflich tätige Hebammen 
von Bedeutung sein. 

Im Falle der Zurücknahme der Berufsberechti­
gung durch den Landeshauptmann ist der Hebam­
menausweis von diesem einzuziehen bzw. bei der 
Wiedererteilung der Berechtigung auszufolgen. 

Nähere Bestimmungen über Form und Inhalt der 
Hebammenausweise werden im Verordnungswege 
festgelegt. 

Zu § 17: 

Es ist klarzustellen, daß es sich bei dieser 
Bestimmung um eine Tätigkeit zum Zweck der 
Fortbildung und nicht der Ausbildung handelt. Das 
heißt, daß eine berufliche Tätigkeit zum Zweck der 
Fortbildung nur dann möglich ist, wenn im Ausland 
eine entsprechend qualitativ hochwertige Ausbil­
dung vermittelt und diese mit Erfolg abgeschlossen 
wurde. Fehlendes Wissen in grundlegenden Fächern 
schließt jedenfalls eine Tätigkeit zum Zweck der 
Fortbildung aus. 

Auch bei einer Tätigkeit lediglich zum Zweck der 
Fortbildung sind die für die Berufsausübung 
notwendigen Sprachkenntnisse unabdingbar. 

Die zeitliche Beschränkung auf maximal zwei 
Jahre dient der Vermeidung von Mißbräuchen und 
Umgehungsversuchen von Nostrifikationen. 

Eine ein- bzw. zweijährige Tätigkeit zu Fortbil­
dungszwecken erscheint ausreichend. Die Möglich­
keit von weiteren Fortbildungen wird zwar 
grundsätzlich eröffnet, die im Gesetz getroffenen 
Schranken sind aber zur Vermeidung von Miß­
brauch erforderlich. 

Zu § 18: 

Die Berufsausübung von Hebammen soll nicht 
auf einen der im Abs. 1 aufgezählten Bereiche 
beschränkt werden, sondern es soll vielmehr eine 
Durchlässigkeit zwischen intra- und extramuralem 
Bereich eröffnet werden. Insbesondere soll den 
Hebammen die Möglichkeit einer Kombination von 
freiberuflicher Berufsausübung und einer Berufs­
ausübung im Rahmen eines Dienstverhältnisses 
offenstehen. 

Diese Regelung soll in der Folge ermöglichen, 
daß Frauen von der freiberuflichen Hebamme ihrer 
Wahl auch in Krankenanstalten betreut werden 
können. Die Hebamme soll eine MittIerfunktion 
zwischen dem etablierten System der Geburtshilfe in 
den Krankenanstalten und dem extramuralen 
Bereich einnehmen und somit eine kontinuierliche 
Betreuung der Frau während Schwangerschaft, 
Geburt und Wochenbett gewährleisten. 

In diesem Zusammenhang könnte sich in der 
Folge auch eine Erhöhung der Rate der ambulanten 
Geburten ergeben. Dies könnte langfristig zu einer 
Reduzierung der Anstaltsaufenthalte und zur 
Senkung der Kosten in diesem Bereich beitragen. 
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Eine wichtige Ergänzung wird sicherlich auch die 
Schaffung dafür erforderlicher organisationsrechtli­
cher Bestimmungen durch die Länder sein. Die 
Umsetzung in den Krankenanstalten wird daher 
letztlich auch von der Bereitschaft und Initiative der 
Krankenanstaltenträger abhängen. 

Zu § 19: 

Bei der Festlegung der Voraussetzungen für die 
freiberufliche Berufsausübung soll eine dem MTD­
Gesetz entsprechende Regelung getroffen werden. 
Jene Gesundheitsberufe, deren Ausbildungsniveau 
vergleichbar ist, sollen vergleichbare Zugangsvor­
aussetzungen zur Freiberuflichkeit erhalten. 

Hinsichtlich der Eigenberechtigung, der gesund­
heitlichen Eignung und der Vertrauenswürdigkeit 
wird auf die erläuternden Bemerkungen zu § 10 
verwiesen. 

Das Erfordernis. einer einjährigen Berufsaus­
übung im Rahmen eines Dienstverhältnisses wird -
im Unterschied zu den gehobenen medizinisch­
technischen Diensten, 'die eine dreijährige Berufs­
ausübung in einem Dienstverhältnis nachzuweisen 
haben - gewählt, weil die Hebammen bisher für die 
freiberufliche Berufsausübung bzw. Niederlas­
sungsbewilligung keinen Nachweis von Praxiszeiten 
in einem Dienstverhältnis erbringen mußten. 

Eine einjährige Berufsausübung in unselbständi­
ger Stellung auf Vollzeitbasis erscheint als Voraus­
setzung für die Freiberuflichkeit aus fachlicher Sicht 
einerseits erforderlich und andererseits ausreichend. 

Bei Teilzeitbeschäftigung verlängert sich die Frist 
entsprechend. 

Das Erfordernis des Berufssitzes im Inland soll 
den Gesundheitsbehörden und dem Österreichi­
schen Hebammengremium einen Überblick über das 
Versorgungs angebot an Hebammen geben. 

Die Mögiichkeit des Zuganges zur freiberufli­
chen Berufsausübung für Staatsangehörige des 
EWR findet in Abs. 2 Z 3 und 4 Berücksichtigung. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß in den EG-Richtlinien betreffend Hebammen 
zwar der Berufserfahrung Bedeutung beigemessen 
wird, diese jedoch als Voraussetzung für die 
Berufsausübung nur für jene Ausbildungen festge­
legt wird, die keine Hochschulreife voraussetzen. 

Die Frage, ob die Festlegung von erforderlichen 
Praxiszeiten für die freiberufliche Berufsausübung 
einen Eingriff in die EG-Grundsätze der Niederlas­
sungsfreiheit und Freizügigkeit darstellen könnte, 
ist vom Europäischen Gerichtshof noch nicht 
ausreichend ausjudiziert, könnte jedoch in Zukunft 
zu Diskussionen führen. 

Abs.3 dient der Umsetzung des Art. 10 der 
Richtlinie 80/154/EWG. 

Abs. 4 stellt eine lex specialis zu § 73 Abs. 1 AVG 
dar und ist auf Grund der Bestimmung des Art. 11 
Abs. 1 der genannten Richtlinie erforderlich. 

Zu § 20: 

Diese Bestimmung über das Werbeverbot soll 
gewährleisten, daß das Gebot der Sachlichkeit bei 
der Verbreitung von Information gewahrt bleibt. 

Vergleichbare Regelungen sind für andere 
Gesundheitsberufe bereits getroffen worden. 

Zu § 21: 

Mit dieser Bestimmung erfolgt eine Anpassung an 
das EWR-Abkommen (Art. 13 der Richtlinie 
80/154/EWG). . 

Damit wird den Dienstleistungserbringern aus 
dem Europäischen Wirtschaftsraum ermöglicht, 
ihren Beruf unter den angeführten Voraussetzungen 
ohne Begründung eines Berufssitzes vorübergehend 
in Österreich auszuüben. 

Auf Grund der EWR-rechtlichen Bestimmungen 
können auch die übrigen Mitgliedstaaten von den in 
Österreich berufsberechtigten Hebammen, die in 
einem der Mitgliedstaaten eine Dienstleistung 
erbringen wollen, Bescheinigungen gemäß Abs. 1 
Z 2 und 3 verlangen. Abs. 4 regelt, daß die 
Ausstellung dieser Bescheinigungen in den Zustän­
digkeitsbereich des Österreichischen Hebammen­
gremiums fällt. 

Zu § 22: 

Es wird auf die Erläuterungen zu § 10 verwiesen. 

Der Landeshauptmann hat die Berufsberechti­
gung bei Wegfall der Eigenberechtigung oder 
gesundheitlichen Eignung oder Vertrauenswürdig­
keit oder dann zurückzunehmen, wenn die 
Hebamme auch nach Setzung einer Nachfrist durch 
das Österreichische Hebammengremium ihrer Fort­
bildungsverpflichtung nicht nachkommt. 

Zu § 23: 

Die Hebammenausbildung dauert in der Regel 
drei Jahre. Für Personen, die ein Krankenpflegedi­
plom besitzen, das den Bestimmungen des Kranken­
pflegegesetzes entspricht, dauert die Ausbildung 
zwei Jahre. 

Beide Ausbildungsformen entsprechen dem EG­
Standard (Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 801 
154/EWG). 

Zu § 24: 

Die Ausbildung soll jenes Wissen und Können 
vermitteln, das für eine ordnungsgemäße Ausübung 
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der Hebammentätigkeit erforderlich ist. Dabei ist 
vor allem auf die vielfältigen Berufsausübungsmög­
lichkeiten Bedacht zu nehmen sowie auf die hohen 
Anforderungen der Berufspraxis. 

In diesem Zusammenhang siehe auch die 
erläuternden Bemerkungen zu § 4, die darauf 
hinweisen, daß die Hebamme die Fähigkeit zum 
Erkennen von Regelwidrigkeiten während der 
Ausbildung erwirbt. Zur Gewährleistung einer 
bestmöglichen Geburtshilfe muß daher im Rahmen 
der Ausbildung der Unterweisung in diesem Bereich 
zentrale Bedeutung eingeräumt werden. 

Zu § 25: 

In Hinkunft sollen die Ausbiidungseinrichtungen 
für Hebammen die Bezeichnung Hebammenakade­
mien führen. Damit soll klar erkennbar zum 
Ausdruck gebracht werden, daß es sich um eine 
gehobene Ausbildung - wie etwa auch bei den 
medizinisch-technischen Akademien - handelt. In 
diesem Sinne wird im Gesetz auch anstelle von 
Schülerinnen und Schülern von Studierenden 
gesprochen. 

Wie bereits im allgemeinen Teil der Erläuterun­
gen ausgeführt, eröffnet das Abgehen vom Ausbil­
dungsmonopol des Bundes Privaten und somit auch 
Gebietskörperschaften im Rahmen der Privatwirt­
schaftsverwaltung die Möglichkeit, Hebammenaka­
demien zu errichten. 

Die Bewilligung zur Errichtung und Führung von 
Hebammenakademien wird vom Landeshauptmann 
erteilt. Dieser hat gemäß Abs. 3 auch eine 
Kontrollfunktion über die Hebammenakademien 
auszuüben. 

Zu § 26: 

Die Funktionsteilung bei der Leitung der 
Hebammenakademien soll dazu beitragen, daß eine 
den Anforderung der theoretischen und praktischen 
Ausbildung entsprechende optimale Führung er­
reicht wird. 

Diese Regelung entspricht auch der jüngsten 
Entwicklung im Bereich der Krankenpflegeschulen 
und der medizinisch-technischen Akademien. 

Das Vorsehen einer Stellvertretung erscheint 
insbesondere auch im Hinblick auf die Zusammen­
setzung der im § 30 Abs. 1 vorgesehenen Aufnahme­
kommission erforderlich. 

Zu § 27: 

Der interne Betrieb der Hebammenakademie ist 
durch eine Akademieordnung zu regeln. 

Die Akademieordnung sollte zumindest enthal-
ten: 

Rechte und Pflichten der Akademieleitung und 
des Lehrpersonals und 
Rechte und Pflichten der Studierenden. 

Das nachweisliche Zurkenntnisbringen der Aka­
demieordnung soll vor allem sicherstellen, daß die 
Studierenden über die Möglichkeit des Ausschlusses 
aus der Akademie bei schwerwiegenden Verstößen 
gegen die Akademieordnung informiert sind (§ 31 
Abs.1 Z 2). 

Zu § 28: 

Zu einer Modernisierung der Ausbildung gehört 
die Verankerung von Bestimmungen, die die 
Mitbestimmung und Mitgestaltung von Studieren­
den an der Akademie vorsehen. Diese Demokrati­
sierung im Bereich der Hebammenausbildung 
erscheint im Zuge einer Neugestaltung und 
Verbesserung der Ausbildung unbedingt erforder­
lich. 

Die Bestimmungen sollen gewährleisten, daß die 
Studierenden aktiv und innovativ an der Gestaltung 
des Akademielebens mitwirken können. 

Die Regelung erfolgt in Anlehnung an die im 
Schulbereich bewährten gesetzlichen Bestimmun­
gen. 

Zu§ 29: 

Im Zusammenhang mit der Schaffung neuer 
Aufnahmevoraussetzungen wird darauf hingewie­
sen, daß ein nicht unbeträchtlicher Teil der 
bisherigen Schülerinnen der Bundeshebammenlehr­
anstalten bereits ein Reifeprüfungszeugnis vorwei­
sen kann. 

Die bisherige Zugangsmöglichkeit für Angehö­
rige des Krankenpflegefachdienstes wird aufrech­
terhalten und entspricht auch Art. 2 der Richtlinie 
80/154/EWG. 

Mit der Übergangsregelung in Abs. 2 soll ein zu 
abrupter Übergang zu den strengeren Zugangsvor­
aussetzungen vermieden werden. Jenen Personen, 
die im Vertrauen auf die bestehende Gesetzeslage 
ihre Berufslaufbahn bereits geplant haben, soll 
innerhalb der festgelegten Übergangsfrist die 
Möglichkeit offenbleiben, bei Erfüllen der bisher 
geforderten Voraussetzungen in eine Hebammen­
akademie aufgenommen zu werden. 

Zu § 30: 

Auch bei der Aufnahmekommission, die über die 
Aufnahme der Ausbildungswerberinnenl -werber 
entscheidet, soll dem Bestreben nach Mitbestim­
mung der Auszubildenden Rechnung getragen 
werden. 

3 
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34 1461 der Beilagen 

Die Aufnahmekommissiön hat bei der Entschei­
dung über die Aufnahme die schulische und 
außerschulische Vorbildung, den Lebenslauf sowie 
den Gesamteindruck während des Aufnahmege­
spräches zu berücksichtigen, wobei letzterem 
sicherlich ausschlaggebende Bedeutung zukommen 
muß. 

Die Aufnahmekommission trifft darüber hinaus 
die Entscheidung über den Ausschluß einer! eines 
Studierenden aus der Ausbildung, die bei Vorliegen 
der in § 31 genannten Voraussetzungen erfolgen 
kann. 

Der Aufnahmekommission kommt kein Behör­
dencharakter zu. Diese ist vielmehr als Organ der 
Hebammenakademie anzusehen. Die EiltScheidun­
gen über die Aufnahme oder den Ausschluß ergehen 
daher nicht bescheidmäßig und können auch nicht 
angefochten werden. 

Auf die näheren Ausführungen zur Rechtsnatur 
der Kommissionen im allgemeinen Teil der 
Erläuterungen wird verwiesen. 

Zu § 31: 

Wie bereits zu § 30 ausgeführt, ist gegen die 
Entscheidung der Kommission kein Rechtsmittel 
möglich. Dieser Ausschluß des Instanzenzuges ist 
darin begründet, daß den Kommissionen, wie zu 
§ 30 ausgeführt, kein Beh6rdencharakter zukommt. 

Es wird auf die näheren Ausführungen zur 
Rechtsnatur der Kommissionen im allgemeinen Teil 
der Erläuterungen verwiesen. 

Festzuhalten ist, daß ein Nichterreichen des 
Ausbildungszieles, nämlich Ausschöpfung der im 
Verordnungswege auf Grund des § 36 vorzusehen­
den Wiederholungsmöglichkeiten von Prüfungen 
und Ausbildungsjahren bzw. der Diplomprüfung, zu 
keinem Ausschluß führt, sondern ein automatisches 
Ausscheiden aus der Hebammenakademie nach sich 
zieht. Hiefür ist kein Beschluß der Kommission 
gemäß § 30 erforderlich. 

Zu § 32: 

Diese Bestimmung enthält eine umfassende 
Verordnungsermächtigung für den Bundesminister 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz zur 
Regelung der Hebammenausbildung. 

Zu § 33: 

Hervorzuheben ist, daß auf die kommissionelle 
Abschlußprüfung keine, im Rahmen einer anderen 
Ausbildung abgelegte Prüfungen angerechnet wer­
den können. 

Zu § 34: 

Im Unterschied zur Aufnahmekommission ist bei 
der Prüfungskommission keine Vertreterin/kein 

Vertreter der Studierenden als Mitglied angeführt. 
Dies erscheint im Hinblick darauf sinnvoll, als das 
fachliche Wissen bei Studierenden nicht in dem 
Ausmaß vorhanden sein kann, wie es für die 
Beurteilung einer kommissionellen Prüfung erfor­
derlich ist. Darüber hinaus könnte die Mitglied­
schaft von Studierenden in der Prüfungskommission 
zu psychischen Belastungen für die Studierenden 

.. selbst führen. 

Zur Zusammensetzung der Prüfungskommission 
ist festzuhalten, daß der Vorsitz der leitenden 
Sanitätsbeamtinl des leitenden Sanitätsbeamten zur 
Wahrung der Einheitlichkeit der Ausbildungs- und 
Prüfungs anforderungen erforderlich erscheint. 

Im übrigen wird auf die erläuternden Bemerkun­
gen zu § 30 und auf den allgemeinen Teil der 
Erläuterungen verwiesen. 

Zu § 36: 

Nähere Bestimmungen über die Abhaltung von 
Einzelprüfungen und der kommissionellen Diplom­
prüfung werden im Verordnungswege festgelegt. 

Zu § 37: 

Die bisher für niedergelassene und freiberuflich 
tätige Hebammen geltende Fortbildungsverpflich­
tung gilt nunmehr für alle Hebammen. Alle fünf 
Jahre sind Fortbildungskurse im Ausmaß von 
insgesamt mindestens fünf Tagen zu besuchen. 

Hervorzuheben ist, daß die Fortbildungskurse 
nicht blockweise absolviert werden müssen. Dies 
soll verhindern, daß freiberuflich tätige Hebammen 
nicht durch die Teilnahme an den Fortbildungsver­
anstaltungen einen Ausfall -an Berufseinkommen 
erleiden. 

Neben der Möglichkeit, die Fortbildungskurse 
tageweise zu besuchen, bietet weiters die in Abs. 6 
vorgesehene Möglichkeit des Besuchs von inländi­
schen und ausländischen Fortbildungsveranstaltun­
gen die Gewähr dafür, daß freipraktizierende 
Hebammen aus dem vom Österreichischen Hebam­
mengremium anzuerkennenden Fortbildungsange­
bot zeitlich eine Auswahl treffen können, die für sie 
keinen Verdienstentgang verursacht. 

Neben der hier festgelegten Fortbildungsver­
pflichtung unterliegt die Hebamme selbstverständ­
lich auch der allgemeinen Verpflichtung, sich bei 
Ausübung ihres Berufes laufend über den jeweiligen 
Stand der Erkenntnisse und Erfahrungen der 
Fachkunde zu informieren und danach zu handeln 
(§ 6 Abs. 1). 

Fortbildungskurse sind dem Landeshauptmann 
anzuze.igen, wobei dem Landeshauptmann eine 
Untersagungsmöglichkeit zukommt (Abs. 3). 
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1461 der Beilagen 35 

Das Österreichische Hebammengremium trifft 
die Verpflichtung, dafür zu sorgen, daß genügend 
Fonbildungsveranstaltungen angeboten werden. 

Um zu gewährleisten, daß auch die in einem 
Dienstverhältnis tätigen Hebammen ihrer Fortbil­
dungsverpflichttlng nachkommen können, hat das 
Österreichische Hebammengremium in Koopera­
tion mit den Dienstgebern zu treten und dahin 
gehend zu wirken, daß diesen Hebammen Fortbil­
dungsveranstaltungen angeboten werden bzw. die 
Möglichkeit des Besuches von Fonbildungsveran­
staltungen gegeben wird. 

Jede Hebamme hat sich grundsätzlich selbst über 
das Angebot an Fortbildungskursen zu informieren. 
Kommt eine Hebamme ihrer Fortbildungsverpflich­
tung nicht nach, hat ihr das Österreichische 
Hebammengremium eine Nachfrist von einem Jahr 
zu setzen. Innerhalb dieser Frist hat die betroffene 
Hebamme die Möglichkeit, den Besuch von 
Fonbildungsveranstaltungen nachzuholen. Nimmt 
sie diese Möglichkeit nicht wahr, wird ihr die 
Berufsberechtigung entzogen (§ 22). 

Nähere Bestimmungen über den Fonbildungspaß 
werden im Verordnungswege festgelegt. 

Zu § 38: 

Diese Bestimmung schafft - ähnlich dem 
Krankenpflegegesetz und MTD-Gesetz - die 
Grundlage für eine den pädagogischen Anforderun­
gen entsprechende Ausbildung der leitenden und 
lehrenden Hebammen. Nähere Bestimmungen über 
die Sonderausbildung sind im Verordnungswege 
festzulegen. 

Im Abs. 6 wird - unter Berücksichtigung der 
Entwicklung im Krankenpflegebereich - die 
Möglichkeit geschaffen, daß Hochschullehrgänge 
für leitendes und lehrendes Personal anstelle von 
Sonderausbildungskursen an Universitäten abgehal-

. ten werden können, die vom Bundesminister für 
Gesundheit, Spon und K0nsumentenschutz im 
Verordnungswege den Sonderausbildungskursen 
gleichgeachtet werden können. 

Zu § 39: 

Das Österreichische Hebammengremium ist die 
gesetzliche Interessenvertretung der Hebammen in 
Österreich. 

Mit der Festlegung des Sitzes in Wien wird dem 
Bestreben nach mehr Zentralisierung Rechnung 
getragen, da das bisher bestehende föderalistische 
Prinzip der Landeshebammengremien ohne eine 
zentrale Stelle in Wien die Koordination sehr 
erschwert hat. 

Zu § 40: 

Zu Abs. 2 Z 3 ist zu bemerken, daß das 
Österreichische Hebammengremium selbst Fortbil-

dungsveranstaltungen anbieten kann oder dafür zu 
sorgen hat, daß andere Einrichtungen, wie Hebam­
menakademien und Krankenanstalten, solche Ver­
anstaltungen anbieten, damit die berufstätigen 
Hebammen ihrer Fortbildungsverpflichtung nach­
kommen können. Darüber hinaus ist - anknüpfend 
an die bisher geübte Praxis - vorrangig auch an die 
Kooperation zwischen Krankenanstaltenträgern, 
Hebammenakademien und Österreichischem Heb­
ammengremium gedacht. 

Die Übertragung dieser Aufgabe an das Österrei­
chische Hebammengremium bedeutet eine wesentli­
che Aufwertung und bezweckt vor allem, daß der 
Berufsgruppe selbst der wesentliche Einfluß auf die 
Inhalte dieser Veranstaltungen obliegt. 

Um im Bereich der Dokumentation einen 
einheitlichen Standard zu gewährleisten und bei den 
freipraktizierenden Hebammen' eine moderne Do­
kumentation sicherzustellen, ist im Abs. 2 Z 5 
vorgesehen, daß das Österreichische Hebammen­
gremium einheitliche Dokumentationsrichtlinien 
(zB auch Computerprogramme) freipraktizierenden 
Hebammen zur Verfügung stellt. 

Abi;. 2 Z 6 entspricht Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 
80/154/EWG. Den Staatsangehörigen der Ver­
tragsparteien des Europäischen Wirtschaftsraumes, 
die den Hebammenberuf in Österreich ausüben, 
sind vom Österreichischen Hebammengremium 
insbesondere Informationen über das österreichi­
sche Berufsrecht der Hebammen zur Verfügung zu 
stellen. 

Zu § 41: 

Diese Regelung über die Amtshilfe ist unter 
Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Bestim­
mungen anzuwenden. 

Zu § 42: 

Das Österreichische Hebammengremium beruht 
auf dem Prinzip der Zwangsmitgliedschaft. Hebam­
men, die ihren Beruf in Österreich ausüben, können 
sich der Mitgliedschaft nicht entziehen. 

Vor Eintragung einer Hebamme in das Hebam­
menregister hat das Österreichische Hebammengre­
mium zu überprüfen, ob die Voraussetzungen für 
die Berufsberechtigung (§ 10) vorliegen. Hinsicht­
lich der erforderlichen Nachweise für die Eintra­
gung in das Hebammenregister wird auf die 
erläuternden Bemerkungen zu § 10 verwiesen. In 
diesem Zusammenhang wird auf Art. 7 bis 11 der 
Richtlinie 80/154/EWG hingewiesen. 

Von der Verpflichtung zur Mitgliedschaft beim 
Österreichischen Hebammengremium sind Staats­
angehörige einer Vertragspartei des EWR-Abkom­
mens ausgenommen, die ihren Beruf nur vorüberge-

.. 

1461 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 35 von 103

www.parlament.gv.at



36 1461 der Beilagen 

he nd In Österreich 
Ausnahme erfordert 
80/154/EWG. 

Zu § 43: 

ausüben 
Art. 13 

(Abs.8). Diese 
der Richtlinie 

Abs. 2 ist in Verbindung mit der Verpflichtung 
des Österreichischen Hebammengremiums zur 
Führung eines zentralen Hebammenregisters zu 
sehen. 

Zu §§ 44-53: 

Die. Bestimmungen betreffen die Organisation 
des Österreichischen Hebammengremiums sowie 
das Wahlverfahren. 

Zu § 54: 

Nicht nur Personen, die den Hebammenberuf 
unbefugterweise ausüben, sondern auch jene, die 
Personen, die zur Ausübung des Hebammenberufes 
nicht befugt sind, für eine Hebammentätigkeit 
heranziehen (zB Dienstgeber), sind von Abs. 1 Z 1 
erfaßt. 

Die Regelung erfolgt analog dem Ärztegesetz 
1984,' MTD-Gesetz und Krankenpflegegesetz. 

Zu § 55: 

Auf Grundlage der bestehenden Ausbildungsord­
nung begonnene Ausbildungen sind nach den 
bisherigen Bestimmungen fortzusetzen und abzu­

. schließen. Dies gilt auch im Hinblick auf die 
auszustellenden Diplome. 

Zu §§ 56 und 57: 

Hinsichtlich der Hebammenpraxen wird auf die 
Ausführungen im allgemeinen Teil der Erläuterun­
gen hingewiesen. 

Zu § 58: 

Die Bundeshebammenlehranstalten gelten als 
Hebammenakademien weiter und bedürfen keiner 
weiteren Genehmigung. 

Zu § 59: 

Durch die Aufhebung der starren Dreiteilung in 
öffentlich bestellte Hebamme/freipraktizierende 
Hebamme/ Anstaltshebamme besteht die Notwen­
digkeit, für jene Hebammen, die über eine 
Niederlassungsbewilligung nach dem Hebammen­
gesetz 1963 verfügen, eine Übergangsbestimmung 
zu schaffen. Die Anerkennung dieser Hebammen 
als Hebammen mit dem Recht auf freiberufliche 
Berufsausübung wi~d mit dieser Bestimmung 
vorgenommen, um einen fließenden Übergang in 
das neue System der flexiblen Berufsausübungsrege-
lungen zu gewährleisten. . 

Zu § 60: 

Bis zur Erlassung der auf Grund § 48 Abs. 5 
vorgesehenen Verordnung über die Wahl des 
Österreichischen Hebammengremiums (W ahlord­
nung) und der auf Grund dieser Wahlordnung 
durchzuführenden Wahlen ist es notwendig, die 
bisherigen Vorsteherinnen. der Hebammengremien 
mit der provisorischen Führung des Österreichi­
schen Hebammengremiums zu betrauen. 

Zu § 61: 

Um eine finanzielle Basis für die Durchführung 
der vom Österreichischen Hebammengremium 
wahrzunehmenden Aufgaben zu schaffen, werden 
die finanziellen Ressourcen der bisher bestehenden 
Landeshebammengremien herangezogen. 

Zu § 62: 

Zu Abs. 3 wird auf die Ausführungen 1m 
allgemeinen Teil verwiesen. 
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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung 

§ 4. (5) Die Berufsbezeichnung "Hebamme" darf nur von den in den Abs. 1 
und 2 bezeichneten Personen geführt werden. Scheidet eine Hebamme aus 
diesem Personenkreis wegen Krankheit oder wegen Alters aus, so darf sie die 
Berufsbezeichnung "Hebamme" unter Hinzufügung der Worte "in Ruhe (i. R.)" 
weiterführen. 

I. Ptlichtenkreis der Hebammen. 

§ 1. (1) Der Hebammenberuf umfaßt die Beratung der Schwangeren, die 
Beistandsleistung bei der Geburt, die Pflege der Wöchnerin, des Neugeborenen 
und des Säuglings und die Mitwirkung bei der Mutterschafts- und 
Säuglingsfürsorge. . 

Vorgeschlagene Fassung 

1. Abschnitt 

Berufsbezeichnung 

§ 1. (1) Die Berufsbezeichnung Hebamme darf nur von Personen geführt 
werden, die auf Grund dieses Bundesgesetzes zur Ausübung des Hebammenberu­
fes berechtigt sind. Sie gilt für weibliche und männliche Berufsangehörige. 

(2) Staatsangehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen), die auf Grund dieses 
Bundesgesetzes zur Ausübung des Hebammenberufes berechtigt sind, dürfen die 
im Heimat- und Herkunftsstaat gültigen rechtmäßigen Ausbildungsbezeichnun- , 
gen bzw. deren Abkürzung führen, sofern diese 

1. nicht mit der Berufsbezeichnung gemäß Abs.l identisch sind und nicht mit 
einer Bezeichnung verwechselt werden können, die in Österreich eine 
zusätzliche Ausbildung voraussetzt und 

2. neben der Ausbildungsbezeichnung Name und Ort der Lehranstalt oder des 
Prüfungsausschusses, die/der diese Ausbildungsbezeichnung verliehen hat, 
angeführt werden. 

(3) Die Führung einer Berufs- oder Ausbildungsbezeichnung gemäß Abs. 1 und 
2 oder die Führung anderer verwechselbarer Berufs- und Ausbildungsbezeich­
nungen durch hiezu nicht berechtigte Personen ist verboten. 

Tätigkeitsbereich 

§ 2. (1) Der Hebammenberuf umfaßt die Betreuung, Beratung und Pflege der 
Schwangeren,' Gebärenden und Wöchnerin, die Beistandsleistung bei der Geburt 
sowie die Mitwirkung bei der Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge. 

(2) Bei der Ausübung des Hebammenberufes sind eigenverantwortlich 
insbesondere folgende Tätigkeiten durchzuführen: . 

1. Information über grundlegende Methoden der Familienplanung; 
2. Feststellung der Schwangerschaft, Beobachtung der normal verlaufenden 

Schwangerschaft, Durchführung der zur Beobachtung des Verlaufs einer 
normalen Schwangerschaft notwendigen Untersuchungen; 

3. Veranlassung. von Untersuchungen, die für eine möglichst frühzeitige 
Feststellung einer regelwidrigen Schwangerschaft notwendig sind, oder 
Aufklärung über diese Untersuchungen; 
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Geltende Fassung 

§ 1 a. (1) Jede Schwangere ist verpflichtet, zur Geburt und zur Versorgung des 
Kindes Hebammenbeistand beizuziehen, sofern ein solcher erreichbar ist. 

(2) Ist die Beiziehung einer Hebamme bei der Entbindung selbst nicht möglich, 
so hat die Wöchnerin jedenfalls zu ihrer weiteren Versorgung und zur 
Versorgung des Kindes eine Hebamme heranzuziehen. 

Vorgeschlagene Fassung 

4. Vorbereitung auf die Elternschaft, umfassende Vorbereitung auf die Geburt 
einschließlich Beratung in Fragen der ~ygiene und Ernährung; . 

5. Betreuung der Gebärenden und Uberwachung des Fötus In der 
Gebärmutter mit Hilfe geeigneter klinischer und technischer Mittel; 

6. Durchführung von Spontan geburten bei Schädellage einschließlich 
Dammschutz und, sofern erforderlich, des Scheidendammschnitts sowie im 

. Dringlichkeitsfall von Steißgeburten ; 
7. Erkennen der Anzeichen von Regelwidrigkeiten bei der Mutter oder beim 

Kind; die eine Rücksprache mit einer Ärztin/ einem Arzt oder das ärztliche 
Eingreifen erforderlich machen, sowie Hilfeleistung bei etwaigen ärztlichen 
Maßnahmen, Ergreifen der notwendigen Maßnahmen bei Abwesenheit der 
Ärztin/ des Arztes, insbesondere manuelle Ablösung der Plazenta, woran 
sich gegebenenfalls eine manuelle Nachuntersuchung der Gebärmutter 
anschließt; 

8. Beurteilung der Vitalzeichen und -funktionen des Neugeborenen, 
Einleitung und Durchführung der erforderlichen Maßnahmen und 
Hilfeleistung in Notfällen, Durchführung der sofortigen Wiederbelebung 
des Neugeborenen; 

9. Pflege des Neugeborenen, Blutabnahme am Neugeborenen mittels 
Fersenstiches und Durchführung der erforderlichen Messungen; 

10. Pflege der Wöchnerin, Überwachung des Zustandes der Mutter nach der 
Geburt und Erteilung zweckdienlicher Ratschläge für die bestmögliche 
Pflege des Neugeborenen; 

11. Durchführung der von der Ärztin/vom Arzt verordneten Maßnahmen; 
12. Abfassen der erforderlichen schriftlichen Aufzeichnungen. 

(3) Das Ärztegesetz 1984, BGBI. Nr. 373, das Krankenpflegegesetz, BGBI. 
Nr. 102/1961, das MTD-Gesetz, BGBI. Nr.460/1992, das Familienlastenaus­
gleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 376, in ihrer jeweils geltenden Fassung werden 
durch dieses Bundesgesetz nicht berührt. 

Beiziehungspflichten der Schwangeren, Gebärenden und Wöchnerin 

§ 3. (1) Jede Schwangere hat zur Geburt und zur Versorgung des Kindes eine 
Hebamme beizuziehen. 

(2) Ist die Beiziehung einer Hebamme bei der Geburt selbst nicht möglich, so 
hat die Wöchnerin jedenfalls zu ihrer weiteren Pflege und der Pflege des 
Säuglings unverzüglich eine Hebamme beizuziehen. 
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Geltende Fassung 

§ 1. (8) Das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
hat nach Anhörung der Hebammengre'mien unter Bedachtnahme auf eine 
geordnete und zweckmäßige geburtshilfliche Betreuung der Bevölkerung nähere 
S orschriften über die Pflichten der Hebammen sowie über die Art und den 
Umfang ihrer geburtshilflichen Tätigkeit, über die hiezu erforderliche Ausrüstung 
und über alle sonstigen im Zusammenhang mit dem Hebammenbeistand 
wahrzunehmenden Umstände durch Verordnung zu erlassen (Hebammen­
Dienstordnung). 

(vgJ. Hebammen-Dienstordnung § 2S ff.) 

Vorgeschlagene Fassung 

Grenzen der eigenverantwortlichen Ausübung des Hebammenberufes 

§ 4. (1) Bei Verdacht oder Auftreten von für die Frau oder das Kind 
regelwidrigen und gefahrdrohenden Zuständen während der Schwangerschaft, 
der Geburt und des Wochenbetts, darf die Hebamme ihren Beruf nur nach 
ärztlicher Anordnung und in Zusammenarbeit mit einer Ärztin/einem Arzt 
ausüben. 

(2) Regelwidrige und gefahrdrohende Zustände während der Schwangerschaft 
liegen insbesondere in folgenden Fällen vor: . 

1. bei jeder belastenden Vorgeschichte, bei Vorliegen und Auftreten von sowie 
Verdacht auf Erkrankungen, die nach dem Stand der medizinischen 
Wissenschaft ärztlichen Beistand erfordern, 

2. bei plötzlich auftretenden gefahrdrohenden Erscheinungen, 
3. bei Mehrlingsschwangerschaften. 

(3) Regelwidrige und gefahrdrohende Zustände während der Geburt liegen 
insbesondere in folgenden Fällen vor: 

1. bei allen regelwidrigen Lagen des Kindes, 
2. bei Vorliegen oder Vorfall von kleinen Kindesteilen oder der Nabelschnur, 
3. bei Verdacht auf Schädel-Becken-Mißverhältnis, . 
4. bei Störungen der Wehentätigkeit, welche einen Geburtsstillstand 

bewirken, bei Anzeichen von Überlastung und Erschöpfung der 
Gebärenden, 

5. wenn die Herztöne des Kindes regelwidrig werden, 
6. bei Verdacht auf vorliegenden Mutterkuchen, 
7. bei starken Blutungen aus den Geburtswegen, 
8. wenn zwei Stunden nach der Geburt des Kindes die Nachgeburt noch nicht 

abgegangen ist oder wenn Teile der Nachgeburt zurückgeblieben sind, 
auch wenn keine Blutung vorhanden ist, 

9. bei Fehlgeburten oder Frühgeburten, 
10. bei Mehrlingsgeburten, 
11. bei Wahrnehmung von Mißbildungen des Neugeborenen, die eme· 

unverzügliche ärztliche Maßnahme erfordern, . 
12. bei allen gefahrdrohenden Zwischenfällen sowie bei Erkrankungen der 

Gebärenden oder bei deren Tod. 

(4) Regelwidrige und gefahrdrohende Zustände während des Wochenbetts 
liegen insbesondere in folgenden Fällen vor: 

1. bei Frühgeburten, 
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Geltende Fassung 

(vgl. §§ 12 und 14 der Hebammen-Dienstordnung) 

Vor g es eh lag e n e F ass u n g 

2. bei Empfindlichkeit des Unterleibs, bei regelwidrig vermehrtem Blutabgang, 
bei ausbleibendem oder übelriechendem Wochenfluß, 

3. bei Wahrnehmung von Mißbildungen des Kindes, 
4. bei Verletzungen des Kindes während der Geburt oder bei Auftreten von 

bedrohlichen Zuständen des Kindes, 
5. bei Erkrankungen des Kindes, 
6. bei übermäßigem Gewichtsverlust des Kindes, 
7. bei Tod der Wöchnerin oder des Kindes. 

Arzneimittel 

§ 5. (1) Hebammen ist bei gegebener Indikation in der Eröffnungsperiode die 
Anwendung eines nicht dem Suchtgiftgesetz, BGBI. Nr. 234/1951, in der jeweils 
geltenden Fassung, unterliegenden krampflösenden oder schmerzstillenden 
Arzneimittels, das für die Geburtshilfe nach Maßgabe der Wissenschaft und 
Erfahrung angezeigt .ist, ohne ärztliche Anordnung erlaubt. 

(2) Hebammen ist die intramuskuläre und subkutane Anwendung von 
Wehenmitteln oder wehenhemmenden Mitteln bei Gefahr im Verzug ohne 
ärztliche Anordnung erlaubt, wenn 

1. ärztliche Hilfe nicht rechtzeitig erreichbar ist oder 
2. die rechtzeitige Einweisung in eine Krankenanstalt nicht möglich ist. 

(3) Hebammen ist die intramuskuläre Anwendung von Arzneimitteln zur 
Rhesus-Prophylaxe erlaubt, wenn die Notwendigkeit der Anwendung von einer 
Ärztin/ einem Arzt festgestellt worden ist. 

(4) Hebammen ist unmittelbar nach der Geburt die Anwendung von 
prophylaktischen Arzneimitteln ohne ärztliche Anordnung erlaubt, wenn die 
Anwendung durch Hebammen nach dem jeweiligen Stand der medizinischen 
Wissenschaft und Erfahrung von den Gesundheitsbehörden empfohlen ist. 

(5) Die Verschreibung rezeptpflichtiger Arzneimittel für die Anwendung durch 
die Hebamme hat durch 

1. eine praktische Ärztin/ einen praktischen Arzt oder 
2. eine Fachärztin/ einen Facharzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe oder 
3. eine Amtsärztin/ einen Amtsarzt 

zu erfolgen. 

(6) Hebammen sind verpflichtet, die Arzneimittel gemäß Abs. 1 bis 4 vorrätig 
zu halten. 
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Geltende Fassung 

§ 1. (3) Die Hebammen sind verpflichtet, nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes 
(§ 10) dem an sie ergangenen Rufe nach Gewährung der Fachhilfe, unter der auch 
Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge zu verstehen ist, nachzukommen. 

(vgJ. §§ 4, 5, 8, 10 f. der Hebammen-Dienstordnung) 

§ 1. (2) Die Hebammen sind zur Wahrung der ihnen in ihrer Berufseigenschaft 
anvertrauten oder bekanntgewordenen Geheimnisse derjenigen Personen 
verpflicht~t, die ihre Berufstätigkeit in Anspruch genommen haben. 

(vgl. § 7 Hebammen-Dienstordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

(7) Die Gebarung mit rezeptpflichtigen Arzneimitteln ist in der Dokumentation 
gemäß § 9 festzuhalten. 

2. Abschnitt 

Pflichtenkreis der Hebamme 

§ 6. (1) Hebammen haben ihren Beruf ohne Unterschied der Person 
gewissenhaft auszuüben. Sie haben das Wohl und die Gesundheit der 
Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und Mütter sowie der Neugeborenen 
und Säuglinge unter Einhaltung der hiefür geltenden Vorschriften und nach 
Maßgabe der fachlichen und wissenschaftlichen Erkenntnisse und Erfahrungen 
zu wahren. 

(2) Hebammen dürfen im Notfall ihre fachkundige Hilfe nicht verweigern. 

(3) Bei allen regelwidrigen und gefahrdrohenden Zuständen (§ 4) ist die 
Hebamme verpflichtet, unverzüglich für die Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe zu 
sorgen. 

(4) Bei einer Zusammenarbeit mit einer Ärztin/einem Arzt gemäß § 4 hat die 
Hebamme dieser! diesem über ihre Beobachtungen an der Schwangeren, 
Gebärenden, Wöchnerin sowie am Neugeborenen und Säugling Auskunft zu 
geben und die ärztlichen Anordnungen einzuhalten. 

(5) Hebammen sind verpflichtet, unverzüglich der Sicherheitsbehörde Anzeige 
zu erstatten, wenn sich ihnen begründeter Verdacht einer Unterschiebung eines 
Kindes (§ 200 Strafgesetzbuch - StGB, BGBI. Nr.60/1974, in der jeweils 
geltenden Fassung) oder einer Aussetzung (§ 82 StGB) ergibt. 

(6) Die Nottaufe eines Neugeborenen ist nur mit Einwilligung der Eltern 
erlaubt. 

Verschwiegenheitspflicht 

§ 7. (1) Hebammen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung 
ihres Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen Tatsachen und Geheimnisse 
verpflichtet. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 
1. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person die Hebamme 

von der Geheimhaltung entbunden hat oder 
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Gel t e.n d e F ass u n g 

§ 1. (6) Die Hebammen haben jeden Geburtsfall innerhalb von 48 Stunden 
nach der erfolgten Geburt der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde und dem 
zuständigen Standesbeamten anzuzeigen. 

(7) Bei cler Anzeige sind folgende Geburtsfälle zu unterscheiden: 
a) Lebendgeburt: 

als lebendgeboren gilt unabhängig von der Schwangerschaftsdauer eine 
Leibesfrucht dann, wenn nach Austritt aus dem Mutterleib entweder die 
natürliche Lungenatmung eingesetzt oder das Herz geschlagen oder die 
Nabelschnur pulsiert hat; 

b) Totgeburt: 
als totgeboren oder in der Geburt verstorben gilt eine Leibesfrucht dann, 
wenn keines der unter lit: a angeführten Zeichen vorhanden und die Frucht 
mindestens 35 cm lang ist; 

c) Fehlgeburt: 
eine Fehlgeburt liegt vor, wenn bei einer Leibesfrucht keines der unter lit. a 
angeführten Zeichen vorhanden und die Mindestlänge von 35 cm nicht 
erreicht ist; 

d) Frühgeburt: 
eine Frühgeburt liegt vor, wenn eine lebendgeborene Leibesfrucht 
unabhängig von der Schwangerschaftsdauer nach Austritt aus dem 
Mutterleib ein Geburtsgewicht von weniger als 2500 Gramm aufweist. 

Vorgeschlagene Fassung 

2. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt durch ein 
öffentliches Interesse, insbesondere durch Interessen der öffentlichen 
Gesundheitspflege oder der Rechtspflege, gerechtfertigt ist oder 

3. Mitteilungen der Hebamme über die Versicherte an Träger der 
Sozialversicherung und Krankenanstalten zum Zweck der Honorar- bzw. 
Arzneimittelabrechnung, auch im automationsunterstützten Verfahren, 
erforderlich sind. 

(3) Außer im Falle einer behördlichen Anfrage nach Abs.2 Z 2 kann die 
Hebamme eine Erklärung darüber, ob ein Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege an der Offenbarung des Geheimnisses vorliegt, von der 
Bezirksverwaltungsbehörde verlangen. 

Personenstandsrechtliche Pflichten 

§ 8. (1) Hebammen haben jede Lebend- und Totgeburt innerhalb einer Woche 
der zuständigen Personenstandsbehörde anzuzeigen. Fehlgeburten sind nicht 
anzuzeigen. Die Anzeige hat neben den von der Personenstandsbehörde 
benötigten Daten auch jene medizinischen und sozialmedizinischen Daten zu 
enthalten, die der Personenstandsbehörde ausschließlich zum Zweck der 
Übermittlung an das Österreichische Statistische Zentralamt bekanntgegeben 
werden. Bei der Anzeige sind folgende Geburtsfälle zu unterscheiden: 

1. Lebendgeburt: als lebendgeboren gilt unabhängig von der Schwanger­
schaftsdauer eine Leibesfrucht dann, wenn nach dem vollständigen Austritt 
aus dem Mutterleib entweder die Atmung eingesetzt hat oder irgendein 
anderes Lebenszeichen erkennbar ist, wie Herzschlag, Pulsation der 
Nabelschnur oder deutliche Bewegung willkürlicher Muskeln, gleichgültig, 
ob die Nabelschnur durchgeschnitten ist oder nicht oder ob die Plazenta 
ausgestoßen ist oder nicht; 

2. Totgeburt: als totgeboren oder in der Geburt verstorben gilt eine 
Leibesfrucht dann, wenn keines der unter Z 1 angeführten Zeichen 
erkennbar ist und sie ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm 
aufweist; 

3. Fehlgeburt: diese liegt vor, wenn bei einer Leibesfrucht keines der unter Z 1 
angeführten Zeichen vorhanden ist und die Leibesfrucht ein Geburtsgewicht 
von weniger als 500 Gramm aufweist. 

(2) Bei der Erstattung der Anzeige gemäß Abs. 1 haben sich die Hebammen der 
dafür amtlich aufgelegten Drucksorten zu bedienen. Die Anzeige hat alle 
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Geltende Fassung 

§ 18. Die Hebammen sind von der Entrichtung der Portogebühren für die von 
ihnen nach § 1 Abs. 6 zu erstattenden Anzeigen über die Geburtsfälle befreit, 
sofern die Postbeförderung nicht eingeschrieben und nicht mit Zustellungsnach­
weis erfolgt. Die Kosten der betreffenden Beförderung werden·, sofern sie nicht 
nach Maßgabe der bestehenden Gesetze Portofreiheit genießt, vom Bundesmini­
sterium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz in einem jährlichen 
Pauschalbetrage vergütet. 

(vgl. § 9 Hebammen-Dienstordnung) 

(vgJ. §§ lS und 16 Hebammen-Dienstordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

Angaben zu enthalten, die gemäß Personenstandsgesetz, BGBI. Nr. 6011983, in 
der jeweils geltenden Fassung für die Eintragung in das Geburtenbuch benötigt 
werden. 

(3) Hebammen sind bei der Erstattung der Anzeige gemäß Abs. 1 von der 
Entrichtung der Portogebühren befreit, sofern die Postbeförderung nicht 
eingeschrieben und nicht mit Zustellnachweis erfolgt. Die Kosten der 
betreffenden Beförderung werden, sofern diese nicht nach Maßgabe der 
bestehenden Gesetze Portofreiheit genießt, vom Bundesministerium für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz vergütet. 

Dokumentation 

§ 9. (1) Freipraktizierende Hebammen haben bei Ausübung ihres Berufes ihre 
wesentlichen Feststellungen und Maßnahmen vor, während und nach der Geburt 
fortlaufend umfassend zu dokumentieren. Der zur Betreuung oder Beratung 
übernommenen Frau oder der zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugten Person 
sind darüber alle Auskünfte zu erteilen. Die Dokumentation, die auch durch 
elektronische Datenverarbeitung erfolgen kann, hat insbesondere 

1. persönliche Daten, 
2. geburtserhebliche Daten der Schwangeren, Daten der Gebärenden und 

Wöchnerin sowie des Neugeborenen und Säuglings, 
3. Angaben über die Geburt, 
4. Angaben über das Wochenbett und 
5. Angaben über die Anwendung von Arzneimitteln sowie die zur 

Identifizierung der Arzneispezialitäten und der jeweiligen Chargen 
erforderlichen Daten 

zu enthalten. 

(2) Die Dokumentation ist mindestens zehn Jahre aufzubewahren. 

3. Abschnitt 

Berufsberechtigung 

§ 10. Zur Ausübung des Hebammenberufes sind Personen berechtigt, die 
1. eigenberechtigt sind, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

2. die für die Erfüllung der Berufspflichten erforderliche gesundheitliche 
Eignung und Vertrauenswürdigkeit besitzen, 

3. einen Qualifikationsnachweis (§§ 11 bis 13) erbringen und 
4. über die für die Berufsausübung notwendigen Sprachkenntnisse verfügen. 

Qualifikationsnachweis - Inland 

§ 11. Als Qualifikationsnachweis gilt ein Diplom über eine Ausbildung an 
1. einer Hebammenakademie nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 

oder 
2. einer Bundeshebammenlehranstalt nach dem Hebammengesetz 1963, BGBI. 

Nr. 3/1964, oder 
3. einer Bundeshebammenlehranstalt nach dem Bundesgesetz betreffend die 

Regelung des Hebammenwesens,BGBI. Nr. 214/1925. 

Qualifikationsnachweis - EWR 

§ 12. (1) Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise, die 
von einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum (EWR-Abkommen) nach dessen Inkrafttreten ausgestellt wurderi, gelten als 
Qualifikationsnachweise, wenn diese im Artikel 3 der Richtlinie 80/154/EWG 
vom 21. Jänner 1980 über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für Hebammen und 
über die Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des 
Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. 
Nr. L 33 vom 11. Februar 1980, S 1, in der Fassung Anhang VII Abschnitt C Z 14 
lit. b zum EWR-Abkommen, in der Folge: Richtlinie 80/154/EWG) angeführt 
sind. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit, SPOrt und Konsumentenschutz hat die 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise, die von den 
Vertragsparteien des EWR-Abkommens gegenseitig anzuerkennen sind, durch 
Verordnung bekanntzugeben. 

(3) Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise, die von 
einer Vertragspartei des EWR-Abkommens vor dessen Inkrafttreten ausgestellt 
wurden und den Mindestanforderungen des Artikels 1 der Richtlinie 
80/155/EWG vom 21. Jänner 1980 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeiten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

der Hebamme (ABI. Nr. L 33 vom 11. Februar 1980, S 8, in der Fassung 
Anhang VII Abschnitt C Z 15 zum EWR-Abkommen, in der Folge: Richtlinie 
80/155/EWG) entsprechen, gelten vorbehaltlich Abs. 4 als Qualifikationsnach­
weise, wenn 

1. sie einer der in der Verordnung gemäß Abs. 2 genannten Bezeichnungen 
entsprechen oder 

2. durch eine beigefügte Bescheinigung des Heimat- oder Herkunftsstaates der 
Nachweis erbracht wird, daß sieden in Abs. 1 angeführten Diplomen, 
Prüfungszeugnissen oder sonstigen Befähigungsnachweisen gleichgestellt 
werden. 

(4) Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise, die den 
Mindestanforderungen des Artikels 1 der Richtlinie 80/155/EWG entsprechen, 
für deren Anerkennung jedoch gemäß Artikel 2 der Richtlinie 80/154/EWG der 
Na.chweis über eine Berufspraxis erforderlich ist, gelten als Qualifikatiönsnach­
welse nur, wenn 

1. sie vor dem 23. Jänner 1983 ausgestellt wurden und 
2. eine Bescheinigung des Heimat- oder Herkunftsstaates darüber vorgelegt 

wird, daß die/der Betreffende während der letzten fünf Jahre vor 
Ausstellung der Bescheinigung mindestens zwei Jahre lang tatsächlich und 
rechtmäßig den Beruf einer Hebamme ausgeübt hat. 

(5) Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise, die von 
einer Vertragspartei des EWR-Abkommens ausgestellt wurden, die den 
Mindestanforderungen des Artikels 1 der Richtlinie 80/155/EWG nicht 
entsprechen, gelten als Qualifikationsnachweise nur, wenn 

1. sie vor dem 23. Jänner 1986 ausgestellt wurden und 
2. eine Bescheinigung darüber vorgelegt wird, daß die/der Betreffende 

während. der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung 
mindestens drei Jahre lang tatsächlich und rechtmäßig den Beruf einer 
Hebamme ausgeübt hat. 

(6) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz hat auf 
Antrag binnen drei Monaten nach Einreichung der vollständigen Unterlagen eine 
Bestätigung darüber auszustellen,. daß der Qualifikationsnachweis den 
Anforderungen der Abs. 1 bis 5 entspricht. 

-.j:>. 
0'-

0.. 
o ... 
td 
~. 

cf o 
::s 

.j:>. 
\J1 

1461 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
45 von 103

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung 

§ 3. (3) Die Gültigkeitserklärung außerhalb Österreichs erworbener 
Hebammendiplome steht nach Einholung des Gutachtens einer Bundeshebam­
menlehranstalt und nach Anhörung des für den Wohnsitz der Gesuchswerberin 
zuständigen Hebammengremiums dem Bundesministerium für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz zu. Die Gültigkeitserklärung eines ausländischen 
Diploms darf dann nicht versagt werden, wenn die Ausbildung im Ausland die für 
die Ausübung des Hebammenberufes in Österreich erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten vermittelt hat. Für Hebammen, die in den Grenzgebieten tätig 
sind, gelten die Vereinbarungen mit den Nachbarstaaten. 

(4) Hat die Ausbildung im Ausland die für die Ausübung des 
Hebammenberufes in Österreich erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten nicht 
vermittelt, so hat das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz nach Anhörung des zuständigen Hebammengremiums die 
Gültigkeitserklärung von im Ausland erworbenen Hebammendiplomen von dem 
erfolgreichen Besuch eines Fortbildungskurses oder der erfolgreichen Ablegung 
einer Ergänzungsprüfung abhängig zu machen. Die Bundeshebammenlehranstalt 
hat nach Prüfung der Unterlagen dem Bundesministerium für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz bekanntzugeben, au~ welchen Fachgebieten die 
Ablegung einer Ergänzungsprüfung erforderlich ist. Die Ablegung einer 
Ergänzungsprüfung über die Vorschriften auf dem Gebiete des Hebammenwe­
sens, der Mutterschafts-, Säuglings- und Jugendfürsorge ist jedenfalls 

. erforderlich. 

Vö r g e s chi ag en e Fa s s u n g 

Qualiftkationsnachweise - außerhalb des EWR 

§ 13. Eine Urkunde über eine Ausbildung in einem ausländischen Staat, der 
nicht Vertragspartei des EWR-Abkommens ist, gilt als Qualifikationsnachweis, 
wenn 

1. die Gleichwertigkeit der Urkunde mit einem ö~sterreichischen Diplom gemäß 
§ 14 (Nostrifikation) festgestellt oder die Urkunde nach dem Hebammenge­
setz 1963 oder nach dem Bundesgesetz betreffend die Regelung des 
Hebammenwesens, BGBL Nr. 214/1925, gültig erklärt wurde und 

2. die im Nostrifikationsbescheid vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt sind. 

Nostriftkation 

§ 14. (1) Personen, die einen ordentlichen Wohnsitz in Österreich haben oder 
die sich nachweislich um eine Anstellung in Österreich bewerben, für die die 
Nostrifikation eine der Voraussetzungen ist, und an einer staatlich anerkannten 
ausländischen Ausbildungseinrichtung eine Hebammenausbildung absolviert 
haben, sind berechtigt, die Anerkennung dieser außerhalb Österreichs 
erworbenen Urkunden über eine mit Erfolg abgeschlossene Hebammenausbil­
dung, ausgenommen Sonderausbildungen, beim Bundesminister für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz zu beantragen. 

(2) Die Antragstellerin/der Antragsteller hat folgende Nachweise vorzulegen: 
1. den Reisepaß, 
2. den Nachweis des ordentlichen Wohnsitzes in Österreich oder den 

Nachweis über eine Bewerbung für eine Anstellung in Österreich, 
3. den Nachweis über eine vergleichbare Qualität der im Ausland absolvierten 

Ausbildung, 
4. den Nachweis über die an der ausländischen Ausbildungseinrichtung 

besuchten Lehrveranstaltungen, abgelegten Prüfungen einschließlich der 
Prüfungsarbeiten und einer allfälligen Diplomarbeit und 

5. die Urkunde, die als Nachweis des ordnungsgemäßen Ausbildungsabschlus­
ses ausgestellt wurde und die zur Berufsausübung in dem Staat, in dem sie 
erworben wurde, berechtigt. 

(3) Die in Abs. :i. Z 1 bis 5 angeführten Unterlagen sind im Original oder in 
beglaubigter Abschrift samt Übersetzung durch eine/einen gerichtlich beeidigte/ 
beeidigten Übersetzerin/Übersetzer vorzulegen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz hat zu 
prüfen, ob die von der Antragstellerin(vom Antragsteller im Ausland absolvierte 
Ausbildung hinsichtlich des Gesamtumfanges und der Ausbildungsinhalte als der 
österreichischen Ausbildung gleichwertig anzusehen ist. Hierüber kann 
erforderlichenfalls ein Sachverständigengutachten eingeholt werden. 

(5) Bei Erfüllung sämtlicher Voraussetzungen gemäß Abs.2 bis 4 hat der 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz die Gleichwertig­
keit der ausländischen Ausbildung bescheidmäßig festzustellen. 

(6) Sofern die Gleichwertigkeit nicht zur Gänze vorliegt, kann die 
Nostrifikation an die Bedingung geknüpft werden, daß die zurückgelegte 
Ausbildung durch eine theoretische und/oder praktische Ausbildung an einer 
Hebammenakademie ergänzt wird und/öder hierüber kommissionelle Ergän­
zungsprüfungen mit Erfolg abgelegt und/oder Nachweise über erfolgreich 
abgelegte Praktika erbracht werden. 

(7) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz kann 
von der Vorlage einzelner Urkunden gemäß Abs. 2 Z 3 und 4 absehen, wenn 
innerhalb angemessener Frist glaubhaft gemacht wird, daß die Urkunden nicht 
beigebracht werden können, und die vorgelegten Urkunden für eine 
Entscheidung ausreichen. Für die Überprüfung der Gleichwertigkeit der 
absolvierten Ausbildung ist in diesem Fall jedenfalls ein Sachverständigengutach­
ten einzuholen. 

(8) Für Flüchtlinge gemäß Artikel 1 der Konvention über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge, BGBI. Nr. 55/1955, die sich erlaubterweise auf dem Gebiet der 
Republik Österreich aufhalten oder um die österreichische Staatsbürgerschaft 
angesucht haben, entfällt die Verpflichtung zur Vorlage des Reisepasses gemäß 
Abs.2 Z 1. 

Ergänzungsausbildung und -prüfung 

§ 15. (1) Über die Zulassung zur ergänzenden Ausbildung gemäß § 14 Abs. 6 
entscheidet die gemäß § 30 Abs. 1 gebildete Aufnahmekommission. 

(2) Hinsichtlich des Ausschlusses von der Ausbildung, der Durchführung der 
Prüfungen, der Zusammensetzung der Prüfungskommission, der Wertung der 
Prüfungsergebnisse und der Voraussetzungen, unter denen Prüfungen wiederholt 
werden können, gelten die Regelungen über die Ausbildung an einer 
Hebammenakademie. 

-..,.. a-. 

P-
~ 
t:C n. 
iü aq 
o 
::s 

..,.. 
'J 

1461 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
47 von 103

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Die erfolgreiche Absolvierung der theoretischen und/oder praktischen 
Ausbildung ist vorn Landeshauptmann im Nostrifikationsbescheid einzutragen. 
Die Berechtigung zur Ausübung des Hebammenberufes entsteht erst mit 
Eintragung. 

Hebammenausweis 

§ 16. (1) Personen, die gemäß § 10 zur Ausübung des Hebammenberufes 
berechtigt sind, ist auf Antrag von der Landesgeschäftsstelle des Österreichischen 
Hebammengremiums jenes Bundeslandes, in dem der Beruf ausgeübt wird oder 
werden soll, ein mit einern Lichtbild versehener Hebammenausweis auszustellen. 

(2) Der Ausweis hat zu enthalten: 
1. die Berufsbezeichnung gemäß § 1, , 
2. den Vor- und Familiennamen sowie den Geburtsnamen, 
3. Datum und Ort der Geburt, 
4. die Staatsangehörigkeit und 
5. den ordentlichen Wohnsitz. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz hat 
nähere Bestimmungen über Form und Inhalt der Hebammenausweise durch 
Verordnung festzulegen. 

Fortbildung bei Ausbildung außerhalb des EWR 

§ 17. (1) Personen, die eine außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes 
erworbene Urkunde über eine abgeschlossene Hebammenausbildung besitzen, 
die der in diesem Bundesgesetz geregelten Ausbildung gleichwertig ist, dürfen zu 
Fortbildungszwecken eine Tätigkeit als Hebamme gemäß einer vorn Landes­
hauptmann erteilten Bewilligung bis zur Dauer eines Jahres ausüben. Diese 
Bewilligung kann um ein Jahr verlängert werden. Eine weitere Fortbildung ist 
jeweils frühestens nach Ablauf von fünf Jahren für die Dauer von jeweils 
höchstens einern Jahr möglich. ' 

(2) Die Bewilligung ist unter Bedachtnahme auf die Kenntniss~ und 
Fertigkeiten, die in der Ausbildung vermittelt worden sind, zu erteilen. Fehlendes 
grundlegendes Wissen in berufsspezifischen Fächern oder mangelnde Deutsch­
kenntnisse schließen eine Tätigkeit zu Fortbildungszwecken aus. 

(3) Die Bewilligung ist auf die Ausübung der Tätigkeit in Krankenanstalten zu 
beschränken. 
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Geltende Fassung 

11. Zulassung zur Ausübung des Hebammenberufes. 

§ 2. (1) Der Hebammenberuf darf nur von Personen ausgeübt werden, denen 
die Niederlassungsbewilligung erteilt worden ist oder die an einer öffentlichen 
Gebäranstalt, an einer zur Geburtshilfe eingerichteten Abteilung einer 
öffentlichen Krankenanstalt oder einer Krankenanstalt, die, ohne eine öffentliche 
Krankenanstalt zu sein, vom Bund, einem Bundesland, einer anderen 
Gebietskörperschaft oder einem Träger der Sozialversicherung betrieben wird, 
angestellt sind. 

§ 1. (5) Die Ausübung eines Nebenberufes bedarf der Zustimmung der 
Bezirksverwaltungsbehörde. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn durch die 
Ausübung des Nebenberufes die zur Ausübung des Hebammenberufes 
erforderlichen persönlichen hygienischen Voraussetzungen nicht gefährdet 
werden und die Hebamme jederzeit erreicht werden kann. 

§ 2. (2) Zur Erlangung der Niederlassungsbewilligung oder zur Anstellung an 
einer der im Abs. 1 genannten Anstalten ist erforderlich: 

a) die österreichische Staatsbürgerschaft; 
b) die zur Ausübung des Berufes nötige Verläßlichkeit, über welche auf Grund 

des polizeilichen Führungszeugnisses und sonstiger Wahrnehmungen die 
nach § 5 Abs. 2 berufene Stelle entscheidet; 

c) das an einer Bundeshebammenlehranstalt erworbene Diplom. 

(3) Österreichischen Staatsbürgern sind Personen deutscher Sprachzugehörig­
keit, die staatenlos sind oder deren Staatsangehörigkeit ungeklärt ist 
'(Volksdeutsche), sowie Personen, die unter die Bestimmungen des § 1 der 
Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBI. Nr. 55/1955, fallen, 
gleichzuhalten. . . 

(4) Der Landeshauptmann kann bei Bedarf und unter der Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit vom Erfordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft absehen. 

Vorgeschlagene Fassung 

(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 1 ist eine Berufung 
nicht zulässig. 

Berufsausübung 

§ 18. Eine Berufsausübung kann 
1. freiberuflich und/oder 
2. im Dienstverhältnis zu einer Krankenanstalt und/oder 
3. im Dienstverhältnis zu Einrichtungen der Geburtsvorbereitung und 

-nachbetreuung und/oder 
4. im Dienstverhältnis zu freiberuflich tätigen Ärztinnen/Ärzten 

erfolgen. 

Freiberufliche Berufsausübung 

§ 19. (1) Für die freiberufliche Berufsausübung gemäß § 18 Z 1 ist ein Berufssitz 
in Österreich erforderlich. 

(2) Die freiberufliche Ausübung bedarf einer Bewilligung des auf Grund des 
Berufssitzes zuständigen Landeshauptmannes. Voraussetzung für die Erteilung 
einer Bewilligung ist 

1. die Eigenberechtigung, 
2. ein Qualifikationsnachweis (§§ 11 bis 13), 
3. die für die Ausübung des Berufes notwendige Vertrauenswürdigkeit, über 

die ein polizeiliches Führungszeugnis oder bei Staatsangehörigen einer 
Vertragspartei des EWR-Abkommens ein gleichwertiger Nachweis des 
Heimat- oder Herkunftsstaates ausgestellt worden ist, . 

4. die für die Ausübung des Berufes notwendige gesundheitliche Eignung, über 
die ein amts ärztliches Zeugnis oder bei Staatsangehörigen einer 
Vertragspartei des EWR-Abkommens ein gleichwertiger Nachweis des 
Heimat- oder Herkunftsstaates ausgestellt worden ist und 
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Geltende Fassung 

§ 4. (1) Die Niederlassungsbewilligung wird unter Bestimmung eines 
Standortes, in welchem die Hebamme ihren' Wohnsitz zu nehmen hat, erteilt: 

a) für öffentlich bestellte Hebammen; diese sind bei ihrer Anstellung zu 
verpflichten, ihren Beruf ausschließlich innerhalb eines aus einer oder 
mehreren Gemeinden bestehenden Sprengels auszuüben; 

b) für freipraktizierende Hebammen; diese sind berechtigt, ihren Beruf im 
ganzen Bundesgebiet auszuüben; 

c) für Hebammen, die an einer anderen als der im § 2 Abs. 1 genannten 
Anstalten als Anstaltshebammen gegen feststehende Bezüge dauernd oder 
vorübergehend mit der. Verpflichtung angestellt sind, ihren Beruf nur in 
einer bestimmten Anstalt auszuüben. 

(2) Hebammen, die an einer der im § 2 Abs. 1 genannten Anstalten tätig sind, 
bedürfen, sofern sie nur für die Anstalt Dienste leisten, keiner Niederlassungbe­
willigung, jedoch kann die Einstellung einer solchen Hebamme erst erfolgen, 
wenn durch die Bezirksverwaltungsbehörde die erforderliche Verläßlichkeit der 
Hebamme (§ 2 Abs. 2 lit. b) bescheinigt ist. 

(3) Die Niederlassungsbewilligung wird nur nach Maßgabe des Bedarfes 
erteilt, 

(4) Freipraktizierende und öffentlich bestellte Hebammen bedürfen jedoch in 
den Fällen, in denen sie in einer Anstalt entweder nur aushilfsweise oder zwar 
gegen feststehende Bezüge, jedoch ohne die Verpflichtung, ihren Beruf nur in der 
betreffenden Anstalt auszuüben, tätig sind, keiner Niederlassungsbewilligung als 
Anstaltshebamme. Sie haben vor Antritt ihrer Tätigkeit in der Anstalt die 
Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde einzuholen. Die Bewilligung ist zu 
erteilen, wenn durch die Tätigkeit in der Anstalt die sonstige geburtshilfliche 
Versorgung der Bevölkerung nicht gefährdet ist. 

§ 5. (1) Um die Niederlassungsbewilligung hat die Hebamme in einem 
eigenhändig geschriebenen Gesuche bei der Bezirksverwaltungsbehörde, in deren 
Sprengel sie sich niederlassen will, einzuschreiten. Dem Gesuche sind der 
Nachweis der österreichischen Staatsbürgerschaft, das Hebammendiplom und, 
wenn dieses im Ausland erworben worden ist, auch seine Gültigkeitserklärung in 
Österreich, sowie das polizeiliche Führungszeugnis und ein amts ärztliches 
Gesundheitszeugnis anzuschließen. 

V'o r g e s chi a gen e Fa s s u n g 

5. der Nachweis einer einjährigen vollbeschäftigten Berufsausübung als 
Hebamme oder entsprechend länger bei Teilzeitbeschäftigung in einem 
Dienstverhältnis gemäß § 18 Z 2. 

(3) Die in Abs. 2 Z 3 und 4 geforderten Nachweise dürfen bei Vorlage nicht 
älter als drei Monate sein. 

(4) Der Landeshauptmann hat über den Antrag auf Erteilung einer Bewilligung 
zur freiberuflichen Berufsausübung ohne unnätigen Aufschub, jedoch spätestens 
drei Monate nach Einreichung der vollständigen Unterlagen zu entscheiden. 

(5) Der Landeshauptmann hat eine Abschrift der erteilten Bewilligung dem 
Österreichischen Hebammengremium zu übermitteln. 
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Geltende Fassung 

(2) Die Entscheidung über das Gesuch steht fürfreipraktizierende Hebammen 
nach Anhörung des zuständigen Hebammengremiums dem Landeshauptmann, 
sonst der Bezirksverwaltungsbehörde zu. 

§ 9. Die Zahl der freipraktizierenden Hebammen wird für jeden 
Verwaltungsbezirk unter Bedachtnahme auf die örtlichen Verhältnisse vom 
Landeshauptmanne festgesetzt. In Städten mit Bezirkseinteilung gilt der Bezirk 
als Verwaltungsbezirk. 

§ 10. (1) Öffentlich bestellte Hebammen sind in ihrem Tätigkeitsgebiete, 
freipraktizierende Hebammen in ihrem Aufenthaltsorte verpflichtet, auf 
Verlangen Fachhilfe zu leisten. Einen dringenden Beistand dürfen sie auch 
außerhalb dieses Gebietes oder Ortes nicht ohne triftigen Grund verweigern. 

(2) Den im Schlußsatze des Abs. 1 erwähnten Fall dringender Notwendigkeit 
ausgenommen, dürfen öffentlich bestellte Hebammen einen an sie ergehenden 
Ruf auf Gewährung der Fachhilfe außerhalb ihres Tätigkeitsgebietes nur mit 
vorheriger Genehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde nachkommen. Die 
Hilfeleistung im Notfalle ist binnen drei Tagen der Bezirksverwaltungsbehörde 
anzuzeigen. 

(vgJ. § 3 Hebammen-Dienstordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

(6) Die freiberufliche Berufsausübung hat persönlich und unmittelbar zu 
erfolgen. 

(7) Berufssitz ist der Ort, an dem oder von dem aus die freiberufliche Tätigkeit 
regelmäßig ausgeübt wird. 

(8) Jede Änderung des. Berufssitzes ist dem Landeshauptmann und dem 
Österreichischen Hebammengremium anzuzeigen. 

Werbeverbot 

§ 20. Im Zusammenhang mit der freiberuflichen Berufsausübung ist eine dem 
beruflichen Ansehen abträgliche, insbesondere jede vergleichende, diskriminie­
rende, unsachliche oder marktschreierische Anpreisung oder Werbung verboten. 

Vorübergehende freiberufliche Berufsausübung - EWR 

§ 21. (1) Staatsangehörige einer Vertragspartei des EWR-Abkommens, die 
über eine Berechtigung zur Ausübung des Hebammenberufes im Herkunftsstaat 
verfügen, können ihren Beruf in Österreich vorübergehend ausüben, wenn 
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Geltende Fassung 

§ 6. (1) Die Niederlassungsbewilligung kann von der Behörde, welche sie erteilt 
hat, dauernd oder vorübergehend zurückgenommen werden: 

a) wenn die Hebamme, ohne an der Ausübung des Berufes gehindert zu sein, 
die pflichtgemäße Fachhilfe verweigert oder sich einer anderen groben 
Vernachlässigung ihrer Pflichten schuldig gemacht hat; 

b) wenn sie ohne Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde durch mehrere 
. Wochen von ihrem Tätigkeitsgebiet abwesend ist; 

c) wenn sie wegen erwiesener Gebrechlichkeit ihrer Berufspflicht nicht 
nachkommen kann; 

d) wenn sie zwei Jahre lang ununterbrochen den Beruf nicht ausgeübt hat; 

.Vorgeschlagene Fassung 

1. sie dies dem Landeshauptmann des Bundeslandes, in dem der Beruf ausgeübt 
werden soll, vorher anzeigen, wobei in dringenden Fällen die Anzeige 
unverzüglich nach Erbringung der Dienstleistung erfolgen kann, 

2. eine Bescheinigung des Heimat- oder Herkunftstaates darüber vorgelegt 
wird, daß die/der Betreffende die Tätigkeit als Hebamme im Mitgliedstaat 
ihrer! seiner Niederlassung rechtmäßig ausübt, und 

3. eine Bescheinigung des Heimat- oder Herkunftstaates darüber vorgelegt 
wird, daß die/der Betreffende im Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnisses 
oder eines sonstigen Befähigungsnachweises gemäß § 12 ist. 

(2) Die Bescheinigungen gemäß Abs. 1 Z 2 und 3 dürfen bei ihrer Vorlage nicht 
älter als 12 Monate sein. 

(3) Die in. Abs. 1 genannten Personen haben bei Erbringung der 
Dienstleistungen die gleichen Rechte und Pflichten wie österreichische 
Staatsbürger. Wird einer Behörde ein Verstoß einer dieser Personen gegen diese 
Pflichten bekannt, so ist unverzüglich die zuständige Behörde des Mitgliedstaates 
der Niederlassung davon zu unterrichten. 

(4) Das österreichische Hebammengremium hat österreich ischen Hebammen 
sowie Staatsangehörigen der übrigen Vertragsparteien des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, die den Hebammenberuf in Österreich 
rechtmäßig ausüben, auf Antrag für Zwecke der Dienstleistungserbringung in 
einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes eine 
Bescheinigung darüber auszustellen, daß die/der Betreffende den Hebammenbe­
ruf in Österreich rechtmäßig ausübt und über den erforderlichen Qualifikations­
nachweis verfügt. 

Zurücknahme der Berufsberechtigung 

§ 22. (1) Der Landeshauptmann' hat die Berechtigung zur Berufsausübung 
zurückzunehmen, wenn 

1. die Voraussetzungen gemäß § 10 bereits anfänglich nicht gegeben waren 
oder weggefallen sind oder 

2. wenn der Verpflichtung zur Fortbildung (§ 37) trotz Aufforderung und 
Setzung einer Nachfrist von einem Jahr durch das Österreichische 
Hebammengremium nicht nachgekommen wird . 

(2) Aus Anlaß der Zurücknahme der Berufsberechtigung gemäß Abs. 1 
sind der Hebammenausweis (§ 16) und der Berechtigungsbescheid zur 
freiberuflichen Berufsausübung (§ 19) einzuziehen. 
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Geltende Fassung 

e) wenn sie ohne Angabe eines triftigen Grundes der Einberufung zum 
Fortbildungskurse (§ 11) keine Folge geleistet hat. 

(2) Jenen Hebammen, welche in der Ausübung ihres Berufes auffallende 
Unwissenheit an den Tag legen oder bei ihrer Berufsausübung die Anwendung 
anerkannter neuer Methoden vermissen lassen, ist nach Anhörung des 
zuständigen Hebammengremiums bis zum erfolgreichen Besuch eines Fortbil­
dungskurses (§ 11) die Ausübung des Hebammenberufes zu untersagen. 

§ 7. Die Niederlassungsbewilligung ist von der Behörde, welche sie erteilt hat, 
zurückzunehmen: 

a) wenn eine Hebamme nach Ablauf von drei Monaten nach Zustellung der 
Bewilligung in dem ihr zugewiesenen Standorte die Berufsausübung ohne 
ausreichende Begründung noch nicht begonnen hat; 

b) wenn die Hebamme eines der im § 2 Abs.2 lit. a und bangeführten 
Erfordernisse verliert oder wenn der ursprüngliche und noch fortbestehende 
Mangel eines dieser Erfordernisse nachträglich zum Vorschein kommt. 

§ 3. (1) Zur Ausbildung von Hebamrrien und zur Abhaltung der 
Diplomprüfungen sind die Bundeshebammenlehranstalten berufen. 

(vgJ. § 7 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

(vgl. §§ 11 und 16 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

(3) Bestehen gegen die Wiederaufnahme der Berufsausübung durch 
Personen, deren Berechtigung gemäß Abs. 1 zurückgenommen wurde, keine 
Bedenken mehr, ist die Berufsberechtigung durch den Landeshauptmann 
wieder zu erteilen. Die eingezogenen Urkunden sind wieder auszufolgen. 

(4) Vor der Zurücknahme der Berufsberechtigung ist das Österreichische 
Hebammengremium zu hören. Jede Zurücknahme und jede Wiedererteilung 
der Berufsberechtigung ist diesem mitzuteilen. Gegen die Zurücknahme der 
Berufsberechtigung hat das Österreichische Hebammengremium das Recht 
der Berufung. 

4. Abschnitt 

Ausbildung 

§ 23. (1) Die Ausbildung zur Hebamme dauert drei Jahre. Für diplomiertes 
Krankenpflegepersonal dauert die Ausbildung zwei Jahre. 

(2) Die Ausbildung e.rfolgt an dafür eingerichteten Hebammenakademien. 

Ausbildungsinhalt 

§ 24: (1) Die Ausbildung hat alle Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, die 
für eine den wissenschaftlichen Erkenntnissen und Erfahrungen der Hebammen­
kunde entsprechende Ausübung des Hebammenberufes erforderlich sind. 

(2) Die Ausbildung umfaßt theoretischen Unterricht insbesondere auf 
nachstehend angeführten Gebieten: 

1. Grundbegriffe der medizinischen Biologie; 
2. Anatomie und Physiologie; 
3. Embryologie und Entwicklung des Fötus; 
4. Grundbegriffe der Pathologie; 
5. Grundbegriffe der Hygiene einschließlich Bakteriologie, Virologie und 

Parasitologie; , 
6. Grundbegriffe der Biophysik, Biochemie und Radiologie; 
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Gel t e n.d e Fa s s u n g Vorgeschlagene Fassung 

7. Grundzüge des Sanitäts-, Sozialversicherungs- und Arbeitsrechts; 
8. Aufbau des Gesundheitswesens und Grundzüge der Sozialarbeit; 
9. Gesundheitsförderung und Gesundheitsvorsorge einschließlich Früherken­

nungvon Krankheiten; 
10. Grundbegriffe der Soziologie, Sozialmedizin einschließlich Kommunika-

tionstraining und Konfliktbewältigung; 
11. Psychologie und Pädagogik; 
12. Hebammenkunde'einschließlich kulturelle Vergleiche, Ethik, Nottaufe; 
13. Pharmakologie einschließlich Analgesie und Anästhesie; 
14. Sextialerziehung und Familienplanung; 
15. Erste Hilfe; 
16. Fach-Englisch; 
17. Dokumentation und EDV; 
18. Krankenhausorganisation; 
19. Ernährungslehre und Diätetik unter besonderer Berücksichtigung der 

Ernährung der Frau, des Neugeborenen und des Säuglings; 
20. Instrumenten- und Gerätelehre; 
21. Vorbereitung auf die Geburt einschließlich Kenntnisse von Geburtshilfein-

strumenten und ihrer Verwendung; . 
22. Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett; 
23. Pflege der Frau, des Neugeborenen und des Säuglings; 
24. Schwangerenberatung, Vorbereitung auf die Geburt und die Elternschaft; 
25. Gynäkologie und Geburtshilfe unter besonderer Berücksichtigung der 

Pathologie; 
26. Kinderheilkunde unter besonderer Berücksichtigung des Neugeborenen. 

(3) Die Ausbildung umfaßt praktischen Unterricht insbesondere auf 
nachstehend angeführten Gebieten: 

1. Beratung und Untersuchung von Schwange~en; 
2. Üb~rwachung und Pflege von Gebärenden; 
3. Selbständige Durchführung von und Teilnahme an Geburten; 
4. Mithilfe an Steißgeburten; 
5. Durchführung des Dammschnitts und Einführung in das Vernähen der 

Wunde; 
6. Überwachung und Pflege von gefährdeten Schwangeren, Gebärenden und 

Wöchnerinnen; 
7. Untersuchung von Wöchnerinnen und gesunden Neugeborenen; 
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Geltende Fassung 

(vgJ. § 2 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

(vgJ. § 2 Abs. 2 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

8. Überwachung und Pflege von Wöchnerinnen und Neugeborenen 
einschließlich von Frühgeborenen, Spätgeborenen sowie von Untergewicht 
aufweisenden und kranken Neugeborenen; 

9. Pflege pathologischer Fälle auf dem Gebiet der Gynäkologie und 
Geburtshilfe, Krankheiten von Neugeborenen und Säuglingen; 

10. Einführung in die Pflege allgemeiner pathologischer Fälle in Medizin und 
Chirurgie. 

Hebammenakademien 

§ 25. (1) Hebammenakademien dürfen nur in Verbindung mit Krankenanstal­
ten errichtet werden, welche die zur praktischen Ausbildung erforderlichen 
Fachabteilungen besitzen und über eine zur Erreichung des Ausbildungszweckes 
notwendige Personal- und Sachausstattung verfügen. 

(2) Die Errichtung und Führung einer Hebammenakademie bedarf der 
Bewilligung des Landeshauptmannes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn 
nachgewiesen wird, daß 

1. die für die Abhaltung des theoretischen und praktischen Unterrichts 
erforderlichen Räumlichkeiten und Lehrmittel sowie Sozialräume zur 
Verfügung stehen, 

2. das für die, theoretische und praktische Ausbildung, erforderliche 
Lehrpersonal, welches hiezu fachlich und pädagogisch geeignet ist und über 
die notwendige Berufserfahrung verfügt, vorhanden ist, 

3. das Erfordernis gemäß Abs. 1 erfüllt ist und 
4. die Absolventinnen/ Absolventen die erforderlichen Kenntnisse und 

Fertigkeiten gemäß § 24 erlangen können. 

(3) Der Landeshauptmann hat regelmäßig das Vorliegen der Voraussetzungen 
gemäß Abs. 2 zu überprüfen. Wenn diese nicht oder nicht mehr vorliegen, ist die 
Bewilligung zurückzunehmen. 

(4) Gegen Bescheide des· Landeshauptmannes gemäß Abs.2 und 3 ist ein 
Rechtsmittel nicht zulässig. 

Akademieleitung 

§ 26. (1) Die fachspezifische und organisatorische Leitung einschließlich der 
Dienstaufsicht obliegt einer/einem hiefür fachlich und pädagogisch geeigneten 
Direktorin/Direktor, die/der zur Ausübung des Hebammenberufes berechtigt ist 
und über die notwendige Berufserfahrung verfügt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Die medizinisch-wissenschaftliche Leitung der Akademie obliegt emer 
Fachärztin/ einem Facharzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe. 

(3) Für die Direktorin/den Direktor und für die medizinisch-wissenschaftliche 
Leiterin/ den medizinisch-wissenschaftlichen Leiter ist eine Stellvertretung 
vorzusehen. 

Akadenneordnung 

§ 27. (1) Die Leitung der Akademie hat den im Rahmen der Ausbildung 
durchzuführenden Dienst- und Unterrichtsbetrieb durch eine Akademieordnung 
festzulegen und für deren Einhaltung zu sorgen. 

(2) Die Akademieordnung ist spätestens 3 Monate vor Aufnahme des 
Akademiebetriebes dem Landeshauptmann zur Genehmigung vorzulegen. Wird 
die Genehmigung innerhalb eines Zeitraumes von drei Monaten nicht untersagt, 
gilt sie als erteilt. 

(3) Die Akademieordnung ist den Studierenden nachweislich zur Kenntnis zu 
bringen. 

Vertretung der Studierenden 

§ 28. (1) Zur Mitgestaltung und Mitbestimmung am Akademieleben ist die 
Vertretung der Studierenden berufen. 

(2) Die Mitbestimmungsrechte der Vertretung der Studierenden umfassen 
insbesondere das Recht auf Mitentscheidung bei der Aufnahme (§ 30) in und beim 
Ausschluß (§ 31) der Studierenden aus der Akademie. 

(3) Die Mitgestaltungsrechte . gegenüber der Akademieleitung und dem 
Lehrpersonal umfassen insbesondere 

1. das Recht auf Anhörung, 
2. das Recht aufInformation und Abgabe von Vorschlägen und Stellungnah­

men über alle Angelegenheiten, die die Studierenden allgemein betreffen, 
3. das Recht auf Mitsprache bei der Gestaltung des Unterrichtes im Rahmen 

des Lehrplanes, 
4. das Recht auf Beteiligung an der Wahl der Unterrichtsmittel und 
5. das Recht auf Teilnahme an Konferenzen des Lehrpersonals, ausgenommen 

Beratungen und Beschlußfassungen über Angelegenheiten der Leistungsbe­
urteilung der Studierenden. 
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Geltende Fassung 

(vgl. § 5 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

(4) Alle Studierenden der Hebammenakademie sind aktiv und passiv 
wahlberechtigt. 

(5) Jeder Ausbildungsjahrgang hat innerhalb der ersten fünf Wochen nach 
Jahrgangsbeginn aus der Mitte der Studierenden eine Jahrgangssprecherin/einen 
Jahrgangssprechersowie eine Stellvertreterin/einen Stellvertreter zu wählen. Die 
Leitung der Wahl obliegt der Lehrhebamme. 

(6) Die Jahrgangssprecherinnel} und -sprecher sowie deren Stellvertreterinnen 
und -vertreter haben aus ihrer Mitte eine Akademiesprecherin/einen 
Akademiesprecher sowie eine Stellvertreterin/ einen Stellvertreter zu wählen. Die 
Leitung der Wahl obliegt der Direktorin/dem Direktor. 

(7) Die Wahlen gemäß Abs. 6 und 7 haben in gleicher, unmittelbarer, geheimer 
und persönlicher Wahl zu erfolgen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Erhält niemand die erforderliche 
Mehrheit, so findet eine Stichwahl zwischen jenen bei den statt, die die meisten 
Stimmen im erste!). Wahlgang auf sich vereinigt haben. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 

(8) Die Funktionen gemäß Abs. 6 und 7 enden durch Zeitablauf, Ausscheiden 
aus dem Jahrgang oder der Akademie, Rücktritt oder Abwahl. Die jeweilige 
Wahlleitung hat die Wahlberechtigten zur Abwahl und Neuwahl einzuberufen, 
wenn ein Drittel der Wahlberechtigten dies verlangt. 

Aufnahme in eine Hebammenakademie 

§ 29. (1) Personen, die sich um die Aufnahme in eine Hebammenakademie 
bewerben, haben nachzuweisen: 

1. die Vollendung des 18. Lebensjahres, 
2. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforderliche gesundheitliche Eignung, 
3. die Unbescholtenheit, 
4. die Reifeprüfung an einer allgemeinbildenden oder berufsbildenden höheren 

Schule, . 
5. einen in Österreich nostrifizierten, der Reifeprüfung gleichwertigen 

Abschluß im Ausland, oder 
6. ein Diplom im Krankenpflegefachdienst gemäß dem Krankenpflegegesetz, 

oder 
7. die Studienberechtigungsprüfung für das Studium der Medizin. 
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Geltende Fassung 

(vgJ. § 4 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

(vgl. § 7 Abs. 6 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

(2) Bis zum 31. Dezember 1996 können in eine Hebammenakademie auch 
Personen aufgenommen werden, die 

1. die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 2 und 3 erfüllen, 
2. die erfolgreiche Absolvierung der allgemeinen Schulpflicht gemäß 

Schulpflichtgesetz, BGBI. Nr. 76/1985, in der jeweils geltenden Fassung 
nachweisen und 

3. das 17. Lebensjahr vollendet haben. 

Aufnahmekommission 

§ 30. (1) Über die Aufnahme der angemeldeten Personen in die 
Hebammenakademie entscheidet eine Kommission. Diese setzt sich zusammen 
aus 

1. der Direktorin/dem Direktor der Hebammenakademie oder deren 
Stellvertreterin/ dessen Stellvertreter (Vorsitz), 

2. der medizinisch-wissenschaftlichen Leiterin/dem medizinisch-wissenschaft­
lichen Leiter der Hebammenakademie oder deren Stellvertreterin/ dessen 
Stellvertreter, 

3. einer Vertreterin/ einem Vertreter des Rechtsträgers der Hebammenakade­
mie, 

4. der Akademiesprecherin/dem Akademiesprecher der Studierenden an der 
Hebammenakademie und 

5. einer Vertreterin/ einem Vertreter des Österreichischen Hebammengre­
miums. 

(2) Die Kommission ist beschlußfähig, wenn alle Kommissionsmitglieder von 
der Direktorin/dem Direktor der Hebammenakademie ordnungsgemäß geladen 
wurden und neben der! dem Vorsitzenden mindestens drei weitere Kommissions­
mitglieder oder deren Stellvertretung anwesend sind. Die Kommission 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme der!des Vorsitzenden. 

(3) Der Beschluß über die Auswahl der Aufnahmewerberinnen/ -werber hat 
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse des Hebammenberufes zu erfolgen. 

Ausschluß von der Ausbildung 

§ 31. (1) Studiere~de können vom weiteren Besuch der Hebammenakademie 
ausgeschlossen werden, wenn sie sich aus folgenden Gründen während der­
Ausbildung zur Ausübung des Hebammenberufes als untauglich erweisen: 
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Geltende Fassung 

§ 3. (2) Das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
hat unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse des Hebammenberufes durch 
Verordnung nähere Vorschriften über die Einrichtung der Bundeshebammen­
lehranstalten, den Unterricht an denselben, die Voraussetzungen für die 
Aufnahme in die Anstalt, die Dauer und den Umfang der Aus- und Fortbildung, 
den Lehrplan, die Abhaltung der Diplom-und Ergänzungsprüfungen und die 
Entrichtung von Prüfungs taxen zu erlassen. 

Vorgeschlagene Fassung 

1. wegen einer rechtskraftigen Verurteilung solcher strafrechtlicher Verfehlun­
gen, die eine verläßliche Berufsausübung nicht erwarten lassen, oder 

2. wegen schwerwiegender Pflichtverletzungen im Rahmen der theoretischen 
oder praktischen Ausbildung oder wegen schwerwiegender Verstöße gegen 
die Akademieordnung, die eine verläßliche Berufsausübung nicht erwarten 
lassen. 

(2) Über den Ausschluß entscheidet die Aufnahmekommission gemäß § 30. 

(3) Vor Beschlußfassung über den Ausschluß ist 
1. die leitende Sanitäts beamtin/ der leitende Sanitätsbeamte zu hören und 
2. der/dem Betroffenen Gelegenheit zur Rechtfertigung vor der Kommission 

zu geben. 

§ 32. Nähere Bestimmungen über den Lehrbetrieb, den Lehrplan, den 
Mindestumfang des theoretischen und praktischen Unterrichts, die fachlichen 
Voraussetzungen und Aufgaben der Akademieleitung sowie des erforderlichen 
Lehrpersonals sind vom Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumen­
tenschutz unter Bedachtnahme auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
Erfahrungen der Hebammenkunde sowie der Ausbildungs- und Berufsanforde­
rungen durch Verordnung festzulegen. Hiebei sind insbesondere auch die 
Ausbildungsbedingungen festzulegen. Die Ausbildungszeit ist so zu begrenzen, 
daß sie die jeweils gesetzlich festgelegte Normalarbeitszeit nicht überschreitet. 

Anrechnungen 

§ 33. (1) Haben Studierende einer Hebammenakademie bereits erfolgreich 
Prüfungen im Rahmen der Ausbildung in den Krankenpflegefachdiensten oder in 
den gehobenen medizinisch-technischen Diensten oder im Rahmen eines 
Universitätsstudiums vor nicht mehr als fünf Jahren abgelegt, so sind die 
erwähnten Prüfungen auf die abzulegenden Prüfungen durch die Direktorin/den 
Direktor der Hebammenakademie insoweit anzurechnen, als sie nach 
entsprechendem Inhalt und Umfang gleichwertig sind. Die Anrechnung befreit 
von der Ablegung der Prüfungen aus den jeweiligen Fächern und von -der 
Verpflichtung zur Teilnahme am theoretischen und praktischen Unterricht der 
jeweiligen Fächer. 

(2) Eine Anrechnung von Prüfungen auf die Diplomprüfung ist nicht zulässig. 
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Geltende Fassung 

(vgl. §§ 16-28 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

Prüfungen - Prüfungskommission 

§ 34. (1) Während der gesamten Ausbildungszeit hat sich das Lehrpersonal 
laufend vom Ausbildungserfolg der Studierenden zu überzeugen. Zur Beurteilung 
des Ausbildungserfolges im Rahmen der theoretischen Ausbildung sind durch das 
Lehrpersonal Prüfungen abzuhalten. Am Ende des jeweiligen Ausbildungsjahres 
ist darüber ein Zeugnis auszustellen. 

(2) Nach Abschluß der Gesamtausbildung ist eine kommissionelle Diplomprü­
fung von einer Prüfungskommission zur Feststellung darüber abzulegen, ob sich 
die/ der Studierende die für die Ausübung des Hebammenberufes erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten angeeignet hat und in der Lage ist, die berufliche 
Tätigkeit selbständig und fachgerecht auszuführen. 

(3) Die Prüfungskommission gemäß Abs. 2 setzt sich zusammen aus 
1. der leitenden Sanitätsbeamtin/dem leitenden Sanitätsbeamten des Landes 

oder deren Stellvertreterin/ dessen Stellvertreter (Vorsitz), 
2. einer V ertreterin/ einem Vertreter des Rechtsträgers der Hebammenakade­

mie, 
3. der Direktorin/ dein Direktor der Hebammenakademie oder deren 

Stellvertreterin/ dessen Stellvertreter, 
4. der medizinisch-wissenschaftlichen Leiterin/dem medizinisch-wissenschaft­

lichen Leiter der Hebammenakademie oder deren Stellvertreterin/ dessen 
Stellvertreter, 

5. dem Lehrpersonal der entsprechenden Diplomprüfungsfächer und 
6. den Lehrhebammen des letzten Ausbildungsjahres. 

(4) Bei Verhinderung der Kommissionsmitglieder gemäß Abs. 3 Z 5 oder 6 h'it 
die Direktorin/der Direktor der Hebammenakademie für diese eine Stellvertre­
tung zu bestimmen. 

(5) Die Kommission ist beschlußfähig, wenn alle Kommissionsmitglieder von 
der Direktorin/dem Direktor der Hebammenakademie ordnungsgemäß geladen I 

wurden und neben der! dem Vorsitzenden oder deren Stellvertreterin/ dessen 
Stell~ertreter mindestens drei weitere Kommissionsmitglieder oder deren/dessen 
Stellvertretung anwesend sind. Die Kommission entscheidet mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der! des 
Vorsitzenden. 
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Geltende Fassung 

(vgl. § 2S Heba.mmen-Au~biJdungsordnung) 

III. Fortbildungskurse. 

§ 11. (1) Jede Hebamme hat alle fünf Jahre an der vom Landeshauptmann jenes 
Bundeslandes, in welchem sie sich niedergelassen hat, zu bezeichnenden 
Bundeshebammenlehranstalt einen Fortbildungskurs zu besuchen. In diesem Kurs 
ist auch für den Unterricht in der Säuglingspflege, in der Mutterschafts-, 
Säuglings- und Jugendfürsorge sowie im Sozialversicherungswesen Vorsorge zu 
treffen. Von der Verpflichtung zur Teilnahme am Fortbildungskurs sind 
Anstaltshebammen, die an einer der im § 2 Abs. 1 genannten Anstalten oder an 
Bundeshebammenlehranstalten tätig sind, sowie Hebammen, die das 55. Lebens­
jahr überschritten und bereits drei Fortbildungskurse mit Erfolg besucht haben, 
befreit. 

(2) Hebammen, die bei der Ausübung ihres Berufes Mängel erkennen lassen, 
eine auffallende Unwissenheit an den Tag legen oder die Anwendung 
anerkannter neuer Methoden vermissen lassen, sind von der Bezirksverwalnings­
behörde zum Besuch eines Fortbildungskurses schon vor Ablauf der festgesetzten 
Zeit zu verhalten. Der Besuch eines Fortbildungskurses ist ferner erforderlich, 
wenn nach einer mehr als zweijährigen Berufsunterbrechung die Wiederauf­
nahme der Berufsausübung als Hebamme angestrebt wird. 

(3) Für die Dauer der Verhinderung der Berufsausübung einer" Hebamme, die 
zum Besuch eines Fortbildungskurses verhalten ist, hat die Bezirksverwaltungsbe­
hörde erforderlichenfalls für die Erreichbarkeit des Hebammenbeistandes 
Vorsorge zu treffen. 

Vorgeschlagene Fassung 

Diplom 

§ 35. Personen, die die Diplomprüfung mit Erfolg abgelegt haben, erhalten ein 
Diplom, in dem die Berufsbezeichnung "Hebamme" anzuführen ist. 

§ 36. Nähere Vorschriften über die Art und Durchführung der Prüfungen, die 
Anrechnungvon Prüfungen, die Antrittsvoraussetzungen für die Diplomprüfung, 
die Wertung der Prüfungsergebnisse, die Voraussetzungen, unter denen eine 
Prüfung oder ein Ausbildungsjahr wiederholt werden kann, die Anzahl der 
Wiederholungsmöglichkeiten sowie über die Form und den Inhalt der 
auszustellenden Zeugnisse und des Diploms sind vom Bundesminister für 
Gesundheit; Sport und Konsumentenschutz durch Verordnung zu erlassen. 

5. Abschnitt 

Fortbildung -.j:>. 
a--

Q.. 
n> .., § 37. (1) Zur Vertiefung der in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse und 

Fertigkeiten und zur Information über die neuesten Entwicklungen und 
Erkenntnisse der Hebammenkunde sowie der medizinischen Wissenschaft sind ~ 
Personen, die gemäß § 10 zur Ausübung des Hebammenberufes berechtigt sind, ~ 
verpflichtet, in Abständen von fünf Jahren Fortbildungskurse im Ausmaß von fünf" g 
Tagen zu besuchen. Der Besuch eines Fortbildungskurses ist weiters nach einer 
mehr als zweijährigen Berufsunterbrechung verpflichtend. 

(2) Die Fortbildungskurse sind, sofern nicht die Erreichung des Ausbildungs­
zieles anderes erfordert, am Sitz einer Hebammenakademie oder in 
geburtshilflichen Abteilungen von Schwerpunkt- und Zentralkrankenanstalten 
unter Bedachtnahme auf einen geordneten, zweckmäßigen Kursbetrieb 
einzurichten. " 

(3) Fortbildungskurse sind dem Landeshauptmann mindestens sechs Wochen 
vor Beginn anzuzeigen. Dieser hat die Abhaltung eines Kurses binnen sechs 
Wochen nach Anzeige zu untersagen, wenn die sachlichen und fachlichen 
Voraussetzungen für die Vermittlung einer den Berufserfordernissen entspre­
chenden Fortbildung nicht gewährleistet sind. 

(4) Für die Durchführung der Fortbildungskurse hat das Österreichische 
Hebammengremium zu sorgen. a-­-
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Geltende Fassung 

(4) In welcher Art der Erfolg des besuchten Fortbildungskurses nachzuweisen 
ist, wird durch die Unterrichtsordnung bestimmt. 

(5) Für den infolge Teilnahme an einem Fortbildungskurs entstehenden Ausfall 
an Berufseinkommen ist auf Antrag eine Entschädigung aus Bundesmitteln zu 
gewähren. Die Höhe dieser Entschädigung hat dem Eineinhalbfachen des 
Betrages zu entsprechen, der von den Trägern der Krankenversicherung für eine 
Hausentbindung bei Entfernungen bis zu zwei Kilometer geleistet wird. Der 
Antrag auf Gewährung einer Entschädigung ist bis längstens zwei Wochen nach 
Beendigung des Fortbildungskurses bei der für den Ort der Niederlassung 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde einzubringen. Die Bezirksverwaltungs­
behörde hat über den Antrag unverzüglich zu entscheiden. 

(vgl. §§ 29 und 30 Hebammen-Ausbildungsordnung) 

(vgl. § 3 Hebammen-Ausblldungsordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

(5) Die regelmäßige Teilnahme ist vom Österreichischen Hebammengremium 
im Fortbildungspaß zu bestätigen. 

(6) Das Österreichische Hebammengremium kann absolvierte fachspezifische 
Kurse unter der Voraussetzung der Gleichwertigkeit anrechnen und eine 
entspreche~de Bestätigung im Fortbildungspaß ausstellen. 

(7) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz hat 
durch Verordnung nähere Bestimmungen über Form und Inhalt des 
Fortbildungspasses festzulegen. 

Sonderausbildung 
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§ 38. (1) Hebammen können zur Erlangung zusätzlicher, für die Ausübung von· 0-

Lehr- und Führungsaufgaben erforderlicher Kenntnisse und Fertigkeiten ~ 
Sonderausbildungskurse besuchen, die für O;j 

1. diplomierte Krankenpflegepersonen gemäß dem Krankenpflegegesetz oder ~ 
2. Angehörige der gehobenen medizinisch-technischen Dienste gemäß dem ~ 

MTD-Gesetz oder ::s 
3. für Hebammen 

eingerichtet werden. 

(2) Die Abhaltung eines Sonderausbildungskurses gemäß Abs. 1 Z 3 bedarf der 
Bewilligung des Landeshauptmannes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die 
Voraussetzungen für die Vermittlung der für die Lehr- und Führungsaufgaben 
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten gewährleistet sind. 

(3) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes gemäß Abs. 2 ist eine Berufung 
nicht zulässig. 

(4) Nach Abschluß eines Kurses gemäß Abs. 1 Z 3 ist eine kommissionelle 
Prüfung abzunehmen. Über die erfolgreich abgelegte Prüfung ist ein Zeugnis 
auszustellen. 

(5) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz kann 
durch Verordnung nähere Vorschriften über den Lehrplan und die Abhaltung der 
Kurse unter Bedachtnahme auf einen geordneten und zweckmäßigen Kursbetrieb 
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Gel t end e 'F ass u n g 

IV. Hebammengremien. 

§ 12. (1) Zur Wahrung des Ansehens des Hebammenstandes, der Forderung 
der wirtschaftlichen Lage derselben und der Vertretung der gemeinsamen 
Angelegenheiten der Hebammen wird in jedem Bundesland ein Hebammengre­
mium errichtet, welches - sofern durch Verordnung nichts anderes bestimmt 
wird - in der Landeshauptstadt seinen Sitz hat. Alle Hebammen des Landes 
gehören dem Gremium als Mitglieder an und wählen aus ihrer Mitte nach dem 
Grundsatz der Verhältniswahl einen fünf- bis neungliedrigen Gremialausschuß, 
der durch fünf Jahre die Geschäfte zu führen hat. 

(2) Die Hebammengremien sind berufen, über Aufforderung der Behörden in 
Fragen des Hebammenwesens gutächtliche Äußerungen zu erstatten; insbeson­
dere hat die Bezirksverwaltungsbehörde vor Erlassung von Verfügungen nach § 1 
Abs. 5, § 2 Abs. 3, § 5 Abs. 2 und § 9 unter Festsetzung einer angemessenen Frist 
den Hebammengremien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Wird das 
Gutachten nicht innerh~lb der festgesetzten Frist erstattet, so entfällt für die 
Behörde die Verpflichtung, es abzuwarten. 

(3) Die Hebammengremien können für ihre Mitglieder und deren Angehörige 
Wohlfahrtseinrichtungen einführen. 

(4) Die näheren Bestimmungen über den Wirkungskreis und die 
Geschäftsführung des Hebammengremiums, dessen Gebarung und Rechnungsle­
gung, über die Art der Vertretung nach außen, über die Rechte und Pflichten der 
Gremialmiq~lieder und über die Zusammensetzung und Wahl des Gremialaus-

Vorgeschlagene Fassung 

sowie über die Durchführung der PrUfungen, die Prüfungskommission, die 
Wertung der Prüfungsergebnisse und über die Voraussetzungen, unter denen 
eine Prüfung wiederholt werden kann sowie über Form und Inhalt der 
auszustellenden Prüfungszeugnisse erlassen. 

(6) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz kann 
durch Verordnung feststellen, daß Hochschullehrgänge gemäß § 18 Allgemeines 
Hochschul-Studiengesetz, BGBI. Nr. 177/1966, in der jeweils geltenden Fassung 
oder Lehrgänge gemäß § 40 a leg. eit. den gemäß Abs. 1 Z 3 eingerichteten 
Sonderausbildungskursen gleichgehalten sind, sofern sie die Vermittlung einer 
die Erfordernisse des Hebammenberufes berücksichtigenden ausreichenden 
Ausbildung gewährleisten. 

6. Abschnitt 

Österreichisches Hebammengremium 

§ 39. (1) Die Vertretung der Interessen der Hebammen obliegt dem 
"Österreichischen Hebammengremium" . Dieses hat seinen Sitz in Wien und führt 
Landesgeschäftsstellen in den Bundesländern. 

(2) Das Österreichische Hebammengremium ist eine Körperschaft öffentlichen 
Rechts. Es ist berechtigt, das Bundeswappen mit der Aufschrift "Österreichisches 
Hebammengremium" zu führen. 

(3) Die Landesgeschäftsstellen des Österreichischen Hebammengremiums 
haben in ihre Aufschrift einen auf ihren Wirkungskreis hinweisenden Zusatz 
aufzunehmen. 
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Geltende Fassung 

schusses werden durch Verordnung ,des Bundesministeriums für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz erlassen. Innerhalb der grundsätzlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung sind für jedes Hebammengremium besondere 
Satzungen zu entwerfen, die der Genehmigung der Landesregierung unterliegen. 

(5) Zur Deckung der mit dem Gremialbetriebe verbundenen Gelderfordernisse 
können den Mitgliedern bei Erlangung der Niederlassungsbewilligung oder bei 
der Anstellung an einer öffentlichen Gebäranstalt Aufnahmegebühren und 
laufende Jahresbeiträge vorgeschrieben und von ihnen im Verwaltungswege 
eingehoben werden. Die Höhe dieser Beiträge wird durch die Satzungen 
bestimmt. 

(6) Solange in einem Bundesland ein Hebammengremium nicht besteht, finden 
die Vorschriften dieses Bundesgesetzes, die eine Anhörung eines Hebammengre­
miums vorsehen, keine Anwendung. 

(vgl. die Verordnung betreffend die Errichtung von Hebammengremien, BGBl. 
Nr.15111947) 

Vorgeschlagene Fassung 

Wirkungskreis 

§ 40. (1) Das Österreichische Hebammengremium nimmt die gemeinsamen 
beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Belange der in Österreich tätigen 
Hebammen wahr, überwacht die Erfüllung der Berufspflichten der Hebammen 
und sorgt für die Wahrung des Berufsansehens des Hebammenstandes. 

(2) Das' Österreichische Hebammengremium hat insbesondere folgende 
Aufgaben: . 

1. Führen eines Verzeichnisses aller zur Berufsausübung in Österreich 
berechtigten Hebammen (Hebammenregister) ; 

2. Ausstellen von Hebammenausweisen gemäß § 16; 
3. Ausstellen der Bescheinigungen gemäß § 21 Abs. 4; 
4. Erstellen von Richtlinien für die Veranstaltung von Fortbildungskursen 

gemäß § 37 sowie Sorgetragung für deren Durchführung; . 
5. Erstellen von Dokumentationsrichtlinien für freiberuflich tätige Hebammen; 
6. Zurverfügungstellen von Informationen über sanitätsrechtliche Vorschriften 

an Hebammen aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, die ihren Beruf in 
Österreich ausüben; 

7. Erstatten von Berichten, Gutachten und Vorschlägen in allen Fragen des 
Hebammenwesens über' Aufforderung der Behörden, Erstatten von 
Stellungnahmen über Entwürfe von Gesetzen, Verordnungen und anderen 
Vorschriften, die den Hebammenstand berühren; 
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Geltende Fassung 

<.n 

Vorgeschlagene Fassung 

8. Abschluß von Verträgen zur Regelung der Beziehungen der Hebammen zu 
den Trägern der Sozialversicherung; 

9. Dokumentation über die Fortbildung der Hebammen. 

(3) Das Österreichische Hebammengremium hat alljährlich bis spätestens 
30. Juni eines jeden Jahres dem Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz Berichte sowie Vorschläge zur Behebung wahrgenommener 
Mängel zu erstatten. 

(4) Das Österreichische Hebammengremium ist im Sinne des Datenschutzge­
setzes, BGBI. Nr. 565/1978, in der jeweils geltenden Fassung zur Ermittlung und 
Verarbeitung von persönlichen berufsbezogenen Daten der Hebammen 
ermächtigt. Eine Weitergabe dieser Daten ist untersagt. 

Verhältnis zu Behörden und zur Sozialversicherung 

§ 41. (1) Die Behörden, Kammern und sonstige zur Vertretung von 
Standesinteressen berufenen Körperschaften öffentlichen Rechts sowie die 
Träger der Sozialversicherung haben innerhalb ihres Wirkungsbereiches dem 
Österreichischen Hebammengremium auf Verlangen die zur Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu erteilen und sie in ihrer Wirksamkeit 
zu unterstützen. Das Österreichische Hebamrriengremium ist gegenüber diesen 
Einrichtungen zu dem gleichen Verhalten verpflichtet. 

(2) Gesetzes- und Verordnungsentwürfe, die Interessen berühren, deren 
Vertretung dem Österreichischen Hebammengremium zukommt, sind dem 
Österreichischen Hebammengremium unter Einräumung einer angemessenen 
Frist zur Begutachtung zu übermitteln. 

Mitgliedschaft 

§ 42. (1) Dem Österreichischen Hebammen.~remium gehören, vorbehaltlich 
Abs. 7, alle Hebammen an, die ihren Beruf in Osterreich ausüben. 

(2) Hebammen haben sich spätestens drei Tage nach Beginn ihrer 
Berufstätigkeit beim Österreichischen Hebammengremium unter Vorlage ihres 
Qualifikationsnachweises gemäß §§ 11 und 13 oder einer beglaubigten Abschrift 
oder der Bestätigung gemäß § 12 Abs.6 sowie eines Nachweises über die 
gesundheitliche Eignung und eines Nachweises über die Vertrauenswürdigkeit 
für die Eintragung in das Hebammenregister anzumelden. Die Nachweise über 
die gesundheitliche Eignung und die Vertrauenswürdigkeit dürfen bei ihrer 
Vorlage nicht älter als drei Monate sein. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Erfolgt die Anmeldung bei einer Landesgeschäftsstelle, hat diese eine Kopie 
der in Abs. 2 genannten Nachweise dem Österreichischen Hebammengremium 
mindestens einmal monatlich zu übermitteln. 

(4) Das Österreichische Hebammengremium hat den Landeshauptmann 
darüber zu informieren, wenn bei Hebammen die für die Berufsausübung 
erforderlichen Voraussetzungen gemäß § 10 nicht oder nicht mehr vorliegen. 

(5) Die Mitgliedschaft erlischt 
1. durch dauernden und zeitweiligen Verzicht auf die Berechtigung zur 

Ausübung des Hebammenberufes oder 
2. bei Zurücknahme der Berechtigung zur Berufsausübung (§ 22) oder 
3. durch Tod. 

(6) Der Verzicht wird frühestens im Zeitpunkt des Einlangens der Meldung 
beim Österreichischen Hebammengremium wirksam. 

(7) Hebammen, die auf die Berechtigung zur Ausübung des Hebammenberufes 
verzichten, können sich bei der Landesgeschäftsstelle ihres Wohnsitzes als 
außerordentliche Mitglieder eintragen lassen. 

(8) Staatsangehörige einer Vertragspartei des EWR-Abkommens, die den 
Hebammenberuf gemäß § 21 vorübergehend in Österreich ausüben, sind vom 
Erfordernis der Mitgliedschaft befreit. . 

Pflichten und Rechte der Mitglieder 

§ 43. (1) Die Mitglieder des Österreichischen Hebammengremiums sind 
verpflichtet, die von diesem im Rahmen seines gesetzlichen Wirkungskreises 
gefaßten Beschlüsse zu befolgen sowie die in der Beitragsordnung festgesetzten 
Beiträge zu leisten. 

(2) Die Mitglieder des ÖsterreichischenHebammengremiums sind verpflichtet,· 
diesem jede im Zusammenhang mit ihrer Berufsausübung stehende Veränderung 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Die Mitglieder des Österreichischen Hebammengremiums sind berechtigt, 
gemäß diesem Bundesgesetz den Gremialvorstand zu wählen und zu 
Vorstandsmitgliedern gewählt zu werden. 

(4) Die Mitglieder des Österreichischen Hebammengremiums genießen den 
Anspruch auf die Wahrung ihrer beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen 
Interessen durch das Österreichische Hebammengremium. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Satzung, Geschäftsordnung' und Beitragsordnung 

§ 44. (1) Nähere Bestimmungen über die Einrichtung und den Wirkungsbe­
reich des Österreichischen Hebammengremiums und ihrer Organe sind im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes durch Satzung festzulegen. 

(2) Die Geschäftsführung des Österreichischen Hebammengremiums ist durch 
eine Geschäftsordnung festzulegen. 

(3) Die Aufbringung der Mittel ist durch eine Beitragsordnung festzulegen. 

Organe des Österreichischen Hebammengremiums 

§ 45. Die Organe des Österreichischen Hebammengremiums sind 
1. die Hauptversammlung, 
2. der Gremialvorstand, 
3. das Präsidium, 
4. die Landesgeschäftsstellen. 

Hauptversammlung 

§ 46. (1) Die Hauptversammlung setzt sich aus den wahlberechtigten 
Mitgliedern des Österreichischen Hebammengremiums zusammen. 

(2) In der Satzung kann angeordnet werden, daß die Besorgung der der 
Hauptversammlung zugewiesenen Angelegenheiten einer Delegiertenversamm­
lung der Hauptversammlung überlassen werden kann. In diesem Fall ist in der 
Satzung die Zahl der Delegierten zu bestimmen und ihre Wahl unter Beachtung 
der in § 48 angeführten Grundsätze zu regeln. 

(3) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt die Präsidentin/der Präsident 
oder die Vizepräsidentin/ der Vizepräsident. 

(4) Die Hauptversammlung ist mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Sie 
faßt· ihre Beschlüsse, vorbehaltlich Abs. 6, mit einfacher Stimmenmehrheit der 
Anwesenden. Die/der Vorsitzende stimmen nur bei Stimmengleichheit mit. In 
diesem Fall gibt ihre/seine Stimme den Ausschlag. 

(5) Die Hauptversammlung ist beschlußfähig, wenn außer der/dem 
Vorsitzenden mindestens ein Drittel der wahlberechtigten Mitglieder anwesend 
ist. Bleibt die Hauptversammlung beschluß unfähig, sind die erschienenen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Stimmberechtigten nach Ablauf einer Wartestunde berechtigt, über die 
vorliegende Tagesordnung gültig zu beraten und zu beschließen. 

(6) Beschlüsse der Hauptversammlung betreffend Festsetzung der Satzung, der 
Geschäftsordnung, der Beitragsordnung sowie hinsichtlich der Antragstelfung 
wegen Änderung der Wahlordnung bedürfen der Zweidrittelmehrheit der 
Anwesenden. 

(7) Über Verlangen von mindestens einem Viertel der Mitglieder ist innerhalb 
von vierzehn Tagen eine außerordentliche Hauptversammlung einzuberufen. Zur 
Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung ist auch die Präsiden­
tin/ der Präsident sowie der Vorstand berechtigt. 

(8) Zum Wirkungskreis der Hauptversammlung gehören insbesondere 
1. die Festsetzung der Satzung, Geschäftsordnung und Beitragsordnung ; 
2. die Beschlußfassung über Anträge zur Änderung der das Wahlverfahren 

regelnden Verordnung; 
3. die Genehmigung des Jahresvoranschlages und des Rechnungsabschlusses; 
4. die Errichtung und Förderung gemeinsamer wirtschaftlicher Einrichtungen 

sowie von Wohlfahrts- und Unterstützungseinrichtungen; 
5. die Beschlußfassung über Rahmenverträge mit den Sozialversicherungsträ­

gern. 

Gremialvorstand 

§ 47. (1) Der Gremialvorstand besteht aus den gemäß § 48 gewählten 
Vorstandsmitgliedern. 

(2) Die Beschlüsse des Gremialvorstandes werden, soweit dieses Bundesgesetz 
oder die Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt, mit einfacher Stimmenmehr­
heit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der! des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

(3) In den Wirkungskreis des Gremialvorstandes fallen alle Angelegenheiten, 
die durch dieses Bundesgesetz oder durch die Satzung keinem anderen Organ 
ausdrücklich zugewiesen sind. . 

(4) In der Satzung ist die Bildung eines geschäftsführenden Ausschusses des 
Gremialvorstandes und dessen Wirkungskreis zu regeln. 

0'-
00 

-~ 
0'-

0-
(1) ... 
t;d 
~. 
j;) 

aQ 
(1) 

::l 

1461 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
68 von 103

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Wahlbestimmungen 

§ 48. (1) Die Vorstandsmitglieder werden auf Grund des gleichen, 
unmittelbaren, geheimen und persönlichen Wahlrechts der Wahlberechtigten für 
die Dauer von fünf Jahren gewählt. Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben. 

(2) Gewählt wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl. Auf hundert 
Wahlberechtigte entfällt ein Vorstandsmandat, doch hat jedes Bundesland 
mindestens ein Vorstandsmitglied zu entsenden. Auf Reste über fünfzig 
Wahlberechtigte innerhalb eines Bundeslandes entfällt gleichfalls ein Mandat. 

(3) Hebammen sind in dem Bundesland wahlberechtigt, in dem sie ihren Beruf 
ausüben. 

(4) Wählbar sind alle wahlberechtigten Mitglieder. 

(5) Nähere Bestimmungen über das Wahlverfahren, insbesondere über die 
Ausschreibung der Wahlen, die Erfassung und Verzeichnung der Wahlberechtig­
ten, die Wahlbehörden, die Wahlbewerbung, die Abänderung der Wahlzahl, das 
Abstimmungs- und Ermittlungsverfahren sowie über die Einberufung der 
gewählten Vorstandsmitglieder hat der Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz nach Anhörung des Österreichischen Hebammengremiums 
durch Verordnung zu erlassen. 

Präsidium 

§ 49. (1) Die Vorstandsmitglieder wählen aus ihrer Mitte in zwei gesonderten 
Wahlgängen das Präsidium. Im ersten Wahlgang ist die Präsidentin/der Präsident 
und im zweiten Wahlgang die Vizepräsidentin/der Vizepräsident zu wählen. Als 
gewählt gilt jene Person, die mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmeh auf sich vereinigt. 

(2) Erreicht keine der kandidierenden Personen die erforderliche Stimmen­
mehrheit, so hat zwischen jenen bei den Personen, die die meisten Stimmen auf 
sich vereinigt haben, eine Stichwahl stattzufinden. Ergibt die erste Abstimmung 
Stimmengleichheit, so entscheidet über die Frage, wer in die Stichwahl 
einzubeziehen ist, das Los. 

(3) Ergibt die Stichwahl zwischen den beiden Personen, die die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt haben, Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 
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Geltende Fassung 

I 

Vorgeschlagene Fassung 

(4) Die Präsidentin/der Präsident vertritt das Österreichische Hebammengre­
mium nach außen und leitet nach Maßgabe der Geschäftsordnung die gesamte 
Geschäftsführung. 

(5) Die Präsidentin/der Präsident ist Vorsitzende des Vorstandes. 

(6) Scheidet die Präsidentin/der Präsident oder die Vizepräsidentin/der 
Vizepräsident aus, so hat der Vorstand bis zur Neuwahl der Präsidentin/des 
Präsidenten oder der Vizepräsidentin/ des Vizepräsidenten eines seiner 
Mitglieder mit der Geschäftsführung zu betrauen. Die Neuwahl hat binnen vier 
Wochen zu erfolgen. 

(7) Nähere Bestimmungen über das Wahlverfahren sowie über die Einberufung 
der gewählten Vorstandsmitglieder hat der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz durch Verordnung zu erlassen. 

LandesgeschäftssteUen 

§ 50. (1) Den Landesgeschäftsstellen obliegt die Besorgung jener Geschäfte des 
Österreichischen Hebammengremiums, die sich nur auf den Wirkungskreis eines 
Bundeslandes beziehen .. 

(2) Nähere Bestimmungen über den Wirkungskreis der Landesgeschäftsstellen 
und ihrer Zusammensetzung sind durch Satzung festzulegen. 

Verschwiegenheitspflicht 

§ 51. Alle Organe und das gesamte Personal des Österreichischen 
Hebammengremiums sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Amtes bekanntgewordenen 
Tatsachen verpflichtet. Von dieser Verpflichtung kann der Bundesminister für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz entbinden, wenn dies im öffentlichen 
Interesse liegt. 

Deckung der Kosten - Gremialbeitrag 

§ 52. (1) Der Gremialvorstand hat alljährlich bis längstens 15. November den 
Jahresvoranschlag für das folgende Kalenderjahr aufzustellen. 

(2) Der Gremialvorstand hat alljährlich bis längstens 30. April jedes Jahres den 
Rechnungsabschluß für das abgelaufene Rechnungsjahr den beiden von der 
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Geltende Fassung 

VI. Behörden. 

§ 16. Die oberste Leitung des gesamten Hebammenwesens, ausgenommen die 
Angelegenheiten der Hebammengremien, obliegt dem Bundesministerium für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz. 

Vorgeschlagene Fassung 

Hauptversammlung bestellten Rechnungsprüfern vorzulegen. Diese haben den 
Rechnungsabschluß nach dessen Prüfung der Hauptversammlung vorzulegen. 

(3) Zur Bestreitung der finanziellen Erfordernisse für die Durchführung der im 
§ 40 dieses Bundesgesetzes angeführten und dem Österreichischen Hebammen­
gremium übertragenen Aufgaben, hat das Österreichische Hebammengremium 
von seinen Mitgliedern Gremialbeiträge einzuheben. 

( 4) Der Gremialbeitrag ist bei Hebammen, die ihren Beruf im Dienstverhältnis 
ausüben, vom Dienstgeber einzubehalten und spätestens bis zum 15. Tag nach 
Ablauf des Kalendermonates dem Österreichischen Hebammengremium 
abzuführen. 

(5) Der Gremialbeitrag ist unter Bedachtnahme auf die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Mitglieder des Österreichischen Hebammengremiums in 
der Beitragsordnung festzulegen. Die Beitragsordnung kann nähere Bestimmun­
gen vorsehen, daß Mitglieder des Österreichischen Hebammengremiums, die den 
Hebammenberuf nicht oder nicht ausschließlich im Dienstverhältnis ausüben, 
verpflichtet sind,. alljährlich bis zu einem in der Beitragsordnung zu 
bestimmenden Zeitpunkt schriftlich alle für die Errechnung des Gremialbeitrages 
erforderlichen Angaben zu machen und auf Verlangen die geforderten 
Nachweise für die Richtigkeit dieser Erklärung vorzulegen. Wird dieser 
Verpflichtung nicht zeitgerecht entsprochen, wird die Höhe des Gremialbeitrages 
auf Grund einer Schätzung festgelegt; bei der Schätzung ist auf alle für die 
Errechnung des Gremialbeitrages bedeutsamen Umstände Bedacht zu nehmen. 

(6) Rückständige Beiträge können durch politische Exekution eingetrieben 
werden. 

Aufsicht 

§ 53. (1) Das Österreichische Hebammengremium unterliegt der Aufsicht des 
Bundesministers für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz. 

(2) Die Satzung, die Geschäftsordnung, die Beitragsordnung, der Jahresvoran­
schlag und der Rechnungsabschluß bedürfen der Genehmigung des Bundesmini­
sters für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz kann 
gesetzwidrige Beschlüsse der Organe des Österreichischen Hebammengremiums 
aufheben. 
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Geltende Fassung 

V. Strafbestimmungen. 

§ 13. (1) Wer gewerbsmäßig, ohne die Befugnis zu besitzen, Schwangeren Rat 
erteilt oder geburtshilflichen Beistand leistet, obwohl die rechtzeitige Beiziehung 
einer befugten Hebamme möglich gewesen ist, oder in anderer Weise den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder den auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt, wird, sofern die Handlung nicht unter 
eine Bestimmung des allgemeinen Strafgesetzes fällt, von der Bezirksverwaltungs­
behörde mit Geld bis zu 3000 Schilling oder mit Arrest bis zu sechs Wochen 
bestraft. 

(4) Die Geldstrafen fließen, falls die bestrafte Person einem Hebammengre­
mium angehört, diesem, sonst aber dem Hebammengremium jenes Bundeslandes 
zu, in dem die strafbare Handlung begangen· wurde. 

§ 19. Jene Vorschriften über das Hebammenwesen, welche mit den 
Bestimmungen dieses Gesetzes im Widerspruch stehen, sowie die Verordnung des 

Vorgeschlagene Fassung 

7. Abschnitt 

Strafbestimmungen 

§ 54. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertre­
tung und ist mit einer Geldstrafe bis zu SO 000 S zu bestrafen, wer 

1. gewerbsmäßig eine Tätigkeit als Hebamme ausübt, ohne hiezu berechtigt zu 
sein, oder jemanden, der die Tätigkeit als Hebamme gewerbsmäßig ausübt, 
ohne hiezu berechtigt zu sein, zu einer derartigen Tätigkeit heranzieht; 

2. eine Tätigkeit unter der in diesem Bundesgesetz festgelegten Berufsbezeich­
nung (§ 1) ausübt oder eine solche ,Berufsbezeichnung führt, ohne hiezu 
berechtigt zu sein; 

3. durch Handlungen oder Unterlassungen den im 
§ 4 Abs. 1, 
§ 5, 
§ 6, 
§ 7 Abs. 1, 
§ 8 Abs. 1, 
§ 9, 
§ 10, 
§ 17 Abs. 1, 
§ 18, 
§ 19 Abs. 2,6 und 8, 
§ 20, 
§ 21 Abs. 1, 
§ 42 Abs. 2 oder 
§ 51 
enthaltenen Anordnungen und Verboten zuwiderhandelt; 

4. Anordnungen zuwiderhandelt, die in den auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen enthalten sind. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Geldstrafen fließen dem Österreich ischen Hebammengremium zu. 

iJbergangsbestimmungen 

§ 55. Die Verordnung betreffend Errichtung und Führung von Bundeshebam­
menlehranstalten sowie Ausbildung und Fortbildung an diesen Anstalten 
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Geltende Fassung 

Ministeriums des Innern vom 6. März 1854, RGBI. Nr. 57, treten außer Kraft. 
Die gesetzlichen Vorschriften über die Pflicht zur Anzeige und zur 
Zeugenaussage vor den Behörden bleiben unberührt. 

(vgl..§ 6 Hebammen-Dienstordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

(Hebammen-Ausbildungsordnung), BGBI. Nr. 443/1971, samt Anlagen 1 und 2 
gilt bis zum Ablauf des 31. Dezember 1995 als Gesetz und ist auf jene 
Ausbildungen anzuwenden, die nach dem Hebammengesetz 1963 begonnen 
wurden und bei Inkfafttreten dieses Bundesgesetzes noch nicht abgeschlossen 
sind. Diese Ausbildungen sind nach den bisher geltenden Bestimmungen 
fortzusetzen und abzuschließen. 

§ 56. (Grundsatzbestimmung) (1) Hebammenpraxen gelten nicht als 
Krankenanstalten im Sinne des Krankenanstaltengesetzes, BGBI. Nr. 111957. Sie 
bedürfen sowohl zu ihrer Errichtung wie auch zu ihrem Betrieb einer Bewilligung 
der Landesregierung. 

(2) Die Landesgesetzgebung hat nähere Bestimmungen über die Errichtung 
und den Betrieb von Hebammenpraxen, insbesondere über die erforderliche 
Sachausstattung sowie über die sanitären und hygienischen Voraussetzungen zu 
erlassen. Die zulässige Bettenhöchstzahl darf fünf nicht übersteigen. 

(3) Hebammen, denen eine Bewilligung zur Aufnahme von Schwangeren und 
Gebärenden in ihre Wohnung von der Bezirksverwaltungsbehörde auf Grund § 6 
der Hebammen-Dienstordnung, BGBI. Nr. 13111970, erteilt worden ist, können 
ihre Hebammenpraxen weiterführen und bedürfen keiner Bewilligung der 
Landesregierung gemäß Abs. 1. 

(4) Der Amtsarzt der Bezirksverwaltungsbehörde hat die Hebammenpraxis 
regelmäßig zu überprüfen, ob sie den sanitären und hygienischen Anforderungen 
entspricht. Entspricht die Hebammenpraxis nicht diesen Anforderungen, ist der 
Hebamme die Behebung der Mängel innerhalb einer angemessenen Frist 
aufzutragen. Werden die Mängel nicht fristgerecht behoben, ist die Bewilligung 
gemäß Abs. 1 oder 3 zurückzunehmen. 

§ 57. (Verfassungsbestimmung) Bis zur Erlassung der Ausführungsgesetze der 
Länder bleibt § 6 Abs.1 bis 4 der Hebammen-Dienstordnung, BGBI. 
Nr. 13111970, als Landesgesetz weiterhin in Geltung. 

§ 58. Die Bundeshebammenlehranstalten, die auf Grund des Hebammengeset­
zes 1963 errichtet wurden, gelten mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes als 
Hebammenakademien und bedürfen keiner Bewilligung durch den Landeshaupt­
mann gemäß § 25. . 

..... 
~ 
0'-

g-
.... 

1r. 
~ 
~ 
::l 

'.J 

"'" 

1461 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
73 von 103

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung 

VII. Übergangs- und Durchführungsbestimmungen. 

§ 17. (1) Die im Zeitpunkt des ursprünglichen Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes zur Praxis berechtigten Hebammen sind, sofern sie nicht als 
öffentlich bestellte Hebammen übernommen werden, als freipraktizierende 
Hebammen weiter zur Ausübung ihres Berufes berechtigt und haben im Falle der 
Fortführung ihres Berufes den Anspruch, die Niederlassungsbewilligung als 
freipraktizierende Hebammen zu erhalten. 

v 0 rg e s chi a gen e F ass U ng 

§ 59. Niederlassungsbewilligungen, die auf Grund des Hebammengesetzes 
1963 erteilt worden sind, gelten mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes als 
Bewilligungen für die freiberufliche Berufsausübung. 

§ 60. Die auf Grund der Verordnung betreffend die Errichtung von 
Hebammengremien, BGBI. Nr. 13/1926, wieder in Kraft gesetzt durch Art. II Z 2 
des Bundesgesetzes vom 18. Juni 1947, BGBI. Nr. 151, gewählten Vorsteherinnen 
der Hebammengremien und deren Stellvertreterinnen sowie die Ausschußmitglie­
der haben bis zur Neuwahl die Funktion des Gremialvorstandes (§ 47) und dessen 
Aufgaben wahrzunehmen. Sie haben aus ihrer Mitte mit einfacher Stimmenmehr­
heit eine Präsidentin und eine Vizepräsidentin, die provisorisch die Aufgaben des 
Präsidiums (§ 49) wahrzunehmen haben, binnen einem Monat nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu wählen. Eine Neuwahl hat spätestens innerhalb von zwei 
Jahren zu erfol~en. 

§ 61. (1) 75 vH des Vermögens der Landeshebammengremien sowie der 
bestehenden Wohlfahrtseinrichtungen der Landeshebammengremien fließen dem 
Österreichischen Hebammengremium zu und sind von diesem weiter zu 
verwalten. 

(2) Die Gremialbeiträge sind bis zur Festlegung der Beitragsordnung durch die 
Hauptversammlung (§ 46) in der Höhe einzuheben, die in den Satzungen der 
Landeshebammengremien auf Grund des Hebammengesetzes 1963 vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes festgelegt worden sind. 

Inkrafttreten 

§ 62. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 

(2) Das Hebammengesetz 1963 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1993 außer 
Kraft. 

(3) § 29 Abs. 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1996 außer Kraft. 

(4) Die Verordnung betreffend die Errichtung von Hebammengremien, BG BI. 
Nr. 13/1926, wieder in Kraft gesetzt durch Art. II Z 2 des Bundesgesetzes vom 
18. Juni 1947, BGBI. Nr. 151, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1996 a';1ßer Kraft. 
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Geltende Fassung 

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes - mit Ausnahme des 
Abschnittes N - ist das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Inneres 
betraut. 

§ 1. (4) Die Hebammen unterstehen der Bezirksverwaltungsbehörde, welche 
die Überwachung durch den Amtsarzt ausübt. 

(vgJ. §§ 16-18 Hebammen-Dienstordnung) 

Vorgeschlagene Fassung 

Vollziehung 

§ 63. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Gesundheit, SPOrt und Konsumentenschutz betraut. 

Entfällt. 
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76 1461 der Beilagen 

949 

BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 1970 Ausgegeben am 28. April 1970 33. Stück 

131. Verordnung: Hebammen-Dienstordnung 

181. Verordnung des Bundesministers für 
soziale Verwaltung vom 3. April 1970, be­
treffend eine Dienstordnung für Hebammen 

(Hebammen-Dienstordnung) 

Auf Grund des § 1 Abs. 8 des Hebammen­
gesetzes 1963, BGBL Nr. 3/1964, wird verordnet: 

I. TEIL 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Anmeldung der Hebamme 

§ 1. (1) öffentlich bestellte, freipraktizierende 
und an anderen als den im § 2 Abs. 1 des 
Hebammengesetzes 1963 genannten Anstalten an­
gestellte Anstaltshebammen haben sich vor An­
tritt ihrer Tätigkeit unter Vorweisung des 
Hebammendiploms und der Niederlassungsbewil­
ligung dem für ihren Standort zuständigen 

a) Amtsarzt, 
b) Bürgermeister, 
c) Gemeinde(Sprengel-, Distrikts-, Kreis)arzt 
d) Standesbeamten und 
e) bei der Bundespolizeibehörde, wenn ihr 

Standort im Zuständigkeits bereich einer 
solchen gelegen ist, 

vorzustellen. öffentlich bestellte und freiprakti­
zierende Hebammen haben dem Amtsarzt ferner 
die Hebammen-Dienstordnung sowie die im § 12 
genannten Gegenstände vorzuzeigen und ihm 
ihre genaue Wohnungsanschrift bekanntzugeben. 

(2) öffentlich" bestellte und freipraktizierende 
Hebammen" haben jede Änderung des Namens 
oder der Wohnungsanschrift sowie jede mehr als 
drei Tage dauernde Verhinderung dem Amtsarzt 
binnen 24 Stunden anzuzeigen. 

(3) Hebammen, die an einer der im § 2 Abs. 1 
des Hebammengesetzes 1963 genannten An­
stalten als Anstaltshebammen tätig sind, haben 
sich vor Antritt ihrer Tätigkeit unter Vor­
weisung des Hebammendiploms und des Be­
stellungsdekretes oder Dienstvertrages dem 
Amtsarzt vorzustellen. 

(4) Jede Hebamme hat sich ferner schriftlidl 
beim zuständigen Hebammengremium anzu-

melden. In der Anmeldung sind Name, Geburts­
datum, Wohnungsanschrift sowie die Daten des 
Hebammendiploms und der Niederlassungs­
bewilligung beziehungsweise des Bestellungs­
dekretes oder des Dienstvertrages anzugeben. 
Spätere Änderungen des Namens oder der 
Wohnungsanschrift sind dem Hebammen­
gremium unverzüglich bekanntzugeben. 

Berufsbezeichnung 

§ 2. (1) Die Hebamme hat sich bei Aus­
übung ihres Berufes ausschließlich der Berufs­
bezeichnung "Hebamme" ohne Beifügung von 
Zusätzen zu bedienen. 

(2) öffentlich bestellte und freipraktizierende 
Hebammen haben ihre Wohnung durch eine 
entsprechende äußere Bezeichnung kenntlich zu 
machen. 

Verbot der Werbung 

§ 3. Im Zusammenhang mit der Ausübung 
des Hebammenberufes ist der Hebamme jede 
Art der Werbung und Anpreisung verboten. 
Geschäftliche Ankündigungen in periodischen 
Druckschriften sind nur zur Anzeige der 
Wohnungsanschrift oder deren Änderung sowie 
der Dauer des Urlaubes gestattet. 

Wahrung des Standesansehens 

§ 4. Die Hebammenhaben durch ihr Verhalten 
gegenüber der Gemeinschaft, gegenüber Personen, 
denen sie Fachhilfe gewähren, und gegenüber 
den Berufskolleginnen das Ansehen ihres Standes 
zu wahren. 

Beistandspflicht 

§ 5. (1) Die Hebammen sind verpflichtet, nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Hebammen­
gesetzes 1963 (§ 10), dem an sie ergangenen Ruf 
nach Gewährung der Fachhilfe, unter der auch 
Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge zu ver-" 
stehen ist, nachzukommen; sie haben dafür zu 
sorgen, daß sie jederzeit zuverlässig erreicht 
werden können. Im Rahmen "der Beistandspflicht 
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darf die Fachhilfe auch Personen, die mit an­
steckenden oder ekelerregenden Krankheiten be­
haftet sind, nicht verweigert werden. 

(2) Im Rahmen der Berufsausübung sind die 
Hebammen verpflichtet, alle Schwangeren; Ge­
bärenden, Wöchnerinnen, Neugeborenen und 
Säuglinge, denen sie Hebammenbeistand leisten, 
ohne Unterschied der Person gewissenhaft zu 
betreuen. 

(3) Der Beistand bei der Geburt geht allen 
anderen Obliegenheiten vor. 

(4) Bei zeitlichem Zusammentreffen mehrerer 
Berufungen hat die Hebamme die Besuche ohne 
Unterschied der Person nach der. Reihenfolge 
der Berufungen zu machen. Ausgenommen sind 
dringende Fälle von Beistandsleistung,. die allen 
anderen vorzugehen haben; erforderlichenfalls 
sind die weniger dringenden Fälle einer anderen 
Beistandsmöglichkeit zuzuführen. 

Aufnahme von Schwangeren oder Gebärenden 
in die Wohnung der Hebamme 

§ 6. (1) Die Aufnahme von Schwangeren oder 
Gebärenden für Zwecke der Entbindung in die 
Wohnung der Hebamme ist, außer bei Gefahr 
im Verzuge, nur mit Bewilligung der Bezirks­
verwaltungsbehörde gestattet. 

(2) Eine Bewilligung gemäß Abs. list nur nach 
Maßgabe des Bedarfes. und nur dann zu erteilen, 
wenn vom sanitären und hygienischen Stand­
punkt dagegen keine Bedenken bestehen. In' einer 
solchen Bewilligung ist auch die Höchstbettenzahl 
festzulegen, die jedenfalls fünf nicht übersteigen 
darf. 

(3) Hebammen, die eine Bewilligung gemäß 
Ab!. 1 besitzen, haben jede Aufnahme einer 
Schwangeren oder Gebärenden unverzüglich 
schriftlich dem Amtsarzt zu melden. Die Auf­
nahme hat erst kurz vor der voraussichtlichen 
Entbindung zu erfolgen, wenn nicht besondere 
Umstände eine frühere Aufnahme erforderlich 
machen. In letzterem Fall ist in der Meldung auch 
der Grund für die vorzeitige Aufnahme anzu­
geben. 

(4) Wurde bei Gefahr im 'Verzuge eine Ent­
bindung in der Wohnung der Hebamme vorge­
noinmen, ist dies unverzüglich dem Amtsarzt 
anzuzeigen sowie im Tagebuch und im Geburten­
ausweis anzumerken. 

Berufsgeheimnis 

§ 7. (1) Die Hebammen sind zur Wahrung der 
ihnen in ihrer Berufseigenschaft anvertrauten 
oder bekannt gewordenen Geheimnisse der­
jenigen Personen verpflichtet, die ihre Berufs­
tätigkeit in Anspruch genommen haben. 

(2) Die in Abs. 1 vorgesehene Verpflichtung 
besteht nicht, wenn 

a) die durch die Offenbarung des Geheim­
nisses bedrohte Person die Hebamme von 
der Geheimhaltung entbunden hat, 

b) die Offenbarung des Geheimnisses nach 
Art und Inhalt durch Interessen der 
öffentlichen Gesundheitspflege oder der 
Rechtspflege gerechtfertigt ist, 

c) nam gesetzlichen Vorschriften eine Mel­
dung der Hebamme vorgeschrieben ist, 

d) Auskünfte an Träger der Sozialversicherung 
auf Grund vertraglicher Regelungen er­
forderlich sind. 

Anzeige strafbarer Handlungen 

§ 8. Die Hebammen sind verpflichtet, unver­
züglich der Sicherheitsbehörde Anzeige zu er:­
statten, wenn sich ihnen der begründete Ver­
dacht einer Kindestötung, Fruchtabtreibung, 
Kindesunterschiebung, Kindesweglegung oder 
einer anderen ähnlichen strafbaren Handlung 
ergibt. 

Anzeige eines Geburtsfalles 

§ 9. (1) Die Hebammen haben jeden Geburts­
fall innerhalb von 48 St\~nden nach der erfolgten 
Geburt der zuständigen Bezirksverwaltungs­
behörde und dem zuständigen Standesbeamten 
anzuzeigen. 

(2) In der Anzeige gemäß Abs. 1 sind als 
Geburtsfälle Lebendgeburten, Totgeburten, Fehl­
geburten und Frühgeburten zu' unterscheiden 
(§ 1 Abs.7 des Hebammengesetzes 1963). Die 
Anzeigen haben ferner mindestens zu enthalten: 

a) Ort, Tag und Stunde der Geburt des 
Kindes, 

b) Geschlecht des Kindes, 
c) Gewicht und Länge des Kindes unmittel­

bar nach der Geburt, 
d) ob ehelich oder unehelich, 
e) Vornamen und Familienname, Beruf, 

Wohnort, religiöses Bekenntnis, Ort und 
Tag der Geburt, Staatsangehörigkeit, 
Stand und Dienstgeber der Eltern:, Ort und 
Tag ihrer Eheschließung. 

(3)' Bei der Erstattung der Anzeigen gemäß 
Abs. 1 hat sich die Hebamme der dafür amtlich 
aufgelegten Drucksorten zu bedienen. 

(4) Von der Anzeige gemäß Abs. 1 ist eine 
Durchschrift anzufertigen, die für jene Person 
bestimmt ist, die nach den Bestimmungen des 
Personenstand5~esetzes zur Anzeige an den 
Standesbeamten verpflichtet ist. 

Nottaufe 

§ 10. Es ist der Hebamme verboten, ein Neu­
geborenes ohne Einwilligung der Eltern bezie-

77 
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hUngsweise ein unehefiches Neugeborenes ohne 
Einwilligung der Mutter der Nottaufe zu unter­
ziehen. 

Veranlassung der Totenbesch.au 

§ 11. Die Pflich.ten der Hebamme hinsich.tlich 
VeranlasS\lng der Totenbeschau bei Totgeburten, 
Fehlgeburten oder nach der Geburt verstorbenen 
Neugeborenen oder Säuglingen richten sich nach 
den land/!sgesetzlich.en Vorschriften über das 
Leich.en- und Bestattungswesen. 

Ausrüstung der Hebamme 

§ 12. (1) öffentlich. bestellte und freiprakti­
zierende Hebammen haben folgende Gegenstände 
zu besitzen: 

1. 200 Gramm eines, vom Amtsarzt vorge­
sch.riebenen Desinfektionsmittels in einem ge­
eigneten Behälter mit genauer Bezeich.nung des 
Inhaltes, der Konzentration und der vorge­
sch.riebenen Verdünnung;. 

2. 300 Gramm 70prozentigen, sterilisierten, 
unvergällten Alkohols in einem geeigneten 
Gefäß; 

3. ein Meßglas, 30 Gramm fassend, mit Teil­
strichen von 5 zu 5 Gramm; 

4. ein Behältnis mit flüssiger oder fester Seife; 
5. eine Nagelschere, vernickelt oder aus rost­

freiem Metall; 
6. eine:t Nagelreiniger init Feile, vernickelt 

oder aus rostfreiem Metall; 
7. zwei etwa 10 Zentimeter lange, 4 Zenti­

meter breite Nagelbürsten, von denen die eine 
die Aufschrift "Seife", die andere die Aufsch.rift 
"Desinfektion" trägt, jede in einem gesonderten 
Behältnis verwahrt; 

8. eine Uhr mit Sekundenzeiger; 
9. zwei weiße auskochbare Handtüch.er; 
10. zwei weiße Xrmelsch.ürzen, auskoc:hbar 

oder Einrnalwäsch.e, • die das ganze Kleid 'bedecken 
,und so beschaffen sind, daß die Arme bis zur 
Mitte des Oberarmes hinauf unbedeckt gehalten 
werden können, sowie eine weiße Operations­
schürze aus Gummi oder Kunststoff; 

11. zwei weiße Hauben, auskochbar oder Ein­
malwäsche, die das Haar zur Gänze bedecken; 

12. zwei Quadratmeter Unterlagsstoff aus 
Gummi oder Kunststoff; 

13. 200 Gramm \teimfreie Watte, ungefähr 
10 Zentimeter breit; 

14. drei Päckchen mit je 10 Stück keimfreien 
Mulltupfern von mindestens 10 mal 10 Zenti­
meter Größe; 

15. eine zerlegbare Nabelschnursch.ere mit ab­
gerundeten Enden, vernickelt oder aus rost­
freiem Metall; 

16. einen Vorrat an weißen, einen halben 
Zentimeter breiten, ungefähr 20 . Zentimeter 
langen Nabelschnurbändchen in einer ver­
nickelten oder verchromten Metallsch.ach.tel oder 
an Einmal-Nabelschnurklemmen; 

17. eine mit einem Ring zum Aufhängen ver­
sehene Spülkanne aus Nickel, vernickeltem 
Messing, Glas oder Kunststoff, ein Liter fassend, 
mit einem eineinhalb Meter langen dauerhaften 
Schlauch. zur Ausführung von Einläufen in den 
Mastdarm; 

18. ein Spülkännch.en aus Nickel, vernickeltem 
Messing, Glas oder Kunststoff, 100 Gramm 
(1110 Liter) fassend, mit einem seitlich.en Abfluß­
rohr und einem ein Meter langen, entsprech.end 
dünnen Sch.lauch zum Verabreichen von Ein­
läufen bei Säuglingen; 

19. zwei weiche Darmrohre, ein größeres für 
Erwach.sene, ein kleineres für Kinder; 

20. einen Vorrat an Frauen-Einmalkathetern 
in Originalpackung; 

21. ein dunkelfarbiges Tropffläsch.ch.en. 
10 Gramm fassend, das so beschaffen sein muß, 
daß die einzelnen Tropfen nur ganz langsam 
fallen, mit einprozentiger Lösung von. essig­
saurem Silber (argentum aceticum) oder drei 
Ampullen mit dieser Lösung; an deren Stelle 
kann ein vorn Amtsarzt vorgeschriebenes Anti­
bioticum verwendet werden; 

22. ein Glasfläschch.en mit 25 Gramm Xther­
Weingeist (Hoffmannstropfen) ; 

23. ein desinnzierbares Badethermometer und 
ein desinn.zierbares Körperthermometer, beide 
nach. Celsius eingeteilt;' 

24. ein desinn.zierbares Meßband mit Zenti­
metereinteilung in weißem Leinen- oder Kunst­
stoffsäckchen ; 

25. ein Hörrohr zum Abhorchen der Herztöne 
der Fruch.t; 

26. eine mindestens 20 Zentimeter lange, am 
unteren Ende breite, innen und außen glatte 
Woch.enbettpinzette, vernickelt oder aus rost­
freiem Metall, zum Entfernen der Vorlagen und 
Unterlagen im Woch.enbett; 

27. einen "Schleimsauger ; 

28. 50 Gramm reinstes Vaselin in Tuben; 

29. mindestens zwei Einmalspritzen mit 
2 Kubikzentimeter Fassungsvermögen mit Ein­
malkanüleri in Originalpackung; 

30. zwei Ampullen eines injizierbaren synthe­
tisch.en Oxytocinpräparates (2 I.E. enthaltend) 
und zwei Ampullen eines injizierbaren Mutter­
kornpräparates; 

31. eine Originalpackuns krampflösende 
Zäpfchen oder Tabletten; 
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32. zwei Paar Gummihandschuhe und einen 
Vorrat an sterilen Einmal-Handsdiuhen; 

33. zwei Gummifingerlinge mit Handschutz 
für rektale Untersuchungen in weißem Leinen-
oder KunststotIbeutel; . 

34. zwei Klemmen, vernickelt' oder aus rost­
freiem Metall, 14 bis 16 Zentimeter lang, zum 
Abklemmen der Nabelschnur bei dringender Ab­
nabelung; 

35. eine zerlegbare, an beiden Enden abge­
rundete Dammschnittschere, vernickelt oder aus 
rostfreiem Metall; 

36. einen Mundkeil aus Gummi oder zwei 
umwickelte Holzspateln; 

37. eine große nierenförmige Schale aus 
emailliertem Metall oder aus Kunststoff zur 
Säuberung der Geräte; 

38. eine Packung Teststreifen für Eiweiß- und 
Zudteruntersuchung des Harns; 

39. eine Schere mit aufgebogenen und abge­
rundeten Spitzen, zerlegbar, vernickelt oder aus 
rostfreiem Metall, zum Kürzen der Schamhaare 
oder ein auskochbarer Rasierapparat aus Metall 
mit Klingen; . 

40. zwei Mund und Nase deCkende Gesichts­
masken, auskochbar oder Einmalwäsche; 

41. einen vernickelten oder verchromten 
Beckenzirkel ; 

42. eine der durchschnittlichen ·Frequenz· von 
Entbindungen pro Woche entsprechende Anzahl, 
mindestens jedoch je fünf Stüdt Testkarten zur 
Erfassung von angeborenen Stoffwechselerkran­
kungen, wie zum Beispiel Phenylketonurie, 
Galaktosämie, Ahornsirupkrankheit und Histi­
dinämie, in Schutzhülle sowie Einmal-Lanzetten 
in steriler Umhüllung; 

43. ein an österreichischen Bundeshebammen-
lehranstalten verwendetes Lehrbuch; . 

44. das Tagebuch (Anlage 1); 

45, eine Milchpumpe mit Ersatzglasteil oder 
zwei Milchpumpen; 

46. eine Säuglingswaage; 
47. eine Personenwaage; 

48. einen Blutdruckmeßapparat und eIn 
Schlauchstethoskop. 

(2) Alle Flaschen, Schachteln und sonstigen 
Behältnisse und Verpackungen haben die Inhalts­
angabe in deutlich lesbarer, haltbarer Aufschrift 
zu tragen. 

(3) Die in Abs. 1 angeführten Instrumente 
sind in einer metallenen Kassette zu verwahren; 
diese Kassette sowie die übrigen in Abs. 1 Z. 1 
bis 45 angeführten Gegenstände sind in einer 
Tasche mit' möglichst auswechselbarem Futter 
unterzubringen. Verwendete Gegenstände dürfen 

erst nach vorschriftsmäßiger Reinigung und Des~ 
infektion wieder in die Kassette beziehungsweise 
Tasche gelegt werden. 

§ 1.3. (1) Die Hebamme hat alle in § 12 ange­
f,ührten Gegenstände stets vollständig und in 
ordnungsgemäßem Zustand bereitzuhalten; sie 
darf solche Gegenstände insbesondere nicht bei 
einer Person, der sie Fachhilfe gewährt, zurück­
lassen. 

(2) Die in § 12 Abs. 1 Z. 1 bis 44 angeführten 
Gegenstände hat die Hebamme bei jeder Beru­
fung, Milchpumpe, Säuglingswaage, Personen­
waage, Blutdruckmeßapparat und Schlauch­
stethoskop nur im Bedarfsfalle mitzunehmen. 

Bezug der Arznei-, Verband- und 
Desinfektionsmittel 

§ 14. Die Hebammen haben alle nach § 12 
Abs. 1 vorgeschriebenen Arznei-. Verband- und 
Desinfektionsmittel aus einer öffentlichen 
Apotheke zu beziehen und die Gebarung in 
einem Bezugsbuch festzuhalten. Wegen derVer­
schreibung rezeptpflichtiger Arzneimittel hat sich 
die Hebamme an den Amtsarzt, im Falle drin­
genden Bedarfes an einen praktischen Arzt oder 
einen Facharzt für Frauenheilkunde und Geburts­
hilfe zu wenden. 

Führung des Tagebuches 

§ 15. (1) öffentlich bestellte und freipraktizie­
rende Hebammen haben das Tagebuch bei jeder 
Berufung mitzunehmen, die Eintragungen sofort 
eigenhändig, wenn möglich noch in der Wohnung 
der Gebärenden, zu machen und es über Ver­
langen dem Amtsarzt sowie jenem Arzt, der 
zur Geburt beigezogen wurde, vorzuweisen. 

(2) Sind Berichtigungen notwendig, hat die 
Hebamme Streichungen so durchzuführen, daß 
der ursprüngliche Text leserlich bleibt; jede Be­
richtigung ist mit Datumsangabe zu versehen 
und von der Hebamme zu unterschreiben. 

(3) Die Tagebücher hat die Hebamme für 
andere unzugänglich aufzubewahren. .Stellt die 
Hebamme ihre Berufstätigkeit ein, sind die Tage­
bücher dem Amtsarzt abzuliefern. 

Führung des Geburtenausweises 

§ 16. öffentlich bestellte und freipraktizierende 
Hebammen haben die Aufzeichnungen aus dem 
Tagebuch zu Hause in die entsprechenden / 
Rubriken der Geburtenausweise (Anlage 2), mit' . 
dem Tagebuch völlig übereinstimmend, zu über­
tragen und die Geburtenausweise halbjährlich im 
Laufe der Monate Jänner und Juli dem Amtsarzt 
vorzulegen. Bis zur Ablieferung sind die 
Geburtenausweise für andere unzugänglich und 
geordnet aufzubewahren. . 
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Behördliche überwachung 

§ 17. (1) Die Hebammen unterstehen der 
Bezirksverwaltungsbehörde, welche die über­
wachung durch den Amtsarzt ausübt. 

(2) Diese überwamung wird insbesondere im 
Rahmen von Hebammenamtstagen ausgeübt. 

Hebam':l1enamtstage 

§ 18. (1) öffentlich bestellte und freipraktizi­
rende Hebammen haben an den vom Amtsarzt 
abgehaltenen Hebammenamtstagen regelmäßig, 
mindestens jedoch einmal jährlich, teilzunehmen. 
Jede Verhinderung wegen Krankheit oder aus 
anderen wimtigen Gründen ist dem Amtsarzt 
umgehend unter Angabe der Gründe zu melden. 

(2) Von der Teilnahme an einem Hebammen­
amtstag sind jene Hebammen befreit, die inner­
halb der letzten dem betreffenden Amtstag vor­
hergehenden zwölf Monate mit Erfolg einen 
Fortbildungskurs .besumt haben ode"r noch inner­
halb desselben Kalenderjahres an einem Fort­
bildungskurs teilzunehmen haben. 

(3) Die Belehrung der Hebammen im Rahmen 
der Hebammenamtstage hat praktisme Fragen 
betreffend Schwangerschaft, Geburt, Womenbett, 
Säuglingspflege und -fürsorge, das Verhalten bei 
gefahrdrohenden Zuständen sowie die in Betracht 
kommenden Rechtsvorsmriften zu umfassen. 
Ferner hat die Hebamme die in § 12 bezeimneten 
Gegenstände sowie die von ihr geführten 
Geburtenausweise dem Amtsarzt zur über­
prüfung auf Vollständigkeit und ordnungsgemäße 
Beschaffenheit vorzuweisen. 

(4) Tritt hiebei auffallende Unkenntnis an den 
Tag, ist die Hebamme im Sinne des § 11 Abs. 2 
des Hebammengesetzes 1963 von der Bezirks­
verwaltungsbehörde vorzeitig zum Besuch eines 
Fortbildungskurses zu verhalten. 

Fortbildung der Hebammen 

§ 19. (1) Die Hebammen sind nach Maßgabe 
der Bestimmungen des § 11 des Hebammen­
gesetzes 1963 zur Teilnahme an Fortbildungs-
kursen verpflichtet. . 

(2) Darüber hinaus haben sim die Hebammen 
über alle ihren Beruf betreffenden Vorsmriften 
stets auf dem laufenden zu halten und auf die 
Erhaltung und Vervollkommnung ihrer Kennt­
nisse und Fertigkeiten bedacht zu sein. 

11. TEIL 

VERHALTEN DER HEBAMME IM BERUF 

1. Hau p t s t ij c k 

Hygienevorsdtriften 

§ 20. (1) Die Hebamme hat innerhalb und 
außerhalb ihres Dienstes auf strengste Reinlich-

keit zu achten. Sie hat überdies alles zu ver­
meiden, was zu einer Infektion führen kann. 
Gärtnerische und landwirtsmaftlime Tätigkeiten 
sind jedenfalls zu unterlassen. 

(2) Die Hebamme hat insbesondere ihre Hände 
und Arme stets rein zu halten und vor allem 
auch vor kleinsten Verletzungen zu bewahren. 
Die Fingernägel müssen kurz geschnitten und 
abgerundet sein; Ringe dürfen im Dienst nicht 
an den Fingern getragen werden. 

(3) Hat die Hebamme ihre Hände oder ArIl1e 
auf eine Weise verunreinigt, daß eine Infektion 
nimt auszuschließen ist, hat sie sim sofort, auch 
wenn sie keinen Hebammenbeistand zu leisten 
hat, zu reinigen und zu desinfizieren; verun­
reInigte Wäsche und Kleidungsstücke der 
Hebamme. sind auszukochen oder in eine Des­
infektionsflüssigkeit (§ 22 Abs. 2) zu legen. 

§ 21. (1) Bei der Ausübung ihres Berufes hat 
die Hebamme die in § 12 Abs. 1 Z. 10 und 11 
angeführten Kleidungsstüdte anzulegen. 

(2) Bevor die Hebamme eine Person, der sie 
Beistand leistet, berührt oder äußerlich unter­
sucht, hat sie ihre Hände und Arme mit Seife 
und Bürste gründlich zu waschen. 

(3) Bevot: die Hebamme eine vaginale Unter­
sumung vornimmt oder Beistand bei der Geburt 
leistet, hat sie ihre Hände und Arme zu desinfi­
zieren und sterile Einmal-Handsmuhe anzulegen. 

(4) Nimmt die Hebamme im Verlaufe der 
Geburt eine vaginale Untersuchung oder eine 
der in § 26 Abs. 3 Z. 1 .bis 4 angeführten Ver­
rimtungen vor, hat sie jeweils unmittelbar vorher 
die Reinigung und Desinfektion der Hände und 
Arme "zu wiederholen und neuerlich sterile 
Einmal-Handschuhe anzulegen; das ~leiche gilt, 
wenn sie im Verlaufe der Geburt etwas Unreines 
oder nimt Desinfiziertes berührt hat. 

(5) Hat die Hebamme einer Person Beistand 
geleistet, die an einer Krebskrankheit, 
Geschlemtskrankheit oder an einer anderen an­
stedtenden Krankheit leidet, hat sie sich gemäß 
§ 20 Abs. 3 zu verhalten. 

§ 22. (1) Die Reinigung und Desinfektion der 
Hände und Arme hat die Hebamme auf soldte 
Art auszuführen, wie dies an den Hebammen­
lehranstalten gelehrt und geübt wird. 

(2) Zur Herstellung der Desinfektionsflüssig­
keit ist ein Desinfektionsmittel gemäß § 12 Abs. 1 
Z. 1 zu verwenden. Die Herstellung der Des­
infektionsflüssigkeit hat in der auf dem Behältnis 
angegebenen Konzentration zu erfolgen. 

(3) Die Verwendung anderer Desinfektions­
mittel, insbesondere von Sublimatpastillen, ist 
der Hebamme untersagt. 
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S 23. (1) Geräte und Instrumente sind vor 
und nach dem Gebrauch zu reinigen und zu 
desinfizieren. Verwendete Einmalgeräte sind un­
schädlich zu beseitigen. 

(2) Die Desinfektion der Handbürste, der 
Nabelschnurbändchen, der Katheter, aller 
metallenen und gläsernen Geräte und Instru­
mente sowie der weichen Darmrohre hat durch 
mindestens 20 Minuten dauerndes Auskomen 
in siedendem Wasser unter Zusatz eines Kaffee­
löffels Soda auf einen Liter in einem reinen 
Gefaß oder in der in § 12 Abs. 3 vorgeschrie­
benen Kassette zu erfolgen; die weichen Darm­
rohre sind gesondert auszukomen. Verunreinigte 
Thermometer sind mit Alkohol zu wasmen und 
in eine Desinfektionsflüssigkeit zu legen. 

§ 24. (1) Leidet die Hebamme an einer anzeige­
-pflichtigen Krankheit im Sinne des Epidemie­
gesetzes 1950, einer übertragbaren Krankheit im 
Sinne des Geschlechtskrankheitengesetzes, StGBl. 
Nr. 152/1945, oder an ansteckender Tuberkulose 
im Sinne des Tuberkulosegesetzes, BGBl. Nr. 127/ 
1968, oder ist sie mit infizierten Wunden oder 
infektiösen Hauterkrankungen behaftet, darf sie 
ihren Beruf nicht ausüben. Das gleiche gilt, wenn 
die Heb~e mit einer Person, die an einer 
der genannten Krankheiten erkrankt ist, in Be­
rührung gekommen ist. 

(2) Die Hebamme hat die Tatsache der Ver­
hinderung der Berufsausübung , im _ Sinne des 
Abs. 1 unter Angabe des Grundes unverzüglich 
dem Amtsarzt zu melden; sie darf ihre Berufs­
tätigkeit erst wiederaufnehmen, wenn von der 
Bezirksverwaltungsbehörde festgestellt worden 
ist, daß durch die Hebamme keine Gefahr, der 
Ansteckung besteht. 

(3) Abs. 1 findet keine Anwendung, wenn die 
Hebamme während derZeit, in welcher ihr die 
Berufsausübung gemäß Abs. 1 verboten ist, bei 
Gefahr im Verzuge zu Hilfe gerufen wird und 
es unmöglich ist, den Beistand eines Arztes oder 
einer anderen Hebamme zu erlangen. In einem 
solchen Falle hat die Hebamme unbeschadet der 
Bestimmungen des § 21 Abs. 3 und 4 bereits bei 
Betreten des Kreißzimmers und während des 
Aufenthaltes in diesem ständig eine Gesichts­
maske und sterile Handschuhe zu tragen. 

(4) Leidet die Hebamme an einer Erkältungs­
krankheit, hat sie während der Ausübung ihres 
Berufes eine Gesichtsmaske zu tragen. 

2. Hau p t s t ü c k 

Bciziehung eines Arztes sowie Vornahme ätzt­
Ucher Verrichtungen durch die Hebainme 

§ 25. (1) Bei allen gefahrdrohenden oder regel­
widrigen Zuständen bei Schwangeren, Gebären­
den., Wöchnerinnen, Neugeborenen. und Säug­
lingen hat die Hebamme die Person, der Bei-

stand geleistet wird, oder deren Angehörige un­
verzüglich zur Beiziehung eines Arztes aufzu­
fordern. Das gleime gilt, wenn sich die Hebamme 
über den Zustand der betreffenden Person nici1t 
volle Klarheit verschaffen kann. 

(2) Kommen die Person, der Beistand geleistet 
wird, oder deren Angehörige der Aufforderung 
der Hebamme zur Beiziehung eines Arztes nicht 
nach, hat die Hebamme selbst die Beiziehung 
eines Arztes unverzüglich zu veranlassen. 

(3) Die Hebamme darf - außer bei Gefahr 
im Verzug - nicht die Beiziehung eines be­
stimmten Arztes verlangen. Bei Gefahr im Ver­
zug ist der nächste erreichbare Arzt beizuziehen. 

(4) Bei Gefahr im Verzug hat die 'Hebamme 
die Ankunft des Arztes abzuwarten und die 
famlichen Weisungen des Arztes genau einzu­
halten. Bei drohender Ohnmacht oder Lebens­
gefahr hat die Hebamme bis zur Ankunft des 
Arztes nach den ihr im Hebammenunterricht 
erteilten Anweisungen vorzugehen. 

(5) Dem beizuziehenden Arzt _ hat die 
Hebamme Name und Wohnadresse der Hilfe­
bedürftigen sowie die vorliegende Gefahr oder 
Regelwidrigkeit mitzuteilen. 

(6) Wird von der Person, der Beistand ge­
leistet wird, oder deren Angehörigen die Bei­
ziehung eines Arztes gewünscht, darf die 
Hebamme von der Beiziehung nicht abraten 
oder sie zu verzögern sumen, auch wenn sie 
keine Regelwidrigkeit wahrnimmt. Die Hebamme 
hat dem Arzt über ihre Beobachtungen im 
Rahmen ihrer Berufsausübung gewissenhaft Aus­
kunft zu geben und seine Anordnungen genau 
einzuhalten. 

§ 26. (1) Der Hebamme ist es verboten, soweit 
im folgenden nichts anderes bestimmt ist, bei 
Schwangeren, Gebärenden, Wömnerinnen, N eu­
geborenen oder Säuglingen Verrichtungen vorzu­
nehmen, deren Vornahme dem Arzt vorbehalten 
ist. 

(2) Bei Krampfzuständen darf die Hebamme 
bis zum Eintreffen des Arztes warmen Kamillen­
tee, eventuell mit einer krampflösenden Tablette, 
verabfolgen oder erforderlimenfalls ein krampf­
lösendes Zäpfchen in den Mastdarm einführen, 
wobei sich die Hebamme eines Gummifinger­
lings mit Handsmutz zu bedienen hat. Ferner 
darf die Hebamme bei Verstopfung im Women­
bett Rizinusöl oder ein milde wirkendes Abführ­
mittel verabreichen. 

(3) Ist es bei Gefahr im Verzug unmöglim, 
ärztliche Hilfe rechtzeitig zu erlangen, darf die 
Hebamme unter genauer Beobachtung der Des­
infektionsvorschriften sowie der -sonstigen ihr 
im Hebammenunterricht erteilten Anweisungen 
folgende Verrichtungen vornehmen, welche sonst 
dem Arzt vorbehalten sind: 

1. Handhilfe bei Beckenendlagen; 

81 
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2. Wendung auf den Fuß bei Querlagen; 
3. Herausholung der zurückgehaltenen Nach­

geburt bei lebensbedrohender Blutung; 
4. seitliche Dammspaltung (Episiotomie) bei 

bereits starker Dehnung der äußeren Geschlechts­
teile; 

5. Einspritzungen in den äußeren oberen 
Quadranten des Gesäßmuskels, und zwar 

a) vor Ausstoßung des Mutterkuchens eine 
Einspritzung eines injizierbaren syntheti­
schen Oxytocinpräparates (§ 12 Abs. 1 
Z. 30), ' 

b) nach Ausstoßung des Mutterkuchens eine 
Einspritzung eines injizierbaren Mutter­
kornpräparates (§ 12 Abs. 1 Z. 30). 

(4) Die Verabreichung von Injektionen in der 
Eröffnungs- und Austreibungsperiode ist der 
Hebamme ausnahmslos verboten. 

(5) Die Hebamme darf bei einem Neuge­
borenen 72 Stunden nach der ersten Milch-

haltung der für Schwangere widttigen Lebens­
regeln anzuraten und auf die Bedeutung der 
Sch.wangerengymnastik hinzuweisen. Ferner hat 
die Hebamme der Sdtwangeren während der 
letzten SdtwangerschaftsmonateRatsdtläge für 
die Abhärtungder Brustwarzen, hinsichtlich der 
Bedeutung des Selbststillens und über die recht­
zeitige Ansdtaffung zweckmäßiger Säuglings­
wäsdte zu geben. 

(2) Die Hebamme hat die Schwangere auf die 
Widttigkeit der Vornahme einer ärztlidten 
Untersuchung hinzuweisen, die insbesondere eine 
serologische Untersuchung auf Lues, eine Harn­
untersudtung, eine Blutdruckmessung und eine 
Blutgruppenbestimmung einsdtließlich Bestim­
mung des Rhesusfaktors umfassen soll. 
, (3) Ferner hat die Hebamme die Schwangere 

über die in ihrem Niederlassungsgebiet bestehen­
den Fürsorgeeinrichtungen für Schwangere, 
Wöchnerinnen und Säuglinge zu informieren. 

fütterung eine Blutabnahme zur Früherkennung Untersuchung der Schwangeren 
von angeborenen Stoffwechselerkrankungen vor-
nehmen. Dabei hat sie die Haut der Ferse mit § 28. (1) Die Hebamme hat die Schwangere auf 
Alkohol zu desinfizieren und nach Verdunsten das genaueste äußerlich zu untersuchen; aus 
des Alkohols die Spitze der Lanzette (§ 12 Abs. 1 diesem Anlaß hat die Hebamme den Harn auf 
Z. 42) einzustechen. Durch Berühren des Blut- Eiweiß und Zucker mittels Teststreifens zu 
tropfens mit der Tesikarte (§ 12 Abs. 1 Z. 42) untersuchen. 
ist jeder der vorgedruckten Kreise mit Blut zu (2) Die Vornahme einer vaginalen Unter-

, tränken, und zwar so, daß der ganze Kreis auf suchung der Schwangeren ist der Hebamme 
der Vorder- und Rückseite der Testkarte gefüllt während der ersten Hälfte der Schwangerschaft 
ist. Sodann ist die Testkarte in allen Punkten verboten. In der zweiten Hälfte der Schwanger­
gen au auszufüllen und nach Eintrocknung des schaft ist der Hebamme eine vaginale Unter­
Blutes in ihre SdlUtzhülle zu geben. suchung nur unter der Voraussetzung gestattet, 

(6) Die Verwendung von anderen als den in daß weder durch äußere noch durch 'rektale 
§ 12 Abs. 1 angeführten Geräten und Instru- Untersuchung ein klarer Befund erhoben werden 
menten zu den oben geriannten Verrichtungen kann und weder ein Arzt erreichbar noch der 
ist der Hebamme untersagt. Transport in eine Krankenanstalt möglich ist. 

(7) Jede ausnahmsweise Verrichtung gemäß (3) Jede vaginale Untersuchung Schwangerer 
Abs. 3 Z. 1 bis 5 hat ,die Hebamme dem zu- ist unter Angabe der Gründe, weshalb sie vor­
ständigen Amtsarzt anzuzeigen und in das Tage- genommen wurde, mit genauer Zeitangabe in 
buch einzutragen, wobei die Notwendigkeit der das Tagebuch einzutragen und bei einer nach­
vorgenommenen Verrichtung zu begründen ist. träglichen überführurig in eine Krankenanstalt 
überdies hat die Hebamme eine vorgenommene dieser schriftlich bekanntzugeben. 
Blutabnahme zur Früherkennung von ange- (4) Bei der Untersuchung der Schwangeren 
borenen Stoffwechsel erkrankungen (Abs. 5) in das hat die Hebamme nach den ihr im Hebammen­
Tagebuch einzutragen und hiebei das Datum der unterridtt erteilten Anweisungen vorzugehen. 
Absendung der Testkarte und die Stelle, an 
welche diese eingesendet wurde, zu vermerken. 

(8) Die Hebamme hat trotz der von ihr 
vorgenommenen Verridttung gemäß Abs. 3 Z. 1 
bis 5 zu veranlassen, daß so bald als möglich 
ein Arzt beigezogen wird. 

3. Hau p t s t ü c k 

Beratung und Betreuung der Schwangeren 
Beratung der Schwangeren 

§ 27. (1) Die Hebamme hat der Sdtwangeren, 
die ihren Beistand in Anspruch nimmt, die Ein-

Beiziehung eines Arztes bei Schwangeren 

§ 29. Die Hebamme hat im Sinne des § 25 
insbesondere in folgenden Fällen unverzüglich 
die Beiziehung eines Arztes zu veranlassen: 

1. bei jeder belastenden Vorgesdtichte; 
2. bei Verdacht oder Vorhandensein einer all­

gemeinen Erkrankung, insbesondere bei Herz-, 
Lungen-, Leber- oder Nierenerkrankungen, 
Diabetes mellitus, Krebs und Geschlechtskrank­
heiten; 
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3. bei Erstgebärenden unter dem 15. und 
über dem 40. Lebensjahr; 

4. bei Verdacht oder Vorliegen einer regel­
widrigen Beschaffenheit der Geburtswege, insbe­
sondere einer Verengung des Beckens; 

5. bei Eintritt von Blutungen; 
6. bei Harn- oder Stuhlverhaltung, welche die 

Hebamme nach dem ihr erteilten Unterricht nicht 
selbst beseitigen kann; 

7. bei plötzlich auftretenden gefahrdrohenden 
Erscheinungen, wie übermäßige Gewichtszu­
nahme, ödematösen Anschwellungen, Krampf­
und Erstickungsanfällen und unstillbarem Er­
brechen. 

Betreuung der Schwangeren 

§ 30. Wird die Schwangerenbetreuung von der 
Hebamme durchgeführt, hat diese zumindest 
Gewichtskontrolle, Beckenmessung, Blutdruck­
messung sowie Harnuntersuchung auf Eiweiß 
und Zucker mittels Teststreifens zu umfassen. 
Ober alle Untersuchungsergebnisse sind genaue 
schriftliche Aufzeichnungen zu führen. 

4. Hau p t s t ii c k 

Beistandsleistung bei der 
Geburt 

Hygiene des Gebär- und Wochenzimmers 

§ 31. Die Hebamme hat darauf zu achten, daß 
das Zimmer der Gebärenden und Wöchnerin 
stets rein und gelüftet ist, sich darin möglichst 
wenige Personen aufhalten, Tiere ausnahmslos 
ferngehalten werden, das Kochen, gemeinsame 
Essen und das Rauchen in diesem Raum ver­
mieden wird· und alle Ausscheidungen der 
Mutter und des Kindes, Waschflüssigkeit und 
schmutzige Wäsche so bald als möglich entfernt 
werden. 

Vorbereitung der Gebärenden zur Geburt 

§ 32. (1) Die Vorbereitung der Geburt hat 
nach den im Hebammenunterricht erteilten An­
weisungen zu erfolgen. 

(2) Die Hebamme hat insbesondere darauf zu 
achten, daß Darm und Harnblase der Gebärenden 
rechtzeitig entleert werden. 

(3) Die Hebamme hat eine genügende Menge, 
mindestens ein Liter, Desinfektionsflüssigkeit 
vorzubereiten und in diese mehrere Watte­
bäuschchen einzulegen. 

(4) Die Hebamme hat sich und die Gebärende 
vorschriftsmäßig zu reinigen und zu desinfizieren. 

Untersuchung der Gebärenden 

§ H. (1) Eine vaginale Untersuchung der 
Gebärenden ist der Hebamme nur unter . der 
Voraussetzung gestattet, daß weder durch äußere 
noch . durch rektale Untersuchung ein klarer 

Befund erhoben werden kann und weder ein 
Arzt erreichbar noch der Transport in eine 
Krankenanstalt möglich ist. 

(2) Die Vornahme einer vaginalen Unter­
suchung--der Gebärenden ist der Hebamme unter 
der Voraussetzung des Abs. 1 höchstens einmal 
gestattet. Später darf nur die rektale .Unter­
suchung angewendet werden. 

(3) Die Untersuchung der Gebärenden hat 
nach den im Hebammenunterricht erteilten An­
weisungen zu erfolgen. Vor einer vaginalen 
Untersuchung hat die Hebamme den Scheiden­
eingang der Gebärenden vorschriftsmäßig zu 
reinigen und zu desinfizieren. 

(4) Eine vaginale Untersuchung der Gebären­
den ist unter Angabe der Gründe für die Vor­
nahme mit der genauen Zeitangabe in das Tage­
buch einzutragen und bei überführung in eine 
Krankenanstalt dieser schriftlich bekanntzugeben. 

Beistandsleistung während der Geburt 

§ 34. (1) Die Beistandsleistung hat nach den 
im Hebammenunterricht erteilten Anweisungen 
zu erfolgen. 

(2) Der Verlauf der Geburt ist durch Messung 
der Körperwärme, Kontrolle des Pulses, öftere 
Vornahme der äußeren Untersuchung und durch 
das Abhorchen der Herztöne des Kindes zu über­
wachen. 

(3) Insbesondere ist die Fruchtblase so lange 
als möglich zu erhalten. Besondere Aufmerksam­
keit ist auch dem Schutz des Dammes zu widmen. 

Verhalten der Hebamme bis zum Abgang der 
Nachgeburt 

§ 35. (1) Ist die Nachgeburt eine Stunde nach 
Ausstoßung der Frucht noch nicht abgegangen, 
hat die Hebamme, auch wenn keine Blutung 
besteht, unverzüglich einen Arzt beizuziehen. 

(2) Nach Abgang der Nachgeburt hat die 
Hebamme diese genau zu besichtigen. Wird die 
Nachgeburt hiebei nicht vollständig befunden, 
hat die Hebamme unverzüglich einen Arzt bei­
zuziehen; die Nachgeburt ist aufzubewahren und 
dem Arzt zur Besichtigung vorzulegen. 

(3) Die Nachgeburt ist zu verbrennen oder 
anderweitig verläßlich zu beseitigen. 

Verhalten der Hebamme nach der Geburt 

§ 36. (1) Nach Besichtigung der Nachgeburt hat 
sich die Hebamme neuerlich zu desinfizieren, die 
Schamteile der Niedergekommenen durch Be­
rieselung mit gekochtem Wasser zu reinigen und 
dann durch Spreizen der Schamteile nachzusehen, 
ob eine Verletzung der Schamteile stattgefunden 
hat. In jedem Fall einer Verletzung hat die 
Hebamme unverzüglich . die Beiziehung eines 
Arztes zu veranlassen. 
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(2) pie Hebamme darf sich nicht vor Ablauf 
von drei Stunden nach Abgang der Nachgeburt 
von der Entbundenen entfernen. Bestehen 
Blutungen oder. andere Störungen bei der Ent­
bundenen oder dem Neugeborenen, hat die 
Hebamme auch über diesen Zeitraum hinaus 
Beistand zu leisten sowie unverzüglich die Bei­
ziehung eines Arztes zu veranlassen. Der Blut­
verlust ist nach Möglichkeit zu messen. 

(3) Bei Mehrlingsgeburt hat die Hebamme die 
Reihenfolge des Austrittes durch Bändchen am 
Arm der Neugeborenen ersichtlich zu machen. 

Abnabelung des Kindes 

§ 37. (1) Sobald der Puls in der Nabelschnur 
nicht mehr fühlbar ist, hat die Hebamme die 
Abnabelung des Neugeborenen. auszuführen. 

(2) Zur Abnabelung dürfen nur ausgekochte 
Nabelschnurbändchen oder sterile Einmal-Nabel­
schnurklemmen sowie die ausgekochtti Nabel­
schnurschere verwendet werden. Einige Zeit nach 
der Abnabelung hat die Hebamme nachzusehen, 
ob es aus dem abgebundenen oder abgeklemmten 
Nabelschnurrest des Neugeborenen blutet; in 
diesem Fall ist das Bändchen fester anzuziehen 
oder neuerdings keimfrei anzulegen beziehungs­
weise mit einer sterilen Einmal-Nabelschnur­
klemme neuerlich abzuklemmen. 

Vorgehen bei Scheintod des Kindes 

§ 38. Nach der Geburt lebensfähiger Kinder, 
welche kein Lebenszeichen, aber auch kein Zeichen 
des Todes wahrnehmen lassen, hat die Hebamme 
unverzüglich die Beiziehung eines Arztes zu ver­
anlassen. Bis zu dessen Ankunft hat die Hebamme 
Wiederbelebungsversuche vorzunehmen. 

Versorgung des Neugeborenen 

§ 39. Die Hebamme hat das Neugeborene 
sofort in vorgewärmte Tücher zu wickeln und 
womöglich zwischen Wärmeflaschen zu lagern. 
Nach Versorgung der Entbundenen ist das Neu­
geborene auf seinen Reifezustand zu prüfen und 
genau zu besichtigen, besonders der After und 
die Geschlechtsteile. Die Feststellungen sind im 
Tagebuch zu vermerken. Hierauf hat die 
Hebamme, nachdem alle Vorkehrungen zum 
Schutze vor Abkühlung getroffen wurden, den 
Körper des Kindes unter Verwendung von 
Vaselin von der Fruchtsc:hmiere zu befreien. Das 
Gesicht des Kindes ist mit lauem reinem Wasser 
und Watte zu reinigen, die Länge des Kindes 
und dessen Kopfumfang entsprechend dem gera­
den Kopfdurchmesser mit dem Bandmaß zu 
messen und das Körpergewicht zu bestimmen. 
Hierauf ist das Kind zu baden, wobei die Wasser­
temperatur 350 Celsius zu betrage~ hat. Nach 
dem Bad ist der Körper des Kindes abzu­
trocknen, der Nabelschnurrest zu versorgen und 
mit einer Nabelbinde (Fatsche) zu befestigen. 

Schutz der Augen des Neugeborenen 

§ 40. (1) Die Hebamme hat die geschlossenen 
Augenlider des Neugeborenen mittels je eines 
trockenen Wattebäuschchens oder Gazestückes 
durch Abwischen von außen nach innen zu 
reinigen. 

(2) Hierauf hat die Hebamme je einen Tropfen 
einprozentiger essigsaurer Silberlösung oder ein 
vom Amtsarzt vorgeschriebenes Antibioticum in 
die geöffneten Lidspalten des Kindes einzu­
träufeln. 

Beiziehurig' des Arztes bei Gebärenden 

§ 41. Die Hebamme hat im Sinne des § 25 
insbesondere in folgenden Fällen unverzüglich 
die Beiziehung eines Arztes zu veranlassen: 

1. bei allen regelwidrigen Lagen, Stellungen 
und Haltungen des Kindes; 

2. bei Vorliegen oder Vorfall von kleinen 
Kindesteilen oder der Nabelschnur; 

3. wenn der Kopf nicht oder regelwidrig vor­
rückt; 

4. bei Störungen der Wehentätigkeit, welche 
eine Verzögerung der Geburt oder ungewöhn­
liche Schmerzen und Erschöpfung der Gebären­
den bewirken; 

5. wenn die Herztöne des Kindes regelwidrig 
werden; 

6. wenn mißfärbiges Fruchtwasser abgeht; 
7. bei Verdacht auf vorliegenden Mutter­

kuchen; 
8. bei Blutungen aus den Geburtswegen; 
9. wenn eine Stunde nach der Geburt des 

Kindes die Nachgeburt noch nicht abgegangen 
ist oder wenn Teile der Nachgeburt zurück­
geblieben sind, auch wenn keine Blutung vor­
handen ist; 

10. bei jeder Verletzung sowie bei einer von 
der Hebamme gesetzten seitlichen Dammspal­
tung; 

11. bei Fehlgeburten und Frühgeburten; 
12. bei Mehrlingsgebtlrten; 
13. bei Wah~nehmung von Mißbildungen der 

Neugeborenen; 
14. bei allen gefahrdrohenden Zwischenfällen 

sowie bei Erkrankungen der Gebärenden oder 
bei deren Tod. 

5. Hau p t s t ü c k 

Pflege der Wöchnerin und des 
Kindes 

Beistandsleistung während des Wochenbettes 

§ .42. (1) Die Hebamme hat die Wöchnerin 
vOm ersten bis zum dritten Tag nach der Ent-
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bindung täglich zweimal, vom vierten bis zum 
siebenten Tag täglich mindestens einmal und vom 
achten bis zum 14. Tag so oft als erforderlich 
zu besuchen. 

(2) Die Hebamme hat für äußerste Reinlidl­
keit des Wochenbettes zu sorgen. Hiebei sind 
die Schamteile der Wöchnerin, ohne die Scham­
lippen auseinanderzufalten, mit gekochtem 
Wasser oder über Anordnung des Arztes mit 
Desinfektionsflüssigkeit abzuspülen, wobei sich 
die Hebamme der Spülkanne ohne Schlauch zu 
bedienen hat; hierauf ist eine keimfreie Vorlage 
vorzulegen. Die Hebamme hat ferner die Körper­
wärme . zu messen sowie den Puls zu zählen .. 
Das Ergebnis dieser Feststellungen ist aufzu­
schreiben, die Aufzeichnungen sind aufzubewah­
ren. 

(3) Die benutzten Vorlagen sind zu ver­
brennen: oder anderweitig zu beseitigen, bevor 
die Hebamme jeweils das Haus der Wöchnerin 
verläßt. 

(4) Badeschwämme dürfen von der Hebamme 
nicht verwendet werden. 

(5) Es ist der Hebamme verboten, die Unter­
lagen oder die sonstige Wäsche der Wöchnerin 
oder des Kindes selbst zu waschen. 

(6) Die vaginale Untersuchung einer Wödmerin 
ist der Hebamme verboten. 

(7) Die Hebamme hat die Wöchnerin über 
die notwendige Reinlichkeit während des 
Wochenbettes zu belehren. 

Pflege des Kindes 

. § 43. (1) Während des Wochenbettes hat die 
Hebamme immer zuerst das Kind, dann erst die 
Mutter zu versorgen. 

(2) Jeden Wechsel des Nabelschnurverbandes 
darf die Hebamme nur nach sorgfältiger Des­
infektion vornehmen. 

(3) Bezüglich des Bades. des Kindes und der 
Nabelpflege hat sich die Hebamme an die ihr 
beim Hebammenunterricht . erteilten Anweisun­
gen zu halten. 

Ernährung des Kindes durch die Mutter 

§ 44. (1) Die Hebamme hat die Mutter ein­
dringlich auf die Bedeutung des Selbststillens 
im . Interesse der gesunden Entwidtlung des 
Kindes hinzuweisen. Ferner hat die Hebamme 
die Mutter im Stillen zu unterweisen. Insbe­
sondere hat sie die Mutter darauf hinzuweisen, 
daß bei Saugschwäche oder Saugunvermögen des 
Kindes dieses mit der abgepumpten Muttermilch 
ernährt werden soll. 

(2) Entstehen Zweifel über die Fähigkeit des 
Stillens oder treten Stillschwierigkeiten auf, hat 

die Hebamme die Beiziehung eines Arztes -zu 
veranlassen. Die Hebamme darf die künstliche 
Ernährung nicht aus eigenem empfehlen. 

(3) Im Falle einer Erkankung der Wöchnerin 
hat die Hebamme die Entscheidung der Frage, 
ob das Kind gestillt werden darf, einem Arzt 
zu überlassen. . 

(4) Die Hebamme hat der Mutter zu empfeh­
len, überschüssige Muttermilch einer Frauenmilch­
sammelstelle oder Mutterberatungsstelle zur Ver­
fügung zu stellen. 

Beiziehung eines Arztes bei Wöchnerinnen und 
Kindern 

§ 45. Die Hebamme hat im Sinne des § 25 
insbesondere in folgenden Fällen unverzüglich 
die Beiziehung eines Arztes zu veranlassen: 

1. bei Frühgeburten; . 
2. bei Empfindlichkeit des Unterleibes, bei 

regelwidrig vermehrtem Blutabgang, bei aus­
bleibendem oder übelriechendem Wochenfluß, bei 
Entzündung der Brüste und bei Auftreten von 
Fieber; 

3. bei Wahrnehmung von Mißbildungen des 
Kindes; 

4. bei Verletzungen des Kindes während der 
Geburt oder bei Auftreten von bedrohlichen 
Zuständen des Kindes; 

5. bei Nabelerkrankungen des Kindes; 
6. bei Augenerkrankungen des Kindes; 
7. bei Ernährungsschwierigkeiten; 
8. bei Hautausschlag des Kindes; 
9. beim Tode der Wöchnerin oder des Kindes~ 

III. TEIL 

SONDERBESTIMMUNGEN FüR ANSTALTS­
HEBAMMEN 

§ 46. (1) Auf Anstaltshebammen finden die 
Bestimmungen des H. Teiles dieser Verordnung 
nur insoweit Anwendung, als nicht diesbezüg­
liche Vorschriften in den Regelungen für den 
inneren Betrieb der Anstalt (Anstaltsordnungen) 
bestehen. 

(2) Anstaltshebammen haben die in dieser 
Verordnung vorgesehenen Anzeigen und Mel­
dungen im Wege der Anstaltsleitung zu erstatten. 

IV. TEIL 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 47. (1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 
1970 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt 
die Hebammen-Dienstordnung, BGBl. Nr. 21/ 
1929, in der Fassung der Verordnungen BGBL 
Nr. 150/1953 und BGBI. Nr. 2/1968, außer Kraft. 

llehor 
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Muster Anlage 1 
(zu § 12 Abs. 1 Z. 44) 

Tagebuch 

1. Laufende Geburtennummer: .... 1) 

2. Der Gebärenden: 

a) Vor~ und Zuname: ............................................................. . 

b) Geburtsdatum: .................................................................• 

c) Stand: ledig - verheiratet - verwitwet - geschieden 2) 

d)- Beruf: ......................................................................... . 

e) Religionsbekenntnis: ............................................................ .o. 

f) Wohnadresse: ..................................................................• 

g) Krankenkasse: ..................................................................• 

3. a) Zeitpunkt des Eintreffens der Hebamme bei der Gebärenden (Datum und Uhrzeit): .•..•. 

• • • • • • ~ •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 0' 

b) Temperatur der Gebärenden vor der Geburt: .................... , .................. . 

c) Temperatur der Gebärenden nach der Geburt: ......................................• 

d) Datum der letzten Monatsregel: ...•.....•.................................. -' ..... . 

e) Die wievielte Geburt: .......................................................... 8) 

f) Beginn der Wehen (Datum und Uhrzeit): .......................................... . 

g) Zeitpunkt des Blasensprunges (Datum und Uhrzeit): ................................. . 

• 00 •••••••• 00 .............................................................. 00 ••••• 

h) Weite des Muttermundes nach der ersten Untersuchung: ........................... ; .. 

4. a) Lagen, Stellungen und Haltungen des Kindes: regelmäßig - regelwidrig - unbestimmbar 2) 

b) Nähere Bezeichnung_der regelwidrigen Lagen, Stellungen oder Haltungen des Kindes: .•.... 

• 0 •••••••••••••• 10 ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
- -

5. a) Datum und Uhrzeit der Geburt des Kindes: ....................................... . 

b) Datum und Uhrzeit des Austrittes der Nachgeburt: ................................. . 

c) Nachgeburt: vollständig -, unvollständig 2) 

d) Fehlende Teile einer unvollständigen Nachgeburt: ................................... . 

6. a) In welchem Schwangerschaftsmonat erfolgte die Geburt: ............................. . 

b)Länge des Kindes: .............................................................. . 

c) Gewicht des Kindes:- ...................................................... , ..•..• 

d) Kopfumfang: ...................................... ',' ..........................• 

e) Gewicht der Nachgeburt: ................ ~ ....................................... . 
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7. Zeitpunkt einer vaginalen Untersuchung während der Schwangerschaft oder der Geburt: 

.............................. 0 ••••••••••• 0 ••••••••••••••••••••••• 0 ••••••••• •••••••• 

8. a) Lebendgeburt - Totgeburt 2) 

b) Bei Totgeburten: frisch abgestorben - mazeriert 2) 

9. a) Geschlecht des Kindes: ......... ' .......................•.......................... 

b) Name des Kindes: ..................................................... ~ ........ . 

c) Mißbildungen des Kindes: ........................................ ,' .............. . 

10. a) Von der Hebamme ausnahmsweise ~orgel).ommene ärztliche Verrichtungen: ........ ' ..... . 

. . . . . . . .. . . . .. . . . . . .. . . . . .. . .. . . .. . . . . .. . . .. . . .. .. .. .. . .. . ~ ............................................... . 
Begründung der Notwendigkeit: .............•.................................... 

. .. ..... . .. . . .. .. .. . . .. .. . . .. . . . . . . .. .. . .. .. .. . .. .. . .. .. . .. .. .. . . .. .. .. .. .. . .. . .. .. .. . .. .. ~ ............................... . 
b) Blutabnahme zur Früherkennung angeborener Stoffwechselerkrankungen vorgenommen 

am ............................ , Testkarte abgesendet am '" ...•..•... ' ....•...•.•.• 

an ............................................................................ . 

11. a) Regelwidrigkeiten während der Geburt: ........................................... . 

. ........................................................... •••••• 0 ......... 0 •••••• ' ............. .. 

b) Beiziehung eines Arztes (Name und Adresse): ...............................•........ 

c) Vom Arzt vorgenommene Verrichtungen: .........................................• 

............................................... ••••• 0 ........ 00 ........... " ................................ .. 

........................................... \" ........... 0 ......... . 

(Untcncbrift dei Arztes) 

12. a) Die Wöchnerin erkrankte am ................................................. . 
(Datum) 

starb' am .......................................... I) 
(Datum) 

b) Das Kind erkrankte am ................... ' ..................................... -
(Datum) 

starb am .......................................... 2) 
(Datum) 

13. Das Kind wurde von der Mutter gestillt - nicht gestillt, weil 

.. " ............................................................................. , I) 

14. a) Datum der Besuche der Hebamme bei der Wöchnerin: ............................... . 

b) Zustand der Mutter und des Kindes beim letzten Besuch: ............................. . 

15. Betreuung von Mutter und Kind durch Mutterschafts- und Säuglingsfürsorgestellen~ ......... . 

1) Mehrlingsgeburten sind unter einer Geburtennummer zu führen 
I) Unzutreffendes ist zu streichen 
8) Es sind alle früheren Geburten, auch Früh-, Fehl- und Totscburten, mitzuzählen 
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Muster 

Bezirkshauptmannsdtaft (Magistrat): ......... . 
.. . .. . .. .. .. .. .. .. .. .. ..... .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. . .. .. .. .. .. .. .. 

Gemeinde: .........•................... 
Standesamt: ...•.........•••....•.••..... 

a) Zeltpankt 
cIcI Binua-
rea. der 
Hebamme 
bei der Ge-
bim>dea 
(Datum 

, ... tJlmeit) 
b)Tempentur 

der GehI- .)Datum UDd 
reodeo ~r Uhrzeit der 

Der GebireJl- der Geburt Geburt des 

4cn: c) Tcmpentur .)La_Std- KIndes 

a)Vor- ...... der Gebi- I_UDd b)Datum UDd 

Z- readeDaach Haltuagen Uhttdt des 

b)Geborta- der Geburt des KiDd .. Austri_ 

datum cl} Datum der h) Nähere Be- der Nach-

c) Staod lctzteD Mo- zcicbouog geburt 

d)Bcraf oatsrogcl der regel- e) War die 

.) ReligiOBI' .)Diewie- wldrigco Nachgebort 

bekeootIIIa vielte Ge- Lagen, Stel- vollstiDdig 

f)Woho- burt luugeD UDd oderunvoll· 

adreue f) Begiuo der HaltuDgcD ltiDdig? 

I 
g)KnakcG- WebeD(Da- des KIndes d)FehIcode 

kaue tumUDd Teile einer 

tJlmeit) UDVOUStäa-

g) Zeitpunkt digeoNacb-

d .. BlueD- gehurt 

sptuogcs 

~ 
(Datumaad 
tJlmeit) 

1 
h) Weite des 

Muuermuo-
desoacbder 

.:3 
enteil Un-
tenuchuog 

1 2 3 .. 5 

.) In welchem 
Schwaogu--
acbaftsmo-
oat erfolgte 
die Gebort 

b)Läogc des 
. Kiodea 
e) Gewicht 

des KIndes 
d)Kopfum-

faog 
e) GewIchtder 

Nacbgcburt 

6 

Geburtenausweis 
für das... Halbjahr 19 •• 

Blatt Nr ••... 

a)Lebend-
Zeitpuokt geburt oder A) Gcacblccht 

eiocrngioaleo Totgcbort? des KIndes 
UDtcraucbuog b) Bei Totge- b)Name dea 
wihrcod der burteo: Kindea 
Scbwaogu-- &loch .bgc- c) Mißbilduo-
ocbaft oder atorbca geodes 
der Gebart oder KIndes 

maocrIert 

7 8 9. 

.) VOll der 
Hcbommo 
ausoahmo-
'!weise' TOt-
gcnommcoc 
irzt1icho 
VerrlchtlJQ-
_Be-
grtInduog 
der Not-
weodigkclt 

b) Datumeiner 
BJul8bnah-
mc zur 
FtUhcrkeo-

rmog -boreRCr 
Stolfwecb-
aelerlusn-
kuugcn. 
Datum der 
Abseoduog 
der Test-
brtr. Bin-
lCDdunp-
stelle 

10 

Name der Hebamme: 

Anlage 2 

(zu S 16) 

........................................ 
. .................................................................. .. 

Wohnungsanschrift: •......•....•......... 

a) Rcßelwl- .) Brlamkuag 
drigkellell der W&:h- .)Datum des 

wihrcod ocrlo oder IcIzteD Be-

der Geburt Tod der ouches der 

h) Beizichung . W&:hoeric, 
Bmihrungdea Hchluiuoe Betrcuuog ?DA 
Kindes; wenn 

eloes Amcs mit Da- nicht von der 
heI der Mutter UDd 

(Name UDd tumoaogabe Mutter geatillt, 
W&:hocrio Klod durch 

Adrease) b) Brkrankuog Aogabe des 
b) Zustaod der Muttcrocbafto. 

e)Vom Aßt dca Kindes, Gruud .. 
Mutter und UDd Siugllnga. 

vorgeoom- Tod des des Klod .. fürsorgeatclIeo 

mcne Ver- KiDdc., mit heim IctateD 

rlcbtuogeo DatumsaD- Beaucb 
gabe 

11 12 13 14 15 
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2673 

BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 1971- Ausgegeben am 23. Dezember 1971 122. Stück 

443. Verordnung: Hebammen-Ausbildungsordnung 

443. Verordnung des Bundesministers für 
soziale Verwaltung vom 16. November 1971 
betreffend Errichtung und Führung von 
Bundeshebammenlehranstalten sowie Ausbil­
dung und Fortbildung an diesen Anstalten 

(Hebammen-Ausbildungsordnung) 

Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Hebammen­
gesetzes 1%3, BGRl. Nr. 3/1964, wird-verordnet: 

1. HAUPTSTOCK 

Bundeshcbammcnlchranstaltcn 

§ 1. (1) Die Ausbildung zum Hebammenberuf 
darf nur an Bundeshebammen:lehranstalten er­
folgen. 

(2) Die. Errichtung und Auflassung von Bun­
deshebammenlehranstalten obliegt dem Bundes­
minister für soziale Verwaltung. 

§ 2. (1) Bundeshebammenlehranstalten können 
nur an öffentlichen Krankenansta'lten errichtet 
werden, die vom Bund oder einem Bundesland 
verwaltet. und betrieben werden, - die die zur 
praktischen Unterweisung notwendigen Fach­
abtei'lungen zur Verfügung haben, die mit den 
für die Erreichung des Ausbildungszwe<kes er­
forderlichen Lehr- und Hilfskräften sowie Lehr­
mitteln ausgestattet sind und entsprechende Un­
tel'bringungsmögli<:hkeiten für die Hebammen­
schülerinnen aufweisen. 

(2) Mit der Leitung einer Rundeshebammen­
lehranstalt ist a;ls Direktor der leitende Sanitäts~ 
beamte des Landes betraut; die Bestellung eines 
Stellvertreters des Direktors der Bundeshebapt­
menlehranstalt aus dem Kreise der Landessani­
tätsbeamten obliegt dem Bundesminister für so­
ziale Verwaltung über Vorschlag des Direktors 
der Bundeshebammenlehranstalt. 

(3) Dem Direktor der Bundeshebammenlehr­
anstalt obliegt die Lenkung und Beaufsichtigung 
des gesamten Schullbetriebes. 

(4). Zur Betreuung der Schülerinnen und zur 
unmittelbaren Führung der Aufsichil: ist eine 
Lehrhebamme zu bestellen; bei mehr. als 
25 Schülerinnen ist für diese eine Stellvertreterin 

zu bestellen. Zur Lehrhebamme und deren Stell­
vertreterin dürfen nur solche Hebammen bestellt 
werden, die für diese TätiS'keit fach'lich und päd­
agogisch geeignet sind und über. die nötige Be­
rufserfahrung verfügen. Die Besteillung obliegt 
dem Bundesminister für soziale Verwaltung über 
Vorschlag des Direktors der· Bundeshebammen­
lehranstalt. 

§ 3. (1) Als Lehr- und Hilfskräfte dürfen zur 
Ausbildung der Hebammenschülerinnen nur be-
stellt werden: . 

a) Ärzte, welche die Berechtigung zur selb­
ständigen Ausübung des ärztlichen Berufes 
als praktische Ärzte oder Fachärzte be­
sitzen; 

b) die· Lehrhebamme; 
c) Hebammen, die sich in mindestens drei: 

jähriger Berufserfahrung bewährt haben 
und sich fadJ.lich und pädagogisch eignen; 

d) sonstige Personen, die -auf dem betreffen­
den Unterrichtsgebiet ausgebildet und er­
fahren sind. 

(2) Die Bestellung der Lehr- und Hilfskräfte 
obliegt dem Bundesminister für soziale ·Verwal­
tung über Vorschlag des Direktors der Bundes­
hebammenlehranstalt. 

§ 4. (1) Die Aufnahme in eine Bundeshebam­
menlehransta'it wird von einer Kommission vor­
genommen, di~ 

a) aus dem Direktor der Bundeshebammen­
lehranstalt oder dessen Stellvertreter als 
Vorsitzenden, 

b) aus dem mit dem Unterricht in der Ge­
burtshilfe .betrauten Facharzt für Frauen­
heilkunde und Geburtshilfe, 

c) aus dem mit dem Unterricht in der Kinder­
heilkunde betrauten Facharzt für Kinder­
heilkunde, 

d) aus der Lehrhebamme oder deren Stellver-
treterin und . . 

e) aus je einem Vertreter des Hebammen­
gremiums und der gesetzlichen Interessen­
vertretung der Dienstnehmer 

besteht. 
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(2) Für die unter Abs. 11it, bunde genann­
ten Mitglieder der Aufnahmekomp:1ission, ist 
vom Direktor der Bundesheba'mmettlehranstalt 
je ein Stellvertreter zu bestellen. Die Best;elhing 
bedarf der Genehmigung durch den Bundesmini­
ster für soziale " Verwaltung. 

(3) Die, unter Ahs. 1 l.it. e genannten Mit­
glieder der Aufnahmekommission ,sind vom Bun­
desminister für soziale Verwaltung auf Vorschlag 
des Hebammengremiums beziehungsweise der 
gesetzlidten Interessenvertretung der Dienstneh­
mer zu bestellen.' 

(4) Die Kommission ist beschlußfähig, wenn 
alle Kommissionsmitglieder ordnungsgemäß ge­
laden und außer dem Vorsitzenden oder dessen 
Stellvertreter mindestens drei weitere Mitglieder 
oder deren Stellvertreter anwesend sind. Die 
Kommission entscheidet mit einfacher Stimmen­
mehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. ' 

(5) In eine Bundeshebammenlehranstalt sind 
nach Maßgabe der verfügbaren Plätze jene Be­
werberinnen aufzunehmen, welche' die im § 5 
Abs. 1 angeführten Voraussetzungen erfüllen 
oder denen gemäß den Bestimmungen des § 5 
Abs. 3 oder 4 eine Nachsidtt hievon erteilt wor­
den ist. übersteigt die Zahl der Bewerberinnen 
die Zahl der verfügbaren Plätze, so sind jene 
Bewerberinnen aufzunehmen, cLie nach, dem Ur­
teil der Kommission für die Ausübung des He" 
bammenberwfes besonders geeignet sind. 

§ 5. (1) Bewerberinnen um die Aufnahme in 
eine Bundeshebammenlehranstalt haben nachzu-
weisen: " 

a) den Besitz der österreichischen Staatsbür­
, gerschaft, 

b)ein Lebensa'lter nicht unter 17 und nicht 
über 35 Jahre, 

c) die erfolgreime Abso~vierung der aUge­
meinen Schulpflidtt im Sinne des § 5 des 
Smulpflichtgesetzes, BGBl. Nr. 241/1962, 

d) die zur Erfüllung der Berufspflichten nöti­
gen körperlichen und geistigen Fähigkeiten, 

e) die Unbescholtenheit. 

(2) B,~ Bewerbung um Aufnahme in eine Bun­
deshebammenlehranstalt sind österreichischen 
Staatsbürgerinnen Personen deutscher Sprachzu­
gehörigkeit, die staatenlos sind oder deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), 
sowie Flüchtlinge gemäß Artikel 1 der Konven­
tion über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
BGBl. Nr. 55/1955, die sich erlaubterweise auf 
dem Gebiet der Republik österreich aufhalten 
oder um die österreichische Staatsbürgerschaft 
angesucht haben, gleichzuhalten. 

(3) In anderen als den in Abs. 2 erwähnten 
Fällen kann die Nachsicht vom Erfordernis der 

österreichischen Staatsbürgerschaft (Abs. 1 lit. a) 
durch die Aufnahmekommission erteilt werden, 
wenn 'die Bewerberin die Kos1;en der Ausbildung 
sellbst trägt und freie' Ausbildungsplätze vorhan­
den, sind. 

(4) Eine überschreitung der Lehensalters­
grenze (Abs. 1 Ht. h) kann von der Aufnahme­
kommission nachgesehen werden, wenn nicht die 
Ausbildung betreffend'e Rücksichten entgegen­
stehen. 

(5) Zur Beurteilung der in Abs. 1 1it. d und e 
angeführten Aufnahmeerfordernisse' sind ein 
amtsärztliches Zeugnis und eine Strafregister­
bescheinigung vorzulegen. Zum Zeitpunkt der 
Einbringung des Aufnahmeansuchens darf das 
amtsärztliche Zeugnis nicht älter als vier Wochen, 
die Strafregisterbescheinigung nidlt älter als drei 
Monate sein. 

(6) Der Direktor der Bundeshebammenlehr­
anstalt hat die Frist zur Einbringung der Auf­
nahmeansuchen, die in diesem Ansuchen nach­
zuweisenden Aufnahmeerfordernisse (Abs. 1), 
die' Höchstzahl der aulfzunehmenden Schülerin­
nen und den Unterrichtsbeginn rechtzeitig zu 
verlautbaren. 

§ 6. (1) Hebammenschülerinnen, die sichwäh­
rend der Ausbildungzufolge mangelnder kör­
perlicher, geistiger oder gesundheitlicher Eignung 
oder wegen voraussichtlichen Nichterreimens des 
AUSIbildungszieles als untauglich erweisen oder 
wegen solcher strafrechtlicher Verfehlungen 
rechtskräftig verurteilt worden sind, die eine 
verläßliche, Berufsausübung nicht erwarten lassen, 
sind vom weiteren Besuch der Lehranstalt aus­
zuschließen. Mit einem Ausschluß ist außerdem 
bei groben Dienstesverletzungen oder groben 
Verstößen gegen die Anstalts- und Hausordnung 
eider die Hebammen-Ausbildungsordnung vor· 
zugehen. Den Ausschluß spricht die Aufnahme· 
kommission aus. Die Bestimmun,gen des § 4 
Ans. 3 sind anzuwenden. 

(2) Die gesundheitliche Eignung der Hebam­
menschülerinnen ist während der Ausbildungs­
zeit ,durch Kontrolluntersuchungen zu überprü­
fen, die mindestens zweima1 jährlich durchzu­
führen' sind. 

2. HAUPTSTOCK 

Dauer und Art der Ausbildung 

§ 7. (1) Die Ausbildung zum Hebammenberuf 
dauert zwei Jahre. Für diplomierte Kranken­
pflegepersonen (§ 23 des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 102/1961) dauert die Ausbi'ldung ein Jahr; 
die Ausbildung kann im Rahmen eines Dienst­
verhältnisses stattfinden. 

(2) Die Ausbildung zum Hehammenberuf um­
faßt eine theoretische und praktische AUSIbildung~ 
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Der theoretismen und praktischen Ausbildung 
der Hebammensmülerinnen ist ein Lehrplan zu­
grunde Zu legen. Die Ausbildung ist ohne Unter­
bremung in zwei aufeinanderfolgen:den Ausbil-
dungsjahren durchzuführen. . 

(3) In die Au~bikiungszeit sind einzurechnen: 
a) Ferien im Ausmaß von jährlich sechs Wo­

men; 
b) Erkrankungszeiten oder Unterbrechungs­

zeiten infolge Smwangerschaft bis zur Ge­
samt dauer von drei Monaten während der 
gesamten Ausbildung. 

(4) Obersmreitet eine Untel"bremung info'lge 
Erkrankung oder Smwangersmaft den Zeitraum 
von drei Monaten, so hat die Aufnahmekommis­
sion unter Bedamtnahme auf die versäumte 
theoretische und praktisme Au~i~dung das Aus­
maß der namzuholenden Ausbildungszeit fest~ 
zusetzen. 

(5) Bei WemseI der Lehranstalt ohne Unter­
brechung der Ausbildung ist die bisher zurück­
gelegte Ausbildungszeit anzuremnen. 

(6) Hat eine Smülerin eine Bundeshebammen­
lehranstalt länger als ein Jahr besucht und ist 
aus der Lehranstalt ausgeschieden, so hat die 
Aufnahmekommission der jeweiligen Bundes­
hebammenlehranstalt bei Entscheidung über das 
Ansumen um Eintritt in die Lehranstalt unter 
Bedamtnahme auf das Ausmaß der Unterbre­
mung der Ausbildung und die bereits zurückge~ 
legte AusbildungfestzusteNen, ob und in wel­
chem Ausmaß die absolvierte Ausbildung anzu­
rechnen ist. Dies gilt nimt, wenn für das Aus­
smeiden vorausskht'limes Nichterreimen des Aus­
bildungszieles, eine remtskräftige Verurteilung 
wegen strafrechtlicher Verfehlungen, die eine 
verläßlimeBerufsausübung nicht erwarten ließen, 
grobe Dienstesverletzungen oder grobe Verstöße 
gegen die Anstalts- und Hausordnung oder die 
Hebammen-Ausbildungsordnung maßgebend wa­
ren. 

§8. (1) Die theoretische Ausbildung hat die in 
Anlage 1 angeführten Unterrichtsfächer zu ent-
halten; . 

(2) Die Zahl der Unterrichtsstunden darf die 
Stundenzahl nicht untersmreiten, die in: der An­
Jage 1 bei den einzelnen Unterrichtsfächern an-
gegeben ist. . 

(3) Die Unterrichtsstunden in den einzelnen 
Unterrichtsfämern sind nach Maßgabe der Er­
fordernisse für das Erreichen des Ausbildungs­
zieles auf die beiden Ausbildungsjahre zu ver­
. teilen; die in Anlage 1 Z. 1 bis 5 angeführten 
Unterrichtsfächer ~ind jedenialls im ersten Aus­
bildungs jahr, die in Anlage 1 Z. 11 bis 14 an­
geführten Unterrichtsfächer jedenfalls im zweiten 
Ausl>ildungsjahr vorzutragen. 

(4) Diplomierte Krankenschwestern, diplo­
mierte Kinderkranken- und Säuglingssmwestern 
und diplomierte psychiatrische Kranken­
smwestern sind von der Teilnahme am Unter­
richt 'in den unter Z. 1 bis 5 sowie 11 der An­
lage 1 angeführten Unterrimtsfämern, diplo­
mierte Kinderkranken- und Säuglingsschwestern 
auch in demimter Z. 10 angeführten Unter­
rimtsfam befreit. 

§ 9. (1) Mit dem Unterricht in den unter Z. 1 
bis 11 der Aclage 1 angeführten Unterrichts­
fächern sind vornehmlich Krzte (§ 3 Abs.llit. a) 
zu betrauen. In den unter Z. 6, 7, 9 und 10 der 
Anlage 1 angeführten Unterrimtsfämern sind 
jedenfalls Fachärzte des .betreffenden medizini­
schen Sonderfaches heranzuziehen. 

(2) Mit dem Unterricht in dem unter Z.5 der 
Anlage 1 angeführten Unterrichtsfam können 
diplomierte Krankenschwestern und Hebammen, 
mit dem unter Z. 8 der Anlage 1 angeführten 
Unterrichtsfam Hebammen oder diplomierte 
Assistentinnen für physikalisme Medizin (§ 3 
Abs. 1 lit. b bis d) betraut werden. 

(3) Mit dem Unterricht in den unter Z. 12 
und 13 der Anlage 1 angeführten Unterrimts­
fämern ist der leitende Sanitätsbeamte des Lan­
des oder dessen Stellvertreter zu betrauen; mit 
dem Unterricht in Teilgebieten dieser Unter­
richtsfächer können auch mit der Materie ver­
traute rechtskundige Personen betraut werden. 

(4) Die Unterweisung in der Vornahme der 
Nottaufe (Z . .14 der Anlaoge 1) soH durch Seel­
sorger erfolgen. 

§ 10. (1) Neben den Unterrimtsstunden sind 
von den Lehrhebammen Wiederholungsstunden 
abzuhalten. Diese Stunden sind der Vertiefung 
der den Sdtülerinnen inden Unterridttsstunden 
vermittelten Kenntnisse zu widmen. 

(2) Die Zahl der Unterrichts- und Wiederho­
lungsstunden hat während der ersten zwei Aus­
bildungsmonate wöchentlich 30 Stunden, wäh­
rend der übrigen Ausbildungszeit wöchentlich 
15 Stunden nicht zu überschreiten. 

§ 11. (1) Die praktisme Ausbildung der Smüle- . 
rinnen· hat die Unterweisung auf folgenden 
Krankenhausabteilungen beziehungsweise Gebie­
ten zu umfassen: 

a) Gebäranstalt (Geburtshilflime Abteilung): 
Geburtshi'lfliche Smulung im Kreißsaal, 
Womenbettpflege, 
Neugeborenenpflege, 
Operationssaa1, 
Geburtshilflich-gynäkdlogische Ambulanz; 

b) Kinderklinik (Kinderabteilung): 
Pflege und Ernährung von Frühgeborenen 

und Säuglingen, 
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Mutterberatung, 
Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge; 

c) Schwangerenbetreuung, 
Schwangeren- und Wöchnerinnenturnen. 

(2) Die praktische Ausbildung hat an den ein-
. schlägigen Abteilungen und Einrichtungen der 
Krankenanstalt zu erfolgen, an der die Bundes­
hebammeniehranstalt errichtet ist; die praktische 
Ausbildung gemäß Abs. 1 lit. b kann auch an 
den einschlägigen Abteilungen und Einrichtungen 
einer anderen Krankenanstalt am Sitze der 
Hebammenlehranstalt erfolgen. 

§ 12. (1) Die 'praktische Aus'bi'ldung gemäß 
§ 11 Abs. 1 lit. b muß mindestens sechs Wochen 
dauern; die übrige für die praktische Ausbildung 
zur Verfügung stehende Zeit ist der Ausbildung 
gemäß § 11 Abs. 1 lit. a und c zu widmen. 

(2) Im Rahmen der gehurtshilflichen Schulung 
muß die Schülerin mindestens bei 30 Geburten 
unter Aufsicht und Anleitung persönlich Hebam­
menbeistand, einschließlich des Dammschutzes, 
geleistet haben. Ferner ist die Schülerin in der 
Führung des Tagebuches gemäß den Bestimmun­
gen der Hebammen-Dienstordnung praktisch zu 
unterweisen. 

§ 13. (1) Die praktische AuSbildung der Schüle­
rinnen ist unter der Verantwortung des jeweili­
gen Leiters der Fachabteilung durchzuführen. 

(2) Bei der praktischen Ausbildung dürfen die 
Schü'lerinnen nur zu Tätigkeiten herangezogen 
werden, die im Zusammenhang mit dem Hebam­
menberuf stehen und zur Erreichung des Aus­
bildungszieles notwendig sind. 

(3) Die praktische Ausbildung hat mit Beginn 
des dritten Ausbildungsmonates einzusetzen. 

§ 14. (1) Die Zahl der Unterrichts- und Wie­
derholungsstunden sowie die der praktischen 
Ausbildung gewidmete Zeit darf 40 Stunden pro 
Woche nicht überschreiten. Innerhalb eines Mo­
nates dürfen Schülerinnen höchstens fünfmal 
Nachtdienst versehen. 

(2) DieSchülerinnen sind verpflichtet, an den 
Unterrichts- und Wiederholungsstunden sowie 
an der praktischen Ausbildung regelmäßig teilzu­
nehmen; bei Fernbleiben sind entsprechende 
Nachweise vorzulegen. 

§ 15. (1) Die Hebammenschülerinnen sind in 
Internaten unterzubringen. Die für die Ausbil­
dung erforderlichen Unterrichts- und Inter­
natsräume soUen sich im Bereich der Anstalt be­
finden, an der die Bundeshebammenlehranstalt 
errichtet ist. 

(2) Da~ Wohnen außerhalb des Internats kann 
durch die Aufnahmekommission (§ 4) einzelnen 
Schülerinnen bewilligt werden, sofern' berück-

sichtigurtgswürdige Gründe in der Person der 
Schülerin vorliegen und ihre Ausbildung dadurch 
nidtt gefährdet wird. Bei Wegfall dieser Voraus­
setzungen hat die Kommission die Bewilligung 
zurückzuziehen. Die Bestimmungen des . § :4 
Abs. 3 sind anzuwenden . 

(3) Die Internatsräume müssen hygienisch ein­
wandfrei und derart angeordnet sein, daß die 
Schülerinnen beim Lernen und in ihrer Nacht­
ruhe nicht gestört werden. Für die Schülerinnen 
müssen eigene, den Anforderungen der Hygiene 
entsprechende Wasch- und Badegelegenheiten 
in ausreichender Zahl vorhanden sein. 

3. HAUPTSTOCK 

Prüfungen und Diplom 

§ 16. (1) Nach Maßgabe der folgenden Bestim­
mungen sind zur Beurteilung des Ausbildungs­
erfolges und zur Er'langung des Hebammen­
Diploms aus den Unterrichtsfächern Prüfungen 
abzuhalten. 

(2) Die Prüfungen sind in Form von Einzel­
prüfungen von den Lehrkräften des betreffen­
den Unterrichtsfaches oder im Rahmen einer 
kommissionellen Prüfung (Diplomprüfung) von 
den Mitgliedern der Prüfungskommission abzu­
halten. Darüber hinaus haben sich die Lehrkräfte 
während der gesamten Ausbildungszeit vom Aus­
bildungs erfolg der Hebammenschülerinnen lau­
fend zu überzeugen. 

(3) Einzelprüfungen sind aus nachstehenden 
Unterrichtsfächern abzunehmen: 

a) Am Ende des erst~n Ausbildungsjahres: 
Allgemeine Anatomie, 
Allgemeine Physiologie und Emährungs~ 

lehre, 
Allgemeine Hygiene und Infektionslehre 

einschließlichiEntwesung, Desinfektion 
und Sterilisation, 

Allgemeine Pathologie, 
Allgemeine Krankenpflegetechnik, Instru­

menten- und Gerätelehre; 
b) im zweiten Ausbildungsjahr: 

Schwangeren- und Wöchnerinnen turnen, 
Medikamentenlehre und Toxikologie. 

(4) Die Diplomprüfung ist innerhalb der letz­
ten vierzehn Tage des zweiten Ausbji},dungsjahres 
abzunehmen und hat folgende Unterrichtsfächer 
zu umfassen: 

Geburtshilfe I, 
Geburtshilfe 11, 
Frauenkrankheiten, 
Kinderheilkunde, . 
Grundzüge des Sanitätsrechtes mit besonderer 

Berücksichtigung des Hebammenwesens; 
Personenstandsgesetz, 

Grundzüge der sozialen Fürsorge mit beson­
derer Berücksichtigung der Mutter-
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schafts, Säuglings- und Jugendfürsorge; 
Grundzüge des Sozialversicherungs­
rechtes. 

(5) Die Prüfungen sind mündlich. abzulegen; 
sie haben sich auch auf den praktischen Nachweis 
der für die Ausübung des Berufes erforderlichen 
Fertigkeiten zu erstrecken. 

. (6) Keine Prüfung ist in dem unter Z. 14 der 
Anlage 1 genannten Unterrichtsfach abzuhalten. 

§ 17. Für Schülerinnen, die bereits ein Diplom 
in einem Zweig de!! Krankenpflegefachdienstes 
erwo1"ben halben, entfallen die in § 16 Abs. 3 
lit. a angeführten Einzelprüfungen sowie die 
Einzelprüfung aus dem Unterrichtsfach Medi­
kamentenlehre und Toxikologie, für dil'lomierte 
Kinderkranken- und Säuglingsschwestern über­
dies das Fach Kinderheilkunde bei der Diplom­
prüfung. 

§ 18. (1) Schülerinnen, die zur Diplomprüfung 
anzutreten 'beabsichtigen, haben sich spätestens 
vier Wochen vor dem für die Prüfung in Aus­
sicht genommenen Termin beim Direktor der 
Bundeshebammenlehranstalt :lmumelden und die 
im § 27/vorgeschriebenePrüfungstaxe zu erlegen. 

(2) Zur Diplomprüfung sind nur solche 
Schülerinnen zuzulassen, welche die den Bestim­
mungen dieser Verordnung entsprechende Aus­
bildung absolviert haben. 

(3) Der Vorsitzende der Prüfungskommission 
hat im Einvernehmen mit den übrigen Mitg1ie­
dern der Prüfungskommission umgehend den 
Prüfungstermin für die Diplomprüfung festzu­
setzen. Die Schülerinnen sind von diesem Termin 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

§ 19. (1) Der Prüfungskommission für die 
Diplomprüfung gehören an: 

a) ein llrzt1icher Beamter aus dem Stande des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
als Vorsitzender, 

b) der Direktor der Bundeshebammenlehr­
anstalt oder dessen Stellvertreter, 

c) die zu Prüfern bestellten Lehrkräfte der 
Bundeshebammenlehranstalt, 

d) die Lehrhebamme oder deren Stellvertr.ete­
rin, 

e) je ein Vertreter des Hebammengremiums 
und der gesetzlichen Interessenvertretung 
der Dienstnehmer. 

(2) Die Bestellung der unter Abs. 1 lit. c und e 
genannten Mitglieder der Prüfungskommission 
ob1iegt dem Bundesminister für soziale Verwal­
tung. 

(3) Jedem Mitglied der Prüfungskommission 
ist vor der Prüfung ein Verzeichnis sämtlicher 
Schülerinnen auszufolgen, die zur Prüfung an-

treten. Ferner sind den Mitgliedern der Prü­
fungskommission Nachweise über die Ergebnisse 
der abgenommenen Einzelprüfungen (§ 16 
Abs. 3) vorzulegen. 

(4) Die Leitung der Prüfung obliegt dem Vor­
sitzenden. Dieser sowie das in Abs. 1 lit. b ge­
nannte Mitglied der Prüfungskommission sind 
berechtigt, an die Prüflinge Fragen aus 
al1en Gegenständen der Prüfung zu stellen. Die 
in Abs. 1 lit. c genannten Mitglieder 'der Prü­
fungskommission sind nur berechtigt, an die 
Prüflinge Fragen aus ihrem Prüfungsfach zu stel­
len. Die in Abs. 1 ,lit.· d und e genannten Mit­
glieder können während der Prüfung das Wort 
ergreifen. 

§ 20. (1) Ober die Diplomprüfung ist ein Pro­
tokoll zu führen, in dem die Namen der Mit­
glieder der Prüfungskommission sowie ihre 
Funktion in derselben, diePrüfungstage, die Na­
men der Prüflinge, die Prüfungsgegenstände und 
das Prüfungskalkül einzutragen sind. Das Proto­
koll ist von den Mitgliedern der Prüfungskom­
·mission zu fertigen. 

(2) Als Prüfungskalkül gelten die Noten: 
"sehr gut", 
"gut", 
"befriedigend", 
"genügend", 
"ungenügend". 

§ 21. (1) Bei der Wertung der Prüfungsergeb­
nisse sind der Vorsitzende und das in § 19 Abs. 1 
lit. b genannte Mitglied der Prüfungskommission 
in allen Prüfungs gegenständen, die im § 19 
Abs. 1 lit. c genannten Mitglieder der Prüfungs­
kommission nur in ihrem Prüfungsfach stimm­
berechtigt. Den in § 19 Abs. 1 lit. d und e ge­
nannten Kommissionsmitgliedern kommt bera­
tende Stimme zu. 

(2) Bei der Abstimmung entscheidet die Stim­
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Vorsitzenden. 

s' 22. (1) Nimmt eine Schülerin, ohne von der 
gesamten Prüfung zurückzutreten, an der Prü­
fung in einem Fach nicht teil, ohne daß sie durch 
Krankheit oder aus anderen berücksichtigungs­
wiirdigen Gründen 'verhindert ist, so gilt die 
Prüfung aus diesem Fach als mit der Note "un­
genügend" abgelegt. 

(2) War die Schülerin durch Krankheit oder 
a:us anderen berücksichtigungswürdigen Grün­
den verhindert, an der Prüfung in einem Fadl 
teilzunehmen, so ist diese Prüfung zum ehest­
möglichen Termin nachzuhdlen. 
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§ 23. (1) Bei ungenügendem Erfolg in einem 
oder zwei Prüfungsgegenständen der Diplom­
prüfung kann eine Wiederhdlungsprüfung in 
dem nicht bestandenen Gegenstand abgelegt 
werden. Der früheste Termin für die Wieder­
holungsprüfung sowie die von der Schülerin bis 
dahin nachzuholende AUS'bildung sind von der 
Prüfungskommission festzusetzen. 

(2) Zu einer Wiederholungsprüfung gemäß 
Abs. 1· darf die Schüierin zweimal antreten. 

(3) Bei ungenügendem Erfolg in mehr als zwei 
Gegell5tänden der Diplomprüfung oder bei un­
genügendem Erfolg -im Prüfungsgegenst:ind "Ge­
burtshilfe I" oder "Geburtshilfe 11" und je 
einem weiteren Prüfungsgegens~and ist die 
Diplomprüfung zu wiederholen. Der früheste 
Termin für die Wiederholung der Diplomprü­
fung sowie die von der Schülerin bis dahin iiad1.::· 
zuholende Ausbi'ldung sind von der Prüfungs­
kommission festzusetzen. 

(4) Eine nichtbestandene Dipilomprüfung darf 
zweim;fl wiederholt werden. 

§ 24. (1) Der Prüfungskommission, vor der 
eine Wiederholungsprüfung abzulegen ist, haben 
die in § 19 Abs. 1 lit. a, b, cl und e genannten 
Personen sowie die zu Prüfern bestellten Lehr­
kräfte der Bundeshebammenlehran'stalt, aus de~ 
ren Fach die Prüfung abzuhalten ist, anzugehö­
ren. 

(2) Für die Durchführung der Wiederholungs­
prüfung sind die Bestimmungen der §§ 19 Abs. 3, 
20 und 21 sinngemäß anzuwenden. 

§ 25. (1) Ober eine erfolgreich abgelegte 
Diplomprüfung ist ein Diplom auszufertigen. 
Das Diplom ist mit dem Siegel der Bundes­
hebammenlehranstalt zu versehen und von den 
inS 19 Ahs. 1 lit. a und b genannten Mitglie­
dern der Prüfungskommission zu unterzeichnen 
(Muster siehe Anlage 2). 

(2) .Das Diplom hat nur das Gesamtkaikül 
"mit ausgezeichnetem Erfolg" oder "mit Erfolg" 
Zu enthalten. -

(3) Das Gesamtkalkül "mit ausgezeichnetem 
Erfolg" ist gegeben, wenn bei mindestens der 
Hälfte der Prüfungsgegenstände der Diplomprü­
fung und mehr als der Hälfte der' Unterrichts-

, fächer, in denen Einzelprüfungen abgenommen 
werden, als Prüfungskalkül die Note "sehr gut" 
und bei den übrigen Prüfungsgegenständen die 
Note "gut" erzielt wurde. Wurde in einem Prü­
fungsgegenstand die Note "befriedigend" erzielt, 
so muß dieses Kalkül durch die Note "sehr gut" 
in zwei weiteren Prüfungsgegenständen ausge­
glichen sein. Die Note "genügend" schließt das 
Gesamtkalkül "mit. ausgezeichnetem Erfolg" aus. 

(4) Sind bei Schülerinnengemäß § 17 Prüfun­
gen entfallen, so sind bei der Ermittlung des Ge­
samtkaHtüls gemäß Abs. 3 die im Rahmen der 
Ausbildung im Krankenpflegefachdienst in den 
betreffenden Fächern erzielten Noten mit heran­
zuziehen. 

(5) Der Direktor der Bundeshebammenlehr­
anstalt hat den Absolventinnen das Diplom spä­
testens eine Woche nach der Diplomprüfung aus­
zufolgen. Die übernahme des Diploms ist im 
Prüfungsprotoko'lI zu vermerken. 

§ 26. Der Prüfungskommission für Ergän­
zungsprüfungen gemäß § 3 Abs. 4 des Hebam­
mengesetzes 1963 hzbender Direktor der Bun­
deshebammenlehransta'lt oder dessen Stellvertre­
ter als 'Vorsitzender sowie die Lehrkräfte der 
Bundeshebammenlehr:t,nmJt, aus deren Fach die 
Prüf~ng abzuh~lten ist, anzugehören; für die 
Durchführung der Ergänzungsprüf.ungen sind 
die Vorschriften der §§ 19 Abs. 3 bis 21 sinn­
gemäß anrzuweooen. Eine zweimalige Wieder­
holung der Prüfung ist zulässig. 

§ 27. (1) Der UnterriCht an Bundeshebammen­
lehranstalten erfolgt für österreichische Staats­
bürgerinnen und für in § 5 Abs. 2 genannte Per­
sonen unentgeltlich. 

(2) Für die Diplomprüfung und die Ausfer­
tigung des Diploms einschließlich der Stempel­
gebühren ist eine Taxe von 300 S zu entrichten. 

(3) Für Bewerberinnen, welche weder die öster­
reichische Staatsbürgerschaft besitzen noch im 
Sinne des § 5 Abs. 2 österreichischen Staatsbür­
gerinnen gleichzuhalten sind, erhöht sich die in 
Abs. 2 angeführte Taxe auf den doppelten Be­
trag; der Vorsitzende der Prüfungskommission 
kann jedoch in besonders berücksichtigungswür­
digen Fällen solche Beweroerinnen hinsichtlich 
der zu entrichtenden Taxe den österreich ischen 
Bewerberinnen gleichstellen. 

(4) Für Ergänzungsprüfungen gemäß § 3 
Abs. 4 des Hebammengesetzes 1963 ist eine Taxe 
in gleicher Höhe wie für die Diplomprüfung zu 
entrichten. 

§ 28. Schülerinnen an Bundeshebammenlehr­
anstalten sind zur Wahrung der ihnen im Rah­
men ihrer Ausbildung anvertrauten oder be­
kannt gewordenen fremden Geheimnisse ver­
pflichtet. Darüiber sind die Schülerinnen hei Be­
ginn ihrer Ausbildun~ ausdr'üddich zu belehren. 

4:. HAUP.TSTüCK 

Fortbildungskurse 

§ 29. (1) Fortbildungskurse gemäß S 11 des 
Hebammengesetzes '1963 sind an den Bundes- I 

hebammenlehranstalten in der unterrichtSfreien 
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Zeit in der Dauer von zwei Wochen nach ·Bedart 
abzuhalten. 

(2) Die Fortlbildungskurse haben inSbesonder~ 
der Vertiefung der beruflichen Kenntnisse der 
Hebammen durch praktische und theoretische 
Unterweisung zu dienen, bei welmerauf den 
laufenden Fortsmritt in den berulflimen Wissens· 
gebieten· der Hebammen gebührend Bed'amt zu 
nehmen ist. 

(3) Als Lehrkra'fte können außer den gemäß 
§ 3 Albs. 1 Ht. abis c bestellten Perronen vom 
Direktor·· der ·Bundeshebammenlehranstalt aum 
Fam'kräfte herangezogen werden, die a~f den 
in Betracht kommenden Unterrichtsgebieten be­
sondere Kenntnisse und Erfahrungen haben. 

(4) öffentlich bestellte und freipra·ktizierende 
Hebammen haben die in § 12 der Hebammen-

\ Dienstordnung . bezeichneten Gegenstände zum 
Kurs mitzubringen und Ülber Verlangen zur 
überprüfung autf Vollständigkeit und ordnung~ 
gemäße Besdtaffenheit vorzuweisen. 

(5) Die Kursteilneh.merinnensind verpflimtet, 
den dienstlimen Anordnungen des Direktors der 
Bundeshebammenlehranstalt und der Lehr· und 
Hilfskra'fte Folge zu leisten. 

§ 30. (1) Der Direktor der Bundeshebammen­
lehranstalt hat über die Teilnahme am Fortbil­
dungskurs Aufzeimnungen zu führen. 

(2) NamAbsdtluß des Fortbildungskurses 
haben sich die Lehrkräfte im Beisein des Direk· 
tors der Bundes:hebammenlehranstalt oder seines 
Stellvertreters zu überzeugen, .Ob die Teilneh­
merinnen dem Gang des Forcl>i1dungskurses fol­
gen konnten. 

(3) Die ertQlgreime Teilnalhmeim Sinne des 
Abs. 2 ist auf dem Hebammen-Diplom zu ver­
merken. 

5. HAUPTSTOCK 

Anstalts- und Hausordnungen 

Berichterstattung 

§ 31. Der Direktor der Bundeshebammenlehr­
anstalt hat den internen Betrieb der Anstalt 
durch eine Anstalts-. und Hausordnung zu 
regeln und für deren Einhaltung Sorge zu tra­
gen. Anstalts- und Hausordnungen bedürfen der 

- Genehmigung durch den Bundesminister für 
soziale Verwaltung. 

§ 32. (1) Der Direktor der Bundes'hebammen­
lehranstalt hat nam .AJbsmluß eines jeden Lehr­
ganges und eines jeden Fortbildungskurses dem 
Bundesministerium für soziale Verwaltung sowie 

dem österreichischen Statistischen Zentralamt 
einen Bericht zu erstatten. 

(2) Dieser Bericht hat zu enthalten: 
a) Die Anzahl der Schülerinnen bei Beginn 

jedes Lehrganges, deren Alter und letzte 
Beschäftigung, deren Staatslbürgersmaft, 
etwaige erfolgte Entlassungen im .Laufe 
des Lehrgangs und deren Begründung; 
Anzahl der Prufungswel"berinnen, Prü­
fungsergdbni~ Zalhl der. ausg·efertigten 
Diplome, Anzahl der an Schülerinnen 
etwa verliehenen. Stipendien, verleihende 
Behörde (Stelle), Ei~e!l!höhe solcherStipen­
dien, Zahl der Internatsbetten; 

b) Zahl der Gesamtunterrichtsstunden in der 
Wome sowie Gesamtzahl der meoretischen 
Unterrichtsstunden während des 'Lehrgan­
ges, die letzteren nam Lehrgegenständen 
aufgegliedert; 

c) Anzahl der Hebammen, die an einem 
Fortbildungskurs teilgenommen haben; 
Name und berutfliche Stellung der Vortra­
genden; Art und Zalhl der Unterrim~ 
ge,genstände; Anzahl der Hebammen. 
deren Teilnahme erfolgreich war. 

6. HAUFfSTOCK 

Obergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 33. (1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Verordnung laufenden Lehrgänge sind 
nach den bis!her geltenden Bestimmungen abzu­
schließen. 

(2) SChülerinnen, die ihre Ausbildung zum 
Hebammenberuf nach den bisher geltenden Be­
stimmungen begonnen haben, können diese Aus­
bildung innerhal!b von drei J ahr'en nach Inkraft­
treten dieser Verordnung nach den bis!herigen 
Ausbildungsbestimmungen tbeenden. 

§ 34. (1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 
1972 in Kraft; § 2 Abs. 2 und 4, § 4 A:bs. 1 
und 2 sowie § 19 Abs. 1 und 2 finden jeweils 
erst nach Abschluß der im Zeitpunkt des In­
krafttretens dieser Verordnung laufenden Lehr­
gänge Anwendung. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt 
die Verordnung des Bundesministers für soziale 
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Unterricht vom 27. Dezember 1928, 
BGBL Nr. 20/1929, betreffend den Unterrimt, 
die Diplomsprüfung "und den Dienst an den 
Bundes-Hebammenlehranstalten (Unterrichts­
ordnung), zuletzt geändert durm die Verord­
nung BGBL Nr. 14/1965, außer Kraft. 

Häuser 

9S 
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Theoretischer Unterricht an Bundeshebammenlehranstalten 
(Mindeststunden, ohne Wiederholungsstunden) . 

Anlage 1 

(zu § 8 Abs. 1) 

Unterridlafadt Miademtuitden 

1. Allgemeine Anatomie- .......................................... ' ........•... , 20 
2. AI~emeirte Physiologie und Ernährungslehre ..............................•...• 20 
3. Allgemeine' Hygiene uQ,d Infektionslehre einschließlich Entwesung, Desinfektion und 

Sterilisa tion ......•........................ ' ........................ : ..... '. . . 30 
4. Allgemeine Pathologie ...................................................... '20 
5. Allgemeine Krankenpflegetechnik, Instrumenten- und Gerätelehre ................ 30 
6. Gebqrtshilfe I (Anatomie und Physiologie des weiblichen Beckens und seiner Organe; 

normaler Verlauf der Schwangerscha.ft, der G~urt und des Wochenbettes; Pfleg/.lund 
Erna1J.rung der Schwangeren und Wöchnerinnen; Muttersc:haftsfürsorge) ....•.•.••.. 100 

7. G~urt9hi1fe II (Regelwidrige und krankhafte Erscheinu~en und Vorgänge wä1trend 
der Schwangerschaft, der Geburt und des Wochenbettes) ........... :............ 100 

8. Schwangeren- und Wöchnerinnen turnen ....................................... 10 
9. Frauenkrankheiten ............•.........•.................................• 20 

10. Kinderheilkunde (Pflege, Ern1ihrung und Krankheiten der Neug~orenen und Säug­
linge,Pflege und Ernährung von Frühgeborenen; Säuglingsfürsorge, Jugendfürsorge) 100 

11. Medikamentenlehre und Toxikologie '.......................................... 15 
12. Grundzüge des Sanitätsrechtes mit besonderer Berücksidttigung des Hebammenwesens; 

Personenstandsrecht ....................•.................. , . . . . . • . . . . . . . . . • 20 
13. Grundzüge der sozialen Für90rgemit besonderer Berücksichtigung der Mutterschafts-, 

Säuglings- und Jugendfürsorge; Grundzüge des Sozialversicherungsrechtes .......... 20 
14. Vornahme der Nottaufe (katholisch, evangelisch) ........................•....... 4 

Summe... 509 
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Muster 

Hebammen-Diplom 
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Anlage 2 

(zu § 2S Abs. 1) 

Die PrüfungS'kommission an der Bundeshebammenlehranstalt in .•....•....•............•. 

erteilt hiemit das Zeugnis, daß 

••••••••••••••••••• , ............................... t •• t •••••••••••••••••••• t •.••••••••• , 

geboren am .................................. in •. ; ..........•...............•...•.. , 

sich der Ausbildung gemäß der Hebammen-Ausbildungsordnung, BGBl. Nr ...... .! ...... , unter-

zogen, die vorgeschriebenen Prüfungen mit 

Erfolg 

abgelegt und hiedurch die Befähigung zur Ausühung des Hebammenberufes in entsprechender Weise 

dargetan hat • 

.•.............. , am ...................... 19 .. . 

Für die Prüfungskommission: 

Der Direktor der Bundeshebammenlehranstalt Der Vorsitzende 

Siegel der Bundeshebammenlehranstalt 

97 
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Verordnung des Bundesministeriums . für soziale Verwaltung vom 
30. Dezember 1925, BGBl. Nr. 13/1926, betreffend die Errichtung von 
Hebammengremien (wieder in Kraft gesetzt durch Art. 11 Z.2 des BG. 

vom 18. Juni 1947, BGBl. Nr. 151). 

Auf Grund des § 12 des Bundesgesetzes vom 2. Juli 1925, BGBL 
Nr. 214, betreffend die Regelung des Hebammenwesens, wird ver­
ordnet: 

§ 1. (1) In jedem Bundeslande wird ein Hebammengremium er­
richtet, das mit der im folgenden Absatze bezeichneten Ausnahme in 
der Lar deshauptstadt seinen Sitz hat. 

(2) Das Hebammengremium für Niederösterreich hat seinen Sitz 
in Wien. 

§ 2. (1) Alle in einem Bundeslande zur Ausübung des Heb­
ammenberufes berechtigten öffentlich bestellten, frei praktizierenden 

~ und Anstaltshebammen (§ 4 Absätze 1 und 2 des Bundesgesetzes vom 
2. Juli 1925, BGBL Nr. 214) gehören dem HebammengremiumJenes 
Landes als Mitglieder an, in welchem sie gemäß § 4 Absatz 1 dieses 
Gesetzes ihren Wohnsitz zu nehmen haben. Die Zugehörigkeit der Heb­
ammen an öffentlichen Gebäranstalten zu einem Hebammengremium 
richtet sich nach ihrem Dienstorte. Alle vorstehend genannten Heb­
ammen sind in dem zuständigen Gremium wahlberechtigt und wählbar. 

(2) Die Zegehörigkeit zum Gremium (Mitgliedschaft) erlischt 
durch Zurucklegung oder Entziehung der NiederIassungsbewilligungl ) 

(bei Hebammen an öffentlichen Gebäranstalten durch Ausscheiden aus 
ihrer aktiven Dienstleistung) und durch den Tod. 

§ 3. (1) Aufgabe der Hebammengremien ist die Wahrung des An· 
sehens des Hebammenstandes, die Förderung der wirtschaftlichen Lage 
desselben und die Vertretung der gemeinsamen Angelegenheiten der 
Hebammen. . 

(2) Insbesondere obliegen den Hebammengremien folgende Auf­
gaben: 

a) die Beratung über alle Angelegenheiten, welche die Interessen 
des Hebammenstandes, die Aufgaben, die Ziele und das An­
sehen dieses Standes betreffen; 

b) die Stellungnahme zu den vom Landeshauptmanne, beziehungs­
weise von der Sanitätsbehörde in Aussicht genommenen Ver­
fügungen hinsichtlich der fallweisen Nachsicht von dem Erfor-

Zu§ 2: 1) S.§§ 6 u. 7 des Hebammengesetzes unter IX, g, 5/1. 
1 

deroisse der österreichischen Bundesbürgerschaftl ) bei Enei­
lung der Niederlassungsbewilligung oder bei der Anstellung 
an einer öffentlichen Gebäranstalt, hinsichtlich der Feststellung­
der Zahl der frei praktizierenden Hebammen für jeden poli­
tischen Bezirk, weiters hinsichtlich der Eneilung der Nieder­
lassungsbewilligung an Hebammen und hinsichtlich der Aus­
übung eines Nebenerwerbes einer Hebamme (§ 1 Absatz 5, 
§ 2 Abs. 3, § 5 Absatz 2 und § 9 des Bundesgesetzes vom 
2. Juli 1925, BGBL Nr. 214); 

c) über Aufforderung der Bundes-, Landes- und Gemeindebehör­
den die Erstattung gutächtlicher .Äußerungen in allen Fragen 
des Hebammenwesens, über Entwürfe . von Gesetzen, Verord­
nungen und· anderen Vorschriften, die den Hebammenstand 
berühren, und die Unterstützung der Behörden bei ihrer Wirk­
samkeit; 

d) die Evidenzführung über sämtliche Hebammen, die im Lande 
ihren Standort haben; 

-0 
00 

e) die Namhaftmachung und Entsendung von Vertreteroin jene _ 
Körperschaften, denen die Interessenvertrerung des Hebammen- t; 
standes durch diesem Stande angehörige Personen gesetzlich Q.. 

obliegt, weiters die Erstattung von Vorschlägen für die Eroen- ~ 
nung gerichtlicher Sachverständiger auf dem Gebiete des Heb- tc 
ammenwesens sowie die Vertretung dieses Berufes bei den amt~ ~ 
lichen Stellen; ~ 

f) die Errichtung von Wohlfahrtseinrichtungen für "die Mitglieder- ::l 

und deren Angehörige. 
§ 4. (1) Zur Deckung der mit dem Gremialbetriebe verbundenen 

Gelderforderoisse können den Mitgliedern bei Erlangung der Nieder­
lassungsbewiIIigung oder bei der Anstellung an einer öffentlichen 
Gebäranstalt Aufnahmegebühren und laufende Jahresbeiträge . vorge-­
schrieben werden, die durch politische Exekution eingetrieben werden 
könnenl ). Die Höhe dieser Geldbeträge wird ~urch die Satzungen 
der Gremi.en bestimmt. 

(2) Den Hebammengremien fließen die auf Grund des § 13 des 
Bundesgesetzes vom 2. Juli 1952, BGBL Nr. 214, verhängten Geld­
strafen zu, und zwar sind die Strafbeträge, falls die bestrafte Person 
einem Hebammengremium angehört, an dieses, sonst aber an das Heb­
ammengremium jenes Landes abzuführen, in dem die strafbare Hand-­
Jung begangen wurde. 
--Zu § 3: 1) Jetzt Staatsbürgerschaft. 

Zu § 4: 1) S. § 3 VVG. (Abschnitt III, b, 4 dieser Sammlung). 
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§ S. Die Organe der Hebammengremien sind: 
1. die Vollversammlung; 
2. der Gremialausschuß; 
3. die Vorsteherin. 

§ 6. (1) Die Vollversammlung jedes Hebammengremiums besteht 
aus dessen Mitgliedern (§ 2). 

(2) Vollversammlungen der Mitglieder des Hebammengremiums 
sind von' der Vorsteherinunter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
einmal im Jahre einzuberufen. Oberdies kann ein Viertel der stimm­
berechtigten Mitglieder und auch die Landesregierung die Einberufung 
einer Vollversammlung verlangen, die von der Vorsteherin gleichfalls 
unter Bekanntgabe der Verhandlungsgegenstände sogleich für einen 
innerhalb zweier Wochen anzuberaumenden Tag einzuberufen ist. In 
den Vollversammlungen führt die Vorsteherin oder deren Stellvertre-
terinden Vorsitz. ' 

(3) Vollversammlungen müssen mindestens 10 Tage vorher ein­
berufen werden. Die Einberufung ist der Landesregierung rechtzeitig 
anzuzeigen; diese kann behufs Oberwachung des gesetzlichen Vor­
ganges einen Vertreter in die Versammlung entsenden. Die Beschlüsse 
jeder Vollversammlung sind binnen 14 Tagen der Landesregierung 
bekanntzugeben. 

§ 7. (1) Die Vollversammlung ist bei Anwesenheit von einem 
Viertel der stimmberechtigten Mitglieder beschlußfähig. 

(2) Eine stimmberechtigte Hebamme eines Gremiums kann aus 
wichtigen Gründen eine andere in diesem Gremium stimmberechtigte 
Hebamme bevollmächtigen, ihre Stimme bei der Vollversammlung ab­
zugeben. Jede durch Vollmacht vertretene Hebamme ist in die gemäß 
Absatz ,1 zur Beschlußfähigkeit erforderliche Mindestzahl von anwesen­
den Hebammen einzubeziehen. Die auszustellende Vollmacht muß hin­
sichtlich der Richtigkeit der Unterschrift gemeindeamtlich bestätigt sein. 

(3) Ist die einberufene Vollversammlung beschlußunfähig geblie­
ben, so sind die erschienenen stimmberechtigten Mitglieder nach Ab­
lauf einer Stunde berechtigt, über die Tagesordnung gültig zu beraten 
und zu beschließen. 

(4) Die Beschlüsse werden, insoweit in dieser Verordnung nicht 
ein anderes Stimmenverhältnis als erforderlich bezeichnet wird, mit 
mehr als der Hälfte der abgegebenen Stimmen. gefaßt. Bei Stißlll"""O­
gleichheit entscheidet die Stimme der Vorsitzenden. 

~ 

(5) Ober die Vollversammlung ist ein Protokoll abzufassen., in 
das insbesondere die Feststellung der Beschlußfähigkeit und diegefaß­
ten Beschlüsse aufzunehmen sind. Das Protokoll ist von der V orsteherin 
und der Schriftführerin zu unterfertigen. 

(6) Beschwerden gegen Beschlüsse der Vollversammlung sind 
binnen zweier Wochen, vom Tage der Beschlußfassung an gerechnet, 
bei der Landesregierung einzubringen. Diesen Beschwerden kommt auf­
schiebende Wirkung zu. 

§ 8. (1) Der Beratung und Beschlußfassung der Vollversammlung 
sind folgende Angelegenheiten vorbehalten: 

a) der Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Gremiums 
und, die Feststellung der Grundsätze für die Ausgabenwirt­
schaft des Ausschusses; 

b) die Prüfung und Genehmigung der Jahresabrechnung über die 
Geldgebarung des Ausschusses; . 

c) die Beschaffung der durch die Aufnahmegebühr und die lau­
fenden Jahresbeiträge nicht gedeckten Gelderfordernisse des 
Gremialhetriebes ; , 

d) die Verfügung über das dem Gremium gehörige Vermögen; 
-.j>-
a--

e) die Schaffung von' Wohfahrtseinrichtungen; ~ 
f) die Satzungen (§ 4 Absatz 1, § 19). ~ 

(2) Beschlüsse über die im Absatze 1 lit. c und dgenannten An- ~ 
gelegenheiten bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit von zwei Jq 
Dritteln der von den stimmberechtigten Anwesenden abgegebenen g 
Stimmen und sind der Landesregierung zur Gene):lmigwig vorzulegen. 

§ 9. (1) Die Gremialausschüsse für Niederösterreich und für Wien 
bestehen aus je neun Mitgliedern, die Gremialau$schüsse für Oberöster­
reich und Steiermark aus je sicher. ,Mitgliedern und die Gremialaus­
schüsse für das Burgenland, für Kärnten, für Salzburg, für Tirol und 
für Vorarlberg aus je fünf Mitgliedern.- . 

(2) Die Wahl der Mitglieder des Gremialausschusses findet nach 
dem GrundSatze der Verhältniswahl statt und ist geheim. 

(3) Alle im Bereiche eines HebammengremiumS wählberechtigten 
Hebammen bilden einen. Wahlkörper zur W abl de~ Gretiüalausschusses~ 

(4) Jede Hebamme, die bis zum 'tage der Ausschreibung der 
Wahl die Mitgliedschaft des Hebammengremiums -nicht verloren hat 
(§ 2 Absatz 2), ist in den Ausschuß des betreffenden Gremiums, und 
zwar nur in diesen, als· Mitglied wählbar. 

(5) Das Mandat eines Ausschußmitgliedes erlischt durch Ver­
zicht, durch Zurücklegung oder Entziehung det Niederlassungsgewilli-

" 
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gung (bei H~bammen ,an öffentlichen GebäranstaLten oorch Ausscheiden 
aUIS ihrer aktiven DienstleistJung) ooer ,durch den Tod. 

(6) Der GremilaLalUSiSchuß führt die Geschähe des Gremiums l"egel­
mäßig ,durch fünf Jahre, jedenf.alls aber bis zur Wahl des nellen Grercial­
ausschusses. Für jedes währ,end dieses Zeittaumesaus dem Ausschuß aus­
scheidende MitgLied hat di~ Vorsteher:in, 'beziehungsweilse deren S1lellver­
tretenn older im Falle des g,leichzeitligen Ausscheidens der Vorstehenn 
und ihr.er StelllV'ertretenn das Amt der Landesr,egierung sogleich diejenige 
Hebamme des Grernius (Ersatzrni<tglied)einzuberuf~, ,die in dem gleichen 
Wahlvorschlag w~e das alUsgeschSliedene Mitglied des AU&Schchusses naim­
haft gemacht, aber nicht mehr <1Ils Mitglied gewählt wurde, und zw.ar nach 
der Reihenfolge ·des Wahlvorschlages (§, 15 Abs. 6). 

§ 10. (1) Die Wahl des enSlten Gremi:alausschuses WliJ.'ld von der Lan­
desregierung, die foLgenden Wahlen vorn GremialausschUlSSe, und zwar 
spätestens sechs Wochen vor dem Wahltage, in, den Amtsblättern ausge­
schrieben und am Sitze jeder poli·tischen Bezirksbehöl1de sowie auch sonst 
ortsübI:ich kundgemacht. Die zweite und die folgenden Wahlen si:nd so. 
rechtzeitJig auszuschreiben, daß .die vorzunehmende Neuwahl.des GremLal­
aJUSSchusses noch vor Ablauf der Funktionsperiode (§ 9, Abs. 6) des ah­
tretenden Gl"emialausschUSiSes' stJa ttfmden kann. 

(2) Die Ausschreihung hat mindestens zu .enthalten: 
a) die Angabe des Tages und des Ortes ·der Wahl; 
b) ,die Angabe der Stunden, innerhalb welcher die Wahlkuverte über­

reicht werden können oder innerhalb welcher das Einlangen dieser 
Wahlkuverte durch die Püst noch als rechtzeitJig anrusehen ist (§ 13 
Albs. 2 und § 14 Abs. 2); 

c) ·di,e Anzahl ·der in dem betreffenden Gremium ZiU wählenden Aus-
schußmitgHeder; 

.d) ,den Tag, bis zu welchem die Wahlvorschläge einzubningen s.ind; 
e) die wesentlichen Bestimmungen des Wahlverfahrens; 
f) die Bekanntgabe, daß d<1JS Verzeichnis der wahlberechcigten Hebam­

men !in ·einem allgemein zugänglichen Raum, ,der vom G1'leiffi~alaus­
schusse (für die erste Wahl vüm Amte der Landesregierung) zu b~­
stilIll:IJlen ist, vom 'siebenten Tage nachdem Tage d.er WahLalUsschrei­
bung angefangen durch sieben Tage Zur Einsicht und Ahschriftnahme 
für dIle Hebammen .aufliegt; 

g) die Angalbe der Besni.:m.mungen ·des Einspruchsv,erfahrens (§ 11). 

§ 11. (1) Das Verzeichni:s d~ wahlberechtigten Hebammen (§ 2) ist 
für ,die erste Wahl vom Amte der Landesregierung vür Ausschreibung 

der Wahl anzulegen und sodann alljährlich vün .megem nach der durch 
.d<1JS Gremium im Monate Jänner vorzunehmenden RlichtigstleHung e~er 
überprüfung zu unte1'2Jtehen. Sieben T<1Ige nach der WahLalUsschreiJbung 
ist dj.es~ VerlJeichnis in einem allgemein zugänglichen &aum, Wlelcher 
durch den GremialalU!SSchuß (.bei der ersten Wa1hlldurch das Armt der Lan­
desregierung) zu bestimmen ,ist, durch si:eben Tage Zur Einsicht und Ab­
srhr~ftnahme für die Hebammen aufwIegen. 

(2) Gegen ,das aufgeLegte Verzeichnils kann j,ede zur Ausübung der 
Hebammenpl1axis in dem betl1ef.f~den Lande berechtigte Hebamme binnen 
sieben Tagen, vom Tage der Auflegung an gerechnet, wegen Aufnahme 
vermeintlich nicht berechtigter oder wegen Nichtaufnahme vermeintlich 
ber.echti.gter Hebammen schriftlich oder mÜnldlich an ,die bmd·esregierung 
Einspruch erheben. 

(3) Heb:nnmen, gegen deren Aufnahme in ,das Verzeichnis Binspruch 
erhoben wurde, sin,d hievün innerha1b vün 24 Stunden zu V'erständJigen. 
Die hievün verständigte Hebamme kann zu dem Einspruche hinnen drei 
Tagen StelLung nehmen. 

(4) über sülche Binsprücheentscheidet di~ Landesreg:iel'lUng end~ltlig. 
Hienach ist ,das Veneichnis ,der wahlberechtigten Hebammen richcigzu­
stellen. 

§ 12. (1) Wählergruppen von Hebammen, die sich an der WahLbe­
werbung -beteiligten (Parteien), haben ~hre Wahlvürschläge spätestens 
14 Tage nach AusschreibungcLer W.a;hl ,der Mitgllieder ,des Hebammen­
gr~ums heim Gl"emiaLausschusse (für die ,erste Wahl beirrn' Am1le der 
Landesregierung) einzubringen. 

(2)1) Jeder Wahlvül'lSchlag hat 
a) ,die Unterschriften vün mindestens fünf WahLberechtigten a.ufzu-

weisen; , 
b) ein Veqeidmis und ,di,e Unterschriften vün höchsoons .düppelt so. 

vid,en WahJwerberinnen als Mitglieder in den Gremia1ausschuß zu 
wähl.en sind, zu enthalten, und zwar in der -beantragten Reihenfülge 
und unter Angahe des Familien- und Vürnamens,der Geburtsdaren 
Ulnd der Ansdnift; 

c) eine der Unterzeichneten als zuste1lungsbevollmächtigte Vertreterin 
des Wahlvürschlages anzuführen, andernfaI1sdie Erstunterzeichnete 
als Vertreterin ,gUt; 

d) .die eindeutig UiIlItlen>cheidibare Bezeichnung der Wäh1erg.rupp.e (P.artei) 
ZI\l enma1ten; .ei:n Wahlvorschlag ohne eine solche Bezeichnung ist 
nach der erstNürgescMagenen Wahlwerlberin zu benennen. 
Zu § 12:.1) Abs 2 idF der V BGBl 1977/423. 
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(3) Die Wahlvorschläge sind vom Gremialausschusse (für die erste 
Wahl vom Amte der Landesregierung) sogleich nach ihrem Einlangen 
in der Richtung zu überprüfen, ob sie die erforderliche Zahl der Unter­
schriften enthalten und ob· die in den Parteilisten vorgeschlagenen 
Wahlwerberinnen wählbar sind. Weist ein Wahlvorschlag n.icht die 
erforderliche Zahl von Unterschriften auf, so gilt er als nicht einge­
bracht~ Uberzählige Wahlwerberinnen sowie solche, die die Wählbar­
keit nicht besitzen, sind in den Wahlvorschlägen zu streichen. 

(4) Von etwaigen derartigen Verfügungen ist die zustellungs­
bevollmächtigte Vertreterin binnen längstens sieben Tagen unter· Angabe 
der Gründe zu verständigen. 

'(5) Die zustellungsbevollmächtigte Vertreterin kann in einem 
solchen Fall binnen weiteren sieben Tagen beim Gremialausschusse (für 
die erste Wahl bei der Landesregierung) einen Ergänzungsvorschlag 
erstatten, welcher gleichfalls in der im Absatz 3 angegebenen Weise zu 
überprüfen ist. 

(6) Die Wahlvorschläge sind unter neuerlicher Bekanntgabe des 
Wahltages spätestens sieben Tage vor dem Wahltage auf die für die 
Ausschreibung der Wahl festgesetzte Art (§ 10 Absatz 1) zuveröffent­
lichen. 

§ 13. (1) Den stimmberechtigten Hebammen sind rechtzeitig un­
durchsichtige, leere und offene Wahlkuverte. vom Gremialausschusse 
(für die erste Wahl vom Amte der Landesregierung) zuzustellen. Diese 
Kuvette haben die Anschrift des Gremialausschusses (für die erste Wahl 
der von der Landesregierung mit der Durchführung der Wahl betrauten 
Amtsstelle ) und überdies den Vermerk zu tragen:' "Hebammengremium, 
Ausschußwahl, Wahltag ........ _ ........ Die Wahlkuverte müssen mit einem 
abtrennbaren Abschnitte versehen sein, der von der Wählerin mit vollem 
Namen zu unterfertigen ist~. Die Breite des abtrennbaren Abschnittes 
darf 2 cm nicht überschreiten. Für Wahlkuverte, die mittels Post ein­
gesendet werden, hat. die Wählerin die volle Postgebühr zu entrichten, 
widrigens die Annahme zu verweigern ist. 

(2) Die ·Stimmzerrel sind von den wahlberechtigten Hebammen im 
geschlossenen Wahlkuvert entweder am Wahltag innerhalb der fest­
gesetzten Wahlzeit (§ 10 Absatz 2 lit. b) im Wahllokal zu überreichen 
oder so rechtzeitig der Post zu übergeben, daß sie spätestens am Tage 
der Wahl vor Ablauf der festgesetzten Wahlzeit bei der am Wahl­
kuvert bezeichneten Stelle einlangen. 

(3) Der Stimmzettel ist gültig, wenn er die gewählte Partei be­
zeichnet oder wenigstens den Namen einer Bewerberin der Parteiliste 

7 

}~' 

unzweideutig dartut oder nebst der Parteibezeichnung den Namen 
einer oderer mehrerer Bewerberinnen der von dieser Partei aufgestellten 
Parteiliste enthält. Die Ausfüllung des Stimmzettels kann durch Hand­
schrift, Druck oder sonstige Vervielfältigung erfolgen. 

§ 14. (1) Die Wahlhandlung sowie das Ermittlungsverfahren 
(§ 15 Absatze 1 bis 4) werden vom Gremialausschusse unter Aufsicht 
eines Vertreters der Landesregierung (bei der ersten Wahl von einem 
Vertreter der Landesregierung) durchgeführt. 

(2) Die Wahlhindlung wird nach Ablauf der für die 'übergabe, 
beziehungsweise für das noch als rechtzeitig anzusehende Einlangen der 
Wahlkuverte durch die POSt festgesetzten Zeit damit eingeleitet: daß 
die von den Wahlkuverten noch nicht abgetrennten, für die Unter­
schrift der Wählerin bestimmten Abschnitte in der Richtung geprüft 
werden, ob die auf dem Abschnitt unterfertigte Einsenderin des Wahl­
kuverts in das Verzeichnis der wahlberechtigten Hebammen aufgenom~ 
men erscheint. 

(3) Ist dies nicht der Fall, so ist der Stimmzettel als ungültig 
anzusehen und ist das Wahlkuvert uneröffnet beiseite zu legen. 

(4) Nach vorgenommener 'überprüfung der Abschnitte (Absatz 2) 
sind diese von den Wahlkuverten abzutrennen und die Kuverte uner­
öffnet in eine Urne zu legen. 

(5) Die Wahlkuverte sind sodann der Urne zu entnehmen ; nach 
deren Eröffnung ist die Gültigkeit der abgegebenen Stimmzettel Zu 
prüfen. 

( 6) Der Stimmzettel ist ungültig: 
1. wenn er zwei oder mehrere Parteien bezeichnet; 
2. wenn er gar keine Partei, wohl aber zwei oder mehrere Namen 

von Wahlwerberinnen aus verschiedenen Parteilisten bezeichnet; 
3. wenn er den im § 13 Absatz 3 hinsichtlich der Gültigkeit eines 

Stimmzettels enthaltenen Vorschriften nicht entspricht. 
(7) Streichungen machen den Stimmzettel nicht ungültig, wenn 

wenigstens der Name einer Wahlwerberin oder die Partei bezeichnet 
bleibt. 

(8) Wenn ein Kuvert mehr als einen gültig ausgefüllten Stimm­
zettel enthält und diese Stimmzettel auf verschiedene Parteien lauten, 
sind alle ungültig. Lauten die gültig ausgefüllten Stimmzettel auf die­
selbe Partei, so sind sie als ein einziger Stimmzettel zu zählen. 

§ 15. (1) Nach Ermittlung der .abgegebenen gültigen Stimmen 
(Gesamtsumme) sowie der Summe der auf jede Partei entfallenden 
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Stimmen (Parteisumme ) erfolgt die Alifteilung der Ausschußmandate 
auf die Parteilisten auf Grund der WahlzahL 

(2) Die Wablzahl wird auf folgende Art berechnet: Die Summen 
der für die einzelnen Parteilisten abgegebenen gültigen Stimmen wer­
den, nach ihrer Größe geordnet, nebeneinandergeschrieoen; unter jede 
Summe wird die Hälfte geschrieben, darunter das Drittel, das Viertel, 
das Fünftel und nach Bedarf die weiter folgenden Teilzahlen. Als 
Wahlzahl ,gilt bei 5 zu vergebenden Mandaten die fünftgrößte, bei 
7 zu vergebenden Mandaten die siebentgrößte und bei 9 zu vergeben. 
den Mandaten die neuntgrößte der so angeschriebenen Zahlen. 

(3) Jeder Partei werden so viele Ausschußmandate zugewiesen, als 
die Wahlzahl in ihrer Parteisumme enthalten ist. Wenn nach dieser 
Berechnung zwei oder mehrere Parteien auf ein Ausscbußmandat den 
gleichen Anspruch haben, 'entscheidet das Los. 

( 4) Von jeder Partei liste sind so viele Bewerberinnen, als der 
betreffenden ParteiIiste zukommen, und zwar der Reihe nach wie sie 
im Wahlvorschlag angeführt sind, als gewählt zu erklären. Ihre Namen 
sind vorn Gremialausschusse im Amtsblatte des Landes zu verlautbaren. 

(5) übet den Wahlvorgang sowie über das Ermittlungsverfahren 
ist eine Niederschrift abzufassen. 

(6) Im Wohlvorschlage angeführte, jedoch nicht gewählte Heb­
ammen (Absatz 4) sind ErsatzmitgIieder für den Fall, daß ein Mandat 
ihrer Liste erledigt wird (§ 9 Absatz 5). 

(7) Jede Partei, deren Wahlvorschlag veröffentlicht wurde (§ 12 
Absatz 6), kann zur Wahl und zUm Ermittlungsverfahren zwei Wahl­
zeuginnen entsenden, die spätestens am dritten Tage vor der Wahl dem 
Gremialausschusse (für die erste Wahl dem Amte der Landesregierung) 
namhaft zu machen sind. Ein Einfluß altl den Gang der Wahlhandlung 
steht ihnen nicht zu. 

§ 16. Die Auslagen, die aus der Vorbereitung und der Durchfüh­
rung der Ausschußwahl, und zwar auch der ersten Wahl, erwachsen, 
trägt das Hebammengremium. 

§ 17. (1) Dem Germialausschuß obliegt die Vorbereitung der der 
Beschlußfassung der Vollversammlung vorbehaltenen Verhandlungs­
gegensdiride. Er ist berufen, die dem Gremium zugewiesenen Aufgaben 
(§ 3), sofern dieselben nicht der Vollversam ..... lung vorbehalten sind, 
Zu besorgen. 

(2) Zur Beschlußfähigkeit des Gremialausschussesisc. die An­
wesenheit von mehr als der Hälfte der Ausschußmitglieder erforderlich. 
Der Gremialausschuß faßt seine Beschlüsse mit mehr als der Hälfte der 
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abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
der Vorsitzenden (§ 18 Absatz 4). 

§ 18. (1) Die Vorsteherin und deren Stellvertreterin werden für 
die Dauer der fünf jährigen Funktionsperiode des Gremialausschusses 
(§ 9 Absatz 6) von den Ausschußmitgliedern aus ihrer Mitte mittels 
Stimmzetteln mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. 

(2) Zur Vornahme der Wahl der Vorsteherin und deren Stellver­
treterin beruft die Landesregierung die gewählten Mitglieder des Gre­
mialausschusses ein. Diese kann zur Überwachung des Wahlvorschlages 
einen Vertreter zur Wahl entsenden. 

(3) Scheidet die Vorsteherin oder deren Stellvertreterin oder beide 
gleichzeitig während der Funktionsperiode des Ausschusses aus diesem 
aus (§ 9 Absatz 6), so hat nach erfolgter Einberufung des in Betracht 
kommenden Ersatzmitgliedes unverzüglich die Neuwahl dieser Funk­
tionäre für den Rest der Funktionsperiode zu erfolgen. Die Einberufung 
ZU dieser Wabl erfolgt durch die Vorsteherin, beziehungsweise deren 
Stellvertreterin oder im Falle des gleichzeitgen Ausscheidens beider durch 
das Amt der Landesregierung. Bei dieser Wahl ist der im Absatze 1 
dieses Paragraphen festgesetzte Vorgang zu beobachten. 

(4) Die Vorsceherin oder im Falle ihrer Verhinderung ihre Stell­
vertreterin führt den Vorsitz im Ausschusse. Sie vertritt das Gremium 
nach außen, leitet und überwacht die gesamte Geschäftsführung und 
unterzeichnet alle Ausfertigungen unter ihrer Verantwortung. Sie be­
sorgt auch die Einhebung der Umlagen. Durch Bevollmächtigung sei­
tens des Ausschusses oder durch die nach § 19 zu beschließenden Sat­
zungen können ihr auch weitere nach § 17 Absatz 1 den Auschuß zu­
kommende Aufgaben übertragen werden. 

(5) Urkunden über Rechtsgeschäfte sind von der Vorsteherin oder 
ihrer Stellvertreterin und einern zweiten Mitgliede des Gremialaus-
schusses zu fertigen. . 

§ 19. Innerhalb der grundsätzlichen Bestimmungen dieser Ver­
ordnung sind für jedes Hebammengremium besondere Satzungen zu 
entwerfen. In diesen vorn Gremium abzufassenden Satzungen ist insbe­
sondere die Höhe der Aufnahmegebühren und der laufenden Jahres­
beiträge festzusetzen. Die Satzungen können unter anderem auch Be­
stimmungen über die Disziplinargewalt des Ausschusses im Falle von 
Zuwiderhandlungen gegen die Satzungen enthalten. Die Beschlußfas­
sung über die Satzungen ist der Vollve(sammlung vorbehalten und 
unterliegt der Genehmigung der Landesregierung. 
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§ 20. (1) Die Aufsicht über die Hebammengremien wird von den 
Landesregierungen ausgeübt. 

(2) Im Falle des überschreitens des Wirkungskreises eines Gre~ 
miums, im Falle gesetzwidrigen Gebarens eines solchen oder im Falle 
von Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen di~ser Verordnung 
hat die Landesregierung die Abstellung der Unregelmäßigkeiten zu ver­
.anlassen; sie hat den Vollzug gesetzwidriger Beschlüsse des Gremiums 
Zu untersagen und kann bei groben Mißständen erforderlichenfalls den 
Ausschuß auflösen. 

(3) Im Falle der Auflösung des Ausschusses trifft die Landes­
regierung bis zu der innerhalb dreier Monate durchzuführenden Neu­
wahl,des Ausschusses .die erforderlichen Vorkehrungen. 

(Fohn) 
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